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Liebe Leserinnen und Leser,

Das Jahr 1989, das nun zwei Jahrzehnte zurückliegt, 
gilt – auch wenn die Entwicklungen nicht zeitgleich 
verliefen – als das Jahr der Befreiung vom Kommu-
nismus in Europa. Seitdem haben die ehemals kom-
munistischen Länder tief greifende Entwicklungen 
vollzogen, und viele von ihnen sind inzwischen Mit-
glieder der Europäischen Union. Neben den vielen 
anderen politischen, wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Herausforderungen stellen sich in all 
diesen Ländern auch die drängenden Fragen nach 
dem richtigen Umgang mit der Vergangenheit. Eine 
der Antworten besteht darin, die Hinterlassenschaf-
ten der Geheimpolizeien – soweit vor der Vernich-
tung gerettet – zugänglich zu machen. 

Im Dezember 2008 wurde das „Europäische Netz-
werk der für die Geheimpolizeiakten zuständigen Be-
hörden“ in Berlin gegründet. Die in diesem Netzwerk 
zusammenarbeitenden Institutionen aus sieben 
mittelosteuropäischen Staaten sind in ihren Ländern 
damit beauftragt, mit Hilfe der überlieferten Archi-
ve der Geheimpolizeien einen wichtigen Beitrag zur 
Aufarbeitung der kommunistischen Diktaturen zu 
leisten. 

Mit der vor Ihnen liegenden Publikation, die gemein-
sam von den beteiligten Institutionen erarbeitet 
wurde, soll erstmals ein Überblick über deren Arbeit 
gegeben werden. Vergleichend wird über die jewei-
ligen Rechtsgrundlagen, die Aufgaben, die Struktur, 
den Aktenzugang und Schwerpunkte der Arbeit in-
formiert.

Die Geheimpolizeien waren in den kommunistisch 
beherrschten Ländern Europas das wichtigste Herr-
schafts- und Unterdrückungsinstrument der jeweils 
führenden Partei. Die vor der Vernichtung gerette-
ten Akten dieser Apparate bilden heute – soweit sie 
zugänglich sind – eine unverzichtbare Quelle für die 
gesellschaftliche, wissenschaftliche und politische 
Aufarbeitung der Diktaturen, vor allem aber auch für 
die Opfer, die ihr Schicksal rekonstruieren und ihre 
Rehabilitierung erwirken möchten.

Die Geheimpolizeien der kommunistischen Diktatu-
ren wurden nach sowjetischem Vorbild gegründet. 
Ihre Hauptaufgabe, die Macht der herrschenden Par-
teien zu schützen, erfüllten sie ohne Rücksicht auf 
die Menschenrechte. Auch wenn von Land zu Land 
und von Jahrzehnt zu Jahrzehnt große Unterschiede 
bestanden – immer war es das Ziel, alle gesellschaftli-
chen Bereiche zu durchdringen und zu kontrollieren. 
Die Geheimpolizeien überwachten die Bevölkerung 
flächendeckend, schüchterten sie ein und sorgten für 
ein Klima von Angst und Ohnmacht. Die Opfer sind 
bis heute ungezählt. Die kommunistischen Geheim-
dienste waren ähnlich strukturiert und arbeiteten 
eng zusammen. Die wissenschaftliche Erforschung 
dieser Zusammenarbeit steckt noch in den Anfängen 

– nicht zuletzt, weil die Akten des KGB weitgehend 
verschlossen sind.

Widerstand und zahlreich blutig niedergeschlage-
ne Aufstände begleiteten die Geschichte des euro-
päischen Kommunismus von Anfang an. Unzählige 
Menschen verbrachten viele Jahre ihres Lebens in 
Lagern und Gefängnissen. Viele wurden zum Tode 
verurteilt oder ohne Gerichtsverfahren ermordet.

Die Akten der Geheimpolizeien zeugen jedoch nicht 
nur von Willkür und Gewalt, sondern erzählen auch 
die Geschichte von Opposition und Widerstand. Die 
geöffneten Archive tragen dazu bei, dass kommende 
Generationen den Widerstand gegen die kommunis-
tischen Regime als wertvollen Teil der europäischen 
Freiheitsgeschichte wertschätzen. 

Die Unterlagen der Geheimpolizeien ermöglichen 
es außerdem, die Verbrechen der kommunistischen 
Ära genauer als bisher zu erforschen. Dies ist inso-
fern von besonderer Bedeutung, als die Erfahrungen 
der jahrzehntelang kommunistisch beherrschten 
Gesellschaften Mittel- und Osteuropas noch nicht 
zum selbstverständlichen Teil des europäischen Ge-
schichtsbildes geworden sind. Aber die Osterweite-
rung der EU braucht die „Westerweiterung“ der Er-
innerung, braucht die Auseinandersetzung mit dem 
Kommunismus in ganz Europa. Inzwischen gibt es 
dazu in der Europäischen Union hoffnungsvolle An-
sätze.

In den sieben im Netzwerk vertretenen Staaten ist hin-
sichtlich der Diktaturaufarbeitung schon viel erreicht 
worden, obwohl die Auseinandersetzung mit der Ver-
gangenheit nicht selten durch Verklärung, durch alte 
Seilschaften oder Desinteresse behindert wird.

In allen sieben Ländern sind von den Parlamenten 
besondere Behörden eingerichtet und mit unter-
schiedlichen Befugnissen ausgestattet worden. Den 
Opfern wurden besondere Zugangsrechte zu den 
Akten eingeräumt. Die Zugangsmöglichkeiten von 
Medien und Wissenschaftlern für die gesellschaft-
liche Aufarbeitung wurden definiert. Aufarbeitung 
hat also eine rechtsstaatliche Grundlage. Da die in 
den Unterlagen gesammelten Daten zum großen 
Teil unrechtmäßig erhoben wurden, war es nötig, die 
Rechte der Einzelnen auf Schutz der Persönlichkeit 
einerseits und das Recht der Öffentlichkeit auf Infor-
mation andererseits auszubalancieren. 

Die Aufarbeitungsgesetze und die Existenz der Auf-
arbeitungsinstitutionen zeugen vom politischen 
Willen, Vergangenheit aufzuarbeiten. 

Doch es gibt nicht nur staatliche Behörden. In vielen 
Ländern engagieren sich zivilgesellschaftliche Initia-
tiven, Opferverbände und Intellektuelle für eine um-
fassende Aufarbeitung. Ihr eigenständiger, z.T. von 
persönlichen Schicksalen inspirierter Beitrag ist ge-
nauso wichtig wie das Agieren der Institutionen. In 
weiteren Ländern Mittel- und Osteuropas, die noch 
keine rechtsstaatliche Aufarbeitung haben, setzen 
sich solche Gruppen dafür ein, dass die Verbrechen 
der Geheimpolizeien aufgedeckt und deren Unter-
lagen geöffnet werden. Bereits jetzt informieren sie 
mittels Unterlagen aus privaten Archiven.

Die sieben im Netzwerk zusammenarbeitenden Ins-
titutionen berichten in der vorliegenden Publikation 
über ihre gesetzlichen Grundlagen, ihren organi-
satorischen Aufbau und ihre Arbeit. Sie richten sich 
damit an
	 Interessierte aus der Zivilgesellschaft, aus der Wis-

senschaft und an Institutionen in ihren Ländern,
 	 Akteure der Aufarbeitung in anderen ehemals 

kommunistischen Staaten,

 	 Institutionen und Initiativen in Westeuropa, die 
sich über die Aufarbeitung des Kommunismus in 
Europa informieren wollen. 

Die unterschiedlichen Entwicklungswege, Struktu-
ren und Schwerpunkte unserer Institutionen erlau-
ben keinen schematischen Vergleich. Deshalb finden 
sich in diesem Kompendium zusammenhängende 
Darstellungen, die nach Ländern geordnet sind, sich 
aber an einem Leitfaden mit sieben Schwerpunkten 
orientieren. Dies sind:
1. 	 Die Gründungsgeschichte 
2.	 Der gesetzliche Auftrag und die Aufgaben
3.	 Die rechtliche Form und der Aufbau der Institu

tion 
4.	 Umfang und Art der überlieferten Akten
5.	 Regelungen zum Aktenzugang 
6.	 Kooperationen 
7.	 Perspektiven angesichts der öffentlichen und 

politischen Debatte 

Die inhaltliche Verantwortung für die einzelnen Tex-
te liegt bei den jeweiligen Institutionen; die BStU hat 
die Zusammenstellung der Beiträge, die redaktio-
nelle Harmonisierung und die Produktion übernom-
men. 

Mit der Veröffentlichung dieses Readers ist das erste 
Jahr der Zusammenarbeit im Netzwerk zu Ende ge-
gangen – und damit auch das Jahr, in dem die BStU 
die Federführung innehatte. Ich danke unseren 
Partnern für die gute Zusammenarbeit und bin zu-
versichtlich, dass unsere Zusammenarbeit zukünftig 
mehr und mehr Früchte trägt. 

Ihnen, den Leserinnen und Lesern, wünsche ich eine 
interessante und aufschlussreiche Lektüre.

M a r i a n n e  B i r t h l e r

Die Bundesbeauftragte für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Dermokratischen Republik

Vorwort
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1.	 Gründungsgeschichte

Nach einer hitzigen öffentlichen Debatte und lang 
andauernder Expertenberatung wurde das Gesetz 
über den Zugang und die Offenlegung der Dokumen-
te und der Zugehörigkeit bulgarischer Bürger zur 
Staatssicherheit und zum Nachrichtendienst der Bul-
garischen Volksarmee am 19. Dezember 2006 von der 
40. Nationalversammlung verabschiedet. Es handelt 
sich seinem Wesen nach um kein Lustrationsgesetz. 
Seine Anwendung hat eine moralische Bedeutung.

Am 5. April 2007 genehmigte das Parlament nach ei-
ner namentlichen Abstimmung die Bildung einer ne-

unköpfigen Kommission, die mit der Umsetzung des 
Gesetzes begann. Herr Evtim Kostadinov wurde zum 
Vorsitzenden der Kommission gewählt, Herr Orhan 
Ismailov wurde stellvertretender Vorsitzender der 
Kommission, Herr Rumen Borissov der Schriftführer, 
und Herr Apostol Dimitrov, Herr Valeri Katzounov, 
Herr Georgi Georgiev, Frau Ekaterina Boncheva, Frau 
Tatyana Kiryakova und Herr Todor Trifonov wurden 
zu Mitgliedern der Kommission gewählt.

Siebzehn Jahre nach dem Umbruch kam man in Bul-
garien schließlich zu der Übereinkunft, die Doku-
mente der ehemaligen Geheimdienste zu sammeln, 
sie als Teil der Geschichte zu schützen und zu bewah-
ren und sie den Bürgern zugänglich zu machen.

Geschichtlicher Überblick:

1990
Am 5. Januar verfügte der Ministerrat die Schließung 
der 6. Abteilung der Staatssicherheit – d. h. der politi-
schen Polizei des Geheimdienstes (SS). 

Am 23. August setzte die 7. Große Nationalversamm-
lung eine siebenköpfige Kommission ein, deren 
Vorsitz der Abgeordnete der Bulgarischen Sozialisti-
schen Partei, Georgi Tambuev, innehatte. Er wurde 
mit der schwierigen Aufgabe betraut, die Mitarbeiter 
der Staatssicherheit im Parlament zu verkünden.

1991
Die Tätigkeit der „Tambuev-Kommission“ endete 
nach einer Serie von Artikeln in der Zeitung „Fax“, 
die am 23. April zur Veröffentlichung der Namen von 

33 Abgeordneten führten, die mit der 6. Abteilung 
der Staatssicherheit zusammengearbeitet hatten. 
Die Liste war kein amtliches Dokument, aber sie ver-
ursachte einen Skandal und blockierte das Verfahren 
zur Öffnung der Stasi-Akten.

1992
Es gab einen Vorstoß, die Akten der Staatssicher-
heit zu zerstören. Der Reserveoffizier General Ata-
nas Semerdjiev und der General der Reserve Nanka 
Serkedjieva wurden beschuldigt, 144.235 Akten der 
ehemaligen Staatssicherheit vernichtet zu haben. 
Am 13. Dezember dieses Jahres erließ der scheidende 
Premierminister Philip Dimitrov die Verordnung KB 
215, wonach jeder Abgeordnete (nach Zahlung von 
100 bulgarischen Lew) sich vom Innenministerium 
ein Dokument des Inhalts ausstellen lassen kann, ob 
derjenige mit der ehemaligen Staatssicherheit zu-
sammengearbeitet hat (mit Ausnahme der Ersten 
Hauptabteilung des Auslandsnachrichtendienstes 
und der 6. Abteilung (politische Polizei).

1997
Die 38. Nationalversammlung verabschiedete das 
erste Gesetz über den Zugang zur ehemaligen Staats-
sicherheit und dem Generalstab der Abteilung Nach-
richtendienst (GSID). Die mit dieser Rechtsgrundlage 
geschaffene Kommission unter Vorsitz des damali-
gen Innenministers Bogomil Bonev veröffentlichte 
in der Nationalversammlung die Namen von 23 Po-
litikern und Beamten, die für die ehemalige Staatssi-
cherheit tätig waren. Zu diesem Zeitpunkt waren 14 
dieser Personen Parlamentsabgeordnete. Das Gesetz 
war kein Lustrationsgesetz. Der Erlass Nr. 10 des Ver-
fassungsgerichtes verhinderte jedoch die Bekannt-
gabe der Namen von Personen, die zur Staatssicher-
heit gehörten, wenn von ihnen nur Registrierungs-
unterlagen erhalten waren, d. h., wenn diese in die 
Kategorie der sogenannten „Erfassten“ fallen.

2001
Die 38. Nationalversammlung änderte und ergänz-
te das Gesetz über den Zugang zur ehemaligen 
Staatssicherheit und zum Generalstab der Abtei-
lung Nachrichtendienst. Darunter fallen die Doku-
mente der ehemaligen Nachrichtendienstabteilung 
der Grenztruppen. Die „Bonev-Kommission“ wurde 

durch zwei neu geschaffene Kommissionen ersetzt. 
Bei der ersten handelte es sich um die Ständige Kom-
mission mit dem Vorsitzenden Georgi Ananiev und 
insgesamt sieben Mitgliedern. Sie wurde auf Antrag 
ihres Vorsitzenden einberufen und ist dafür zustän-
dig, die Zugehörigkeit einer bestimmten Person zur 
ehemaligen Staatssicherheit oder dem Generalstab 
der Abteilung Nachrichtendienst definitiv festzu-
stellen. Die zweite, die „Andreev-Kommission“, ver-
öffentlichte insgesamt zehn Berichte, die sich mit 
der Bekanntgabe einer Zugehörigkeit beschäftigten. 
Gemäß diesem Gesetz verbleiben die Akten im Besitz 
der Geheimdienste.

2002
Am 24. April verabschiedete die 39. Nationalver-
sammlung das Gesetz über den Schutz klassifizierter 
Informationen. Damit wurde das Gesetz über den Zu-
gang zu den Akten der ehemaligen Staatssicherheit 
widerrufen und die Tätigkeit der „Andreev-Kommis-
sion“ beendet.

2006
Die 40. Nationalversammlung verabschiedete das 
Gesetz über den Zugang und die Offenlegung der 
Dokumente und der Zugehörigkeit bulgarischer 
Bürger zur Staatssicherheit und zu den Nachrichten-
diensten der Bulgarischen Volksarmee.

2.	 Gesetzlicher Auftrag und Aufgaben

A. 	� Die alleinige Zuständigkeit der Kommission
Die Kommission zur Offenlegung der Dokumen-
te und der Zugehörigkeit bulgarischer Bürger zur 
Staatssicherheit und zu den Nachrichtendiensten 
der Bulgarischen Volksarmee (COMDOS) ist als ein-
zige Institution für die Umsetzung des Gesetzes ver-
antwortlich und dazu ermächtigt, die Zugehörig-

Die Kommission 
zur Offenlegung der Dokumente und der Zugehörigkeit 
bulgarischer Bürger zur Staatssicherheit und zu den  
Nachrichtendiensten der Bulgarischen Volksarmee

Bulgarien

Evtim Kostadinov, Vorsitzender des Komitees

The Commitee
on Disclosure of Documents and Announcing Affiliation 

of Bulgarian Citizens to the State Security 
and the Intelligence Services of the Bulgarian National Army
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keit bulgarischer Bürger zu den Organisationen der 
Staatssicherheit und den Nachrichtendiensten der 
Bulgarischen Volksarmee festzustellen und offenzu-
legen. Die Zugehörigkeit wird durch Beschlussfas-
sung einer Kommission auf Grundlage des Gesetzes, 
Artikel 29 festgestellt. Der Beschluss wird auf der In-
ternetseite und im Mitteilungsblatt der Kommission 
veröffentlicht. Ausschließlich zuständig ist die Kom-
mission auch für die Tätigkeiten zur Offenlegung, 
Verwendung und Erhaltung der Dokumente dieser 
Organisationen, ebenso die Gewährleistung des Zu-
gangs zu diesen Dokumenten für gesetzlich dazu 
berechtigte Personen. Diese Ermächtigungen be-
ziehen sich nur auf Dokumente der Organisationen 
der Staatssicherheit und der Nachrichtendienste der 
Bulgarischen Volksarmee während des Zeitraums 
vom 9. September 1944 bis 16. Juli 1991. Keine andere 
Institution oder Person ist dazu ermächtigt, die Zuge-
hörigkeit oder Informationen über die Feststellung 
einer Zugehörigkeit zu veröffentlichen. Jede Zuwi-
derhandlung wird gemäß Artikel 273 des Strafgesetz-
buches geahndet. Tätigkeiten im Bereich Forschung, 
Veröffentlichung und Untersuchung erfolgen auf 
der Basis des Gesetzes über den Zugang zur öffent-
lichen Information. Solche Tätigkeiten berechtigen 
nicht dazu, Informationen über die Feststellung der 
Zugehörigkeit einer bestimmten Person zu den ehe-
maligen Sicherheitsdiensten oder personenbezoge-
ne Daten Dritter zu veröffentlichen, die namentlich 
in den eigenen Dokumenten erwähnt werden.

B. 	 Die Befugnisse der Kommission
1. 	 Die Ermittlung und Offenlegung der Zugehö-

rigkeit von bulgarischen Bürgern zu den Orga-
nisationen der ehemaligen Staatssicherheit und 
der Nachrichtendienste der Bulgarischen Volks-
armee erfolgen gemäß Artikel 16, Absatz 2 des 
Gesetzes, bis das gesamte Archiv der ehemaligen 
Sicherheitsdienste übernommen ist. Auf Antrag 
der Kommission müssen die in Artikel 1 genann-
ten Institutionen folgende Unterlagen einrei-
chen: schriftliche Berichte, deren Inhalte vom 
Gesetz vorgeschrieben sind, alle Dokumente, die 
die zu überprüfende Person betreffen, und alle 
weiteren Materialien, die von der Kommission 
angefragt werden. Diese Berichte sind als Hilfsin-
formationen zu verstehen, da es grundsätzlich in 

die alleinige Zuständigkeit der Kommission fällt, 
über die Zugehörigkeit einer bestimmten Per-
son zu den Organisationen der Staatssicherheit 
und den Nachrichtendiensten der Bulgarischen 
Volksarmee zu entscheiden. Die „Einreichung“ ist 
als tatsächliches Einreichen von Dokumenten zu 
verstehen, die daraufhin von der Kommission in 
ihr eigenes Archiv eingegliedert werden; für ihre 
Arbeit werden ausschließlich die Originalakten 
benutzt.

2. 	 Die Entgegennahme, Verwendung und Erhal-
tung der Dokumente in den Zentralarchiven der 
Dokumente der Staatssicherheit und der Nach-
richtendienste der Bulgarischen Volksarmee ist 
laut Artikel 1, Absatz 3 des Gesetzes geregelt. Laut 
Gesetz gehören die Dokumente der ehemaligen 
Geheimdienste der Kommission und die in Arti-
kel 16 genannten Organe sind bis zur Übergabe 
an die Kommission für deren Aufbewahrung 
verantwortlich. Nach der Übernahme durch die 
Kommission werden sie zu den Zentralarchiven 
hinzugefügt, deren Organisation und Pflege zu 
den Befugnissen der Kommission gehört.

Artikel 32 des Gesetzes sieht vor, dass die Kommissi-
on die Möglichkeit hat, Dokumente nicht zu öffnen  
und öffentlich zugänglich zu machen, wenn dieses 
die Interessen der Bulgarischen Republik im Bereich 
der internationalen Beziehungen schädigen oder 
das Leben einer Person gefährden könnte. Solche Do-
kumente werden innerhalb der Zentralarchive in ei-
nem gesonderten Archivdepot erfasst, das direkt der 
Verfügungsgewalt des Kommissionsvorsitzenden 
unterliegt.

C.	� Welche Personen werden einer Überprüfung 
unterzogen? 

Die Feststellung einer Zugehörigkeit ist obligato-
risch für: 
1.	 Personen, die von Wahlkommissionen als Kan-

didaten für folgende Wahlen geführt werden: 
Wahl zum Präsidenten oder Vizepräsidenten, 
Abgeordnetenwahlen für Nationalversammlung 
und Europaparlament, Wahlen zum Bürgermeis-
ter und zum Gemeinderat;

2.	 Personen in öffentlichen Ämtern, die diese vom 
10.  November 1989 bis zur Umsetzung des Geset-
zes innehatten;

3.	 Personen in öffentlichen Ämtern oder Personen 
des öffentlichen Lebens, die ihre Ämter oder Po-
sitionen an dem Tag der Umsetzung des Gesetzes 
innehatten; und 

4.	 Personen, die als Schuldner erfasst wurden oder 
Mitarbeiter eines Unternehmens auf Verwal-
tungsebene oder Aufsichtsebene, das gemäß 
Gesetz über den Zugang zur öffentlichen Infor-
mation aufgrund von Zahlungsausständen in ei-
nem Amtsblatt als Schuldner erfasst wurde. Die 
Überprüfung der Personen dieser Kategorie wird 
nicht nur für den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes durchgeführt, sondern auch zukünftig, 
wenn die betreffende Person z. B. für Wahlen 
kandidiert, ein öffentliches Amt innehat oder 
eine Person des öffentlichen Lebens ist.

D. 	� Wer kann die Feststellung einer Zugehörig­
keit beantragen?

Das Verfahren wird durch Artikel 27 des Gesetzes 
festgelegt und rechtlich als eine Voruntersuchung 
definiert. Durchgeführt wird es nach schriftlichem 
Antrag von:
1.	 politischen Parteien, Vereinigungen und Organi-

sationen hinsichtlich ihrer Mitglieder;
2.	 Organen der Legislative, Exekutive und Judikati-

ve, hinsichtlich der Personen, die in ein öffentli-
ches Amt gewählt oder berufen werden; und

3.	 Berufsverbänden, Gewerkschaften, öffentlichen, 
religiösen, wissenschaftlichen und anderen zivil-
gesellschaftlichen Organisationen und Vereinen 
hinsichtlich ihrer Mitglieder.

Der Antrag wird vom Repräsentanten der Einrich-
tung oder Organisation unterzeichnet. Eine Vorun-
tersuchung darf nicht ohne die schriftliche Geneh-
migung der zu überprüfenden Person durchgeführt 
werden, die dem Antrag beigelegt werden muss. In 
der Praxis wird eine solche Überprüfung häufig für 
Personen beantragt, die nicht Mitglieder der Partei 
oder Organisation sind, was ebenfalls unzulässig ist. 
Das Ergebnis der Voruntersuchung wird dem An-
tragsteller mitgeteilt und, wenn eine Zugehörigkeit 
festgestellt wurde, auch der überprüften Person. 

E.	� Welche Informationen dürfen nicht ver­
öffentlicht werden?

1.	 Informationen über Verstorbene dürfen nicht 
veröffentlicht werden.

2.	 Informationen über Personen, die vor Erreichen 
des 18. Lebensjahres schriftlich eine Verpflich-
tungserklärung gegeben haben, dürfen nicht 
veröffentlicht werden.

3.	 Personen, die gemäß Artikel 27 des Gesetzes einer 
Voruntersuchung unterzogen wurden, können 
die Veröffentlichung der Informationen über 
ihre Zugehörigkeit zur Staatssicherheit verhin-
dern, wenn sie ihre Kandidatur für ein öffent
liches Amt innerhalb von drei Tagen nach Erhalt 
der Untersuchungsergebnisse in Schriftform zu-
rückziehen bzw. innerhalb von drei Tagen schrift-
lich erklären, dass sie sich aus dem öffentlichen 
Leben zurückziehen. Diese Möglichkeit kann 
nicht von Personen wahrgenommen werden, die 
von Wahlkommissionen als Kandidaten für eine 
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Wahl geführt werden, und ihre Zugehörigkeit 
wird trotz der Rücknahme ihrer Kandidatur of-
fengelegt.

F. 	� Welche Personen werden nicht überprüft?
Personen, die nach dem 16. Juli 1973 geboren wurden, 
werden keiner Überprüfung unterzogen.

G. 	� Für wen darf die Zugehörigkeit nicht fest­
gestellt werden?

 Für eine Person, die Leiter einer Abteilung oder eines 
Referats des dem Verteidigungsministerium unter-
stellten Militärischen Nachrichtendienstes ist oder 
war, oder für eine Person, die nach dem 16. Juli 1991 
Leiter einer Abteilung oder eines Referats des Natio-
nalen Nachrichtendienstes wurde, darf die Zugehö-
rigkeit nicht festgestellt werden. Die Zugehörigkeit 
darf auch für ausländische Bürger nicht festgestellt 
werden, auf die die gesetzlichen Regelungen nicht 
anwendbar sind.

H. 	� Wie kann die Zugehörigkeit ermittelt  
werden?

Die Zugehörigkeit wird auf Grundlage der Doku-
mente festgestellt, die sich in den Informationsbe-
ständen der ehemaligen Staatssicherheitsdienste 
befinden. Die rechtliche Definition von „Dokument“ 
ist „jede schriftliche Information, ungeachtet des In-
formationsträgers, einschließlich der Informationen 
in automatisierten und komplexen Informationssys-
temen und Datenbanken“. Diese Verordnungen sind 
hinsichtlich des Verfahrensrechtes über schriftliche 
Beweise eindeutig. In Artikel 25 des Gesetzes wird 
definiert, welche Dokumente die Grundlage für die 
Ermittlung einer Zugehörigkeit bilden:
1.	 um die Tätigkeit eines hauptamtlichen Angestell-

ten festzustellen: Dokumente, die Angaben zu 
seinem persönlichen Anstellungsverhältnis ent-
halten, Arbeitspläne oder Gehaltslisten;

2.	 um die Tätigkeit eines außerordentlichen Mitar-
beiters festzustellen: Dokumente, die Angaben 
zu seinem persönlichen Anstellungsverhältnis 
enthalten, Arbeitspläne oder Gehaltslisten; und 

3. 	 um die Tätigkeit eines inoffiziellen Mitarbeiters 
festzustellen: die eigenhändig verfasste oder un-
terzeichnete Erklärung über die Zusammenar-
beit; eigenhändig verfasste oder unterzeichnete 

Agentenberichte des Mitarbeiters, die als operati-
ver Bericht in den Fällen dienten; Dokumente des 
für ihn verantwortlichen hauptamtlichen oder 
außerordentlichen Mitarbeiters sowie Informati-
onen über die Person in den Untersuchungssyste-
men (Anwerbedossiers und -akten) und über die 
vollständige Vernichtung von Aufzeichnungen 
oder anderen Informationsträgern. 

Auch wenn Namen und Pseudonyme einer Person in 
den Untersuchungsakten oder Anwerbedossiers der 
betreffenden Dienste enthalten sind, wird dies von 
der Kommission offengelegt und Letztere muss in ih-
rem Beschluss vermerken, dass Mangel an weiteren 
Beweisen gemäß Artikel 25, Absatz 3 besteht. Diese 
rechtliche Lösung schließt Diskussionen darüber 
aus, ob die Zugehörigkeit einer Person offengelegt 
werden sollte, von der keine eigenhändig verfasste 
oder unterzeichnete Erklärung über die Mitarbeit 
oder ein eigenhändig verfasster Agentenbericht etc. 
vorliegen. Auch wenn die Person nur registriert war, 
müssen sie gemäß den Bestimmungen des Artikels 
25, Absatz 3 offengelegt werden. Selbst wenn nur ein 
Dokument gemäß Artikel 25, Absatz 3 vorhanden ist, 
ist die Kommission verpflichtet, die Zugehörigkeit 
offenzulegen, unabhängig davon, ob das Dokument 
von der überprüften Person erstellt wurde.
 
Dieser rechtliche Ansatz wurde befürwortet, da die 
ehemaligen Dienste eine große Menge Archivakten 
vollständig vernichtete; nur ein Teil der Dokumente 
oder nur die Registrierungsunterlagen der Person 
wurden aufbewahrt. Eine andere Herangehensweise 
würde nur den Zielen derjenigen dienen, die die voll-
ständige Vernichtung anordneten.

3.	� Rechtsform und Organisation  
der Einrichtung

COMDOS ist eine unabhängige staatliche Institution 
für die Umsetzung der Politik der Bulgarischen Re-
publik hinsichtlich Deklassifizierung, Offenlegung 
und Lagerung der Dokumente der Staatssicherheit 
und der Nachrichtendienste der Bulgarischen Volks-
armee. Die Kommission ist eine juristische Person 
und arbeitet mit staatlichen Haushaltsmitteln; ihr 

Hauptsitz befindet sich in Sofia. Sie ist dauerhaft tätig 
und wird von der Regierung unterstützt. Die Kom-
mission hat zweimal jährlich Tätigkeitsberichte bei 
der Nationalversammlung einzureichen, bis spätes-
tens 20. Juli bzw. 20. Dezember; die Berichte werden 
durch Beschluss angenommen. Das Budget der Kom-
mission wird durch das Gesetz über den Staatshaus-
halt festgelegt. 

Die Kommission ist ein Kollegialorgan und besteht 
aus neun Mitgliedern, einschließlich des Vorsitzen-
den, stellvertretenden Vorsitzenden und Schrift-
führers; sie wird auf Grund der Vorschläge der Par-
lamentsfraktionen von der Nationalversammlung 
für eine Amtsperiode von fünf Jahren gewählt. Die 
Mitglieder der Kommission können nur einmal 
wiedergewählt werden. Bei der Zusammenstellung 
der Kommissionsmitglieder soll keine der Parteien 
oder Koalitionen in der Nationalversammlung eine 
Mehrheit haben. Die Nationalversammlung wählt 
die Mitglieder der Kommission namentlich aus. Die 
Nationalversammlung bestimmt einen Vorsitzen-
den, einen stellvertretenden Vorsitzenden und einen 
Schriftführer aus der Reihe der bereits ernannten 
Kommissionsmitglieder. Der Vorsitzende der Kom-
mission vertritt sie, leitet und organisiert ihre Tätig-
keit.

Die Sitzungen der Kommission werden vom Vorsit-
zenden der Kommission und auf ihre Initiative oder 
schriftlich von mehr als der Hälfte der Kommissions-
mitglieder einberufen. Die Sitzungen der Kommis-

sion sind beschlussfähig mit mehr als der Hälfte der 
Kommissionsmitglieder. Beschlüsse werden durch 
Mehrheitsbeschluss von mehr als der Hälfte aller 
Kommissionsmitglieder in offener Abstimmung ge-
fasst.

Insgesamt sind 103 Angestellte in der Verwaltung 
beschäftigt. Zur Verwaltung gehören Büros, die di-
rekt dem Vorsitzenden unterstehen, drei Direktorate, 
eine Abteilung „Spezialarchiv und Kartei“ und eine 
Abteilung für „rechtliche Belange“.

4.	� Umgang mit den Dokumenten und 
Überlieferungslage

Seit ihrer Wahl und im Rahmen ihrer Befugnisse hat 
COMDOS Personen überprüft, die öffentliche Ämter 
innehaben oder innehatten oder als Personen des 
öffentlichen Lebens gelten oder galten. In jedem 
einzelnen Fall urteilt es auf Grundlage der unmittel-
baren Kenntnis der Originaldokumente über die zu 
überprüfenden Personen. Wenn notwendig, führt 
sie zusätzliche Überprüfungen im Lager des Archivs 
und Anhörungen von Agenten des Geheimdienstes 
durch. 

Oberste Priorität für die Arbeit von COMDOS hat der 
Aufbau von Zentralarchiven für die Dokumente der 
Staatssicherheit und der Nachrichtendienste der Bul-
garischen Volksarmee, die im Zeitraum vom 9. Sep-
tember 1944 bis 16. Juli 1991 erstellt wurden. Seit Be-
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ginn ihrer Tätigkeit hat die Kommission ständig Do-
kumente von den Organen entgegengenommen, die 
in Artikel 16, Absatz 1 des Gesetzes über die Offenle-
gung von Dokumenten und die Offenlegung der Be-
ziehungen bulgarischer Bürger zur Staatssicherheit 
und zu den Nachrichtendiensten der Bulgarischen 
Volksarmee genannt werden, um Untersuchungen 
durchzuführen, Beschlüsse zu fassen und auf Anfra-
gen von Bürgern, Journalisten und Wissenschaftlern 
einzugehen. Die an die Kommission eingereichten 
Archivmaterialien werden in den Depots im Gebäu-
de Vrabchastr. 1 gelagert. Die Depots erfüllen mo-
dernste Anforderungen und werden mit besonderen 
Sicherheitskontrollen geschützt.

Einem Beschluss des Ministerrates folgend, wurden 
COMDOS drei Gebäude als Archivdepot zur Verfü-
gung gestellt, die sich derzeit im Umbau befinden.
 
Die Dokumente werden unter anderem von der Na-
tionalen Untersuchungsbehörde, dem militärischen 
Spionageabwehrdienst und der Datenbank sowie 
den Archiven der Nationalen Sicherheitsbehörde 
übergeben, anschließend werden sie gesammelt, 
zusammengestellt und archivarisch bearbeitet. Täg-
lich werden Dokumente aus den Archiven des In-
nenministeriums, des Inlandsnachrichtendienstes 
und des Militärischen Nachrichtendienstes des Ver-
teidigungsministeriums eingereicht. Seit kurzem 
erhält die Kommission auch Archivdokumente von 
den Regionalbüros des Innenministeriums, von den 
operativen, offiziellen und Parteiarchiven des Innen-
ministeriums, die restlichen Archivdokumente des 
Inlandsnachrichtendienstes, des Militärischen Nach-
richtendienstes des Verteidigungsministeriums, 
vom Justizministerium, vom Nationalen Amt für den 
Schutz von Personen, vom Amt für Nationale Sicher-
heit und von der Nationalen Sicherheitsbehörde und 
dem Außenministerium.

Die als Ausdruck und elektronisch vorliegenden 
Archivmaterialien befinden sich in gutem Zustand. 
Ersten Schätzungen zufolge umfasst der Bestand an 
Ausdrucken 20 laufende km. Sie sind in Archivein-
heiten zusammengefasst und systematisiert, die ge-
bunden, nach Inventarlisten gruppiert, nummeriert 
und authentifiziert wurden. Darunter sind ältere Do-

kumente sowie solche, die durch häufigen Gebrauch 
abgenutzt wurden. Dies macht deutlich, dass Maß-
nahmen für Restaurierung und Erhalt sofort einge-
leitet werden müssen.

Die übernommenen Archivdokumente werden ge-
mäß moderner Standards systematisiert und bear-
beitet, eine wissenschaftliche Beratungsstelle wurde 
geschaffen und Maßnahmen zur Bildung eines Versi-
cherungsfonds für die Dokumente werden ergriffen.
 
Die Sammlung, Vervollständigung, Systematisierung 
und Erhaltung der Archivdokumente, die sich auf die 
Tätigkeit des ehemaligen Nachrichtendienstes bezie-
hen, ist vollständig auf das Ziel ausgerichtet, einen 
schnellen und effizienten Zugang für alle Bürger, 
Wissenschaftler und Journalisten zu den im Zentral-
archiv verwahrten Archivmaterialien zu schaffen.

5.	 Zugang zu den geheimen Akten

Artikel 1, Absatz 1 des Gesetzes über die Funktion 
der Bulgarischen Kommission besagt: „… das Gesetz 
regelt die Verfahren für Zugang, Deklassifizierung, 
Nutzung …“ der Dokumente der Staatssicherheit und 
der Nachrichtendienste der Bulgarischen Volksar-
mee. Der Gesetzgeber legt absichtlich besonderen 
Nachdruck auf den Zugang zu den Akten. Grundge-
danke ist nicht nur, diese Dokumente als historisches 
Erbe zu bewahren, sondern sie auch allen Personen 
zugänglich zu machen, die entweder Zielobjekt oder 
Mitarbeiter der Geheimdienste waren. Dies kann die-
sen Personen ermöglichen, bisher verborgene Wahr-
heiten über sich zu erfahren, die möglicherweise ihr 
Leben beeinflusst haben. Der Lesesaal der Kommissi-
on steht immer allen offen, die Einsicht in die alten 
Akten nehmen wollen. 

Bei ihrer Arbeit mit den Bürgern befolgt die Kommis-
sion streng die gesetzlichen Regelungen. Jede Person 
hat das Recht auf: 
 	 Zugang zu Informationen, die über sie zusam-

mengestellt wurden, über ihren verstorbenen 
Ehegatten oder direkte Angehörige bis zu Ver-
wandten zweiten Grades einschließlich des Zu-
gangs zu den Organen gemäß Artikel 1; 

 	 die Beantragung einer Untersuchung für sich 
selbst oder für ihren verstorbenen Ehegatten oder 
direkte Angehörige bis zu Verwandten zweiten 
Grades einschließlich für den Zweck der Ermitt-
lung einer Zugehörigkeit zu den Organen gemäß 
Artikel 1; und 

 	 Zugang zu den Dokumenten der Organe für 
wissenschaftliche, journalistische und Untersu-
chungszwecke gemäß den Bestimmungen des 
Gesetzes über den Zugang zu öffentlichen Infor-
mationen. 

Das in Absatz 1 genannte Recht kann von Personen 
selbst wahrgenommen werden oder durch eine 
schriftliche Anfrage an die Kommission von einer 
bevollmächtigen Person mit notariell beglaubigter 
Vertretungsvollmacht. 

Die Kommission soll die Anfrage schriftlich inner
halb von 30 Tagen beantworten und der Person Zeit
punkt und Ort für die Untersuchung der betreffen
den Dokumente mitteilen. 

Der Zugang soll Folgendes beinhalten:
 	 direkte Untersuchung der Dokumente, 
 	 die Erstellung von Dokumentenkopien und
 	 die Offenlegung der Identität der Personen, die 

Informationen für den Fall bereitgestellt haben.
Wenn der Inhalt der Dokumente die Rechte und 
rechtlichen Interessen Dritter maßgeblich verletzt, 
deren Namen in den Dokumenten genannt wer-
den und diese oder ihre gesetzlichen Erben nicht 
ausdrücklich ihre schriftliche Genehmigung erteilt 
haben, werden Dokumentenkopien ohne die Daten 
Dritter zur Verfügung gestellt. In diesen Fällen un-
terzeichnet die Person eine Geheimhaltungsverein-
barung über die Tatsachen, die ihm oder ihr bekannt 
werden.

Eine Person, deren Zugehörigkeit zur Staatssicher-
heit oder zu den Nachrichtendiensten der Bulgari-
schen Volksarmee festgestellt wurde, hat das Recht, 
sich mit den Dokumenten in ihrer Personalakte oder 
Arbeitsakte vertraut zu machen. Die Person kann den 
Beschluss der Kommission hinsichtlich der Feststel-
lung ihrer Zugehörigkeit gemäß den Bestimmungen 
der Verwaltungsordnung anfechten.

Entsprechend den Bestimmungen des Gesetzes über 
Anwendung von Artikel 4 des Gesetzes über die po-
litische und zivile Rehabilitierung für Personen, die 
repressiven Maßnahmen ausgesetzt waren, stellt die 
Kommission Bescheinigungen über erlittene Repres-
sionen aus. Das Gesetz bestimmt die Höhe und Aus-
zahlungsart einer einmaligen Entschädigung für er-
littenen materiellen und immateriellen Schaden für 
Personen, die aufgrund ihrer Herkunft, politischen 
Überzeugung oder aufgrund ihres Glaubens im Zeit-
raum vom 12. September 1944 bis 10. November 1989 
repressiven Maßnahmen ausgesetzt waren.

Im Lesesaal der Kommission können die Besucher die 
beantragten Dokumente in angenehmer Umgebung 
und ohne jegliche Einschränkung studieren. Viele 
bitten um Kopien der Akten. 

Im zweiten Jahr nach der Aufhebung der Geheimhal-
tung der Akten konnten wir ein wachsendes Interes-
se bei Forschern und Journalisten feststellen. Diese 
Berufsgruppen interessieren sich vornehmlich für 
die offiziellen Archive der Geheimdienste, deren Ak-
tivitäten und deren interne Strukturen sowie für das 
System der Anwerbung und den Einsatz der Agenten. 
Die ersten Veröffentlichungen, die auf Materialien 
aus unseren Archiven basieren, sind bereits auf dem 
Buchmarkt erschienen. 

Auch ausländische Wissenschaftler haben Zugang 
zu unseren Akten angefragt. Sie suchen nach Do-
kumenten über bestimmte Ereignisse der jüngsten 
Vergangenheit, die international diskutiert wurden, 
und interessieren sich für die Interpretation dieser 
Ereignisse durch die Geheimdienste.

6.	 Zusammenarbeit

Während ihres zweijährigen Bestehens hat sich 
COMDOS nicht nur in Bulgarien einen Namen als 
funktionierende Institution gemacht, sondern auch 
im Ausland. Zweifellos war die Einladung, dem „Eu-
ropäischen Netzwerk der für die Geheimpolizeiak-
ten zuständigen Behörden“ beizutreten, für uns eine 
Anerkennung. Gemeinsam mit den Partnerorgani-
sationen aus sechs anderen Ländern werden wir zur 
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vollständigen Aufklärung der Dokumente aus der 
jüngsten Vergangenheit der Länder des ehemaligen 
Ostblocks beitragen.

Zum einjährigen Bestehen der Einrichtung organi-
sierte die Kommission eine Konferenz mit interna-
tionaler Teilnahme zu dem Thema „Ein Jahr Kom-
mission für Dossiers – Erwartungen, Haltungen und 
Fragen der Öffentlichkeit“. Die Veranstaltung wurde 
von vielen Teilnehmern, Vertretern staatlicher Ein-
richtungen, politischer Parteien, Nichtregierungs-
organisationen, Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens und Bürgern besucht. Die Diskussion zum 
Thema „Aktengesetz und die Nationale Sicherheit“ 
wurde für besonders interessant erachtet. Die Gäste 
aus Deutschland, Polen, der Slowakei und Slowenien 
berichteten über ihre Erfahrungen bei der Öffnung 
der Geheimarchive.

Zum zweijährigen Bestehen der Kommission organi-
sierten wir eine internationale Konferenz „Die Akten 
der Geheimdienste – eine Quelle geschichtlichen 

Wissens“. Nicht nur bulgarische Wissenschaftler und 
Personen des öffentlichen Lebens hielten Vorträge, 
sondern auch unsere Gäste aus Deutschland, Estland, 
Polen, Rumänien und der Slowakei. 

„Totalitäre Regime und die Offenlegung der Auf-
zeichnungen in Osteuropa“ war das Thema der öf-
fentlichen Anhörungen, die am 18. September 2008 
und am 18. März 2009 im Europäischen Parlament 
in Brüssel stattfanden. Bulgarien wurde von Evtim 
Kostadinov, dem Vorsitzenden der Kommission, und 
von Ekaterina Boncheva, einem Kommissionsmit-
glied, vertreten. Im Rahmen der bestehenden Part-
nerschaften besuchten kleine, aus Kommissionsmit-
gliedern und Experten bestehende Delegationen die 
Archive in Polen, der Tschechischen Republik, Rumä-
nien und Deutschland.

Die Mitglieder der Kommission nehmen ständig an 
Konferenzen, Seminaren und Diskussionen zur his-
torischen Rolle und Stellung der Archive der ehema-
ligen Nachrichtendienste teil.

7.	� Die Perspektiven der Einrichtung im 
Licht der öffentlichen und politischen 
Debatte

Die Tätigkeit der Kommission zur Offenlegung der 
Dokumente und der Beziehungen bulgarischer Bür-
ger zur früheren Staatssicherheit und den Nachrich-
tendiensten der Bulgarischen Volksarmee basiert auf 
dem Prinzip völliger Offenheit. Gemäß ihren gesetz-
lich festgelegten Befugnissen geht die Kommission 
ihrer öffentlichen Tätigkeit nach.

Gemäß Artikel 14 des Gesetzes gibt die Kommissi-
on ein Mitteilungsblatt heraus, in dem sie Infor-
mationen zu ihrer Tätigkeit und zu den gefassten 
Beschlüssen veröffentlicht. Dieses Mitteilungsblatt 
enthält auch die Berichte, die die Kommission der 
Nationalversammlung vorlegt. Im hier dargelegten 
Tätigkeitszeitraum hat COMDOS zwei Bulletins und 
zwei umgangssprachlich verfasste Broschüren her-
ausgegeben, in denen sie über die Motivation ihrer 
Mitglieder, über abgeschlossene Arbeiten, über den 
Zugang der Bürger zu den Archivakten und über die 
Resonanz in der Gesellschaft informiert.

Wie vom Gesetz vorgesehen, ist die Kommission 
dazu verpflichtet, Forschung zu leisten, Dokumente 
zu veröffentlichen und Seminare, Konferenzen und 
Ausstellungen mit informativem und bildendem 
Charakter zu veranstalten. Im zweiten Jahr ihres 
Bestehens und nach Erhalt der eigenen Räumlich-
keiten und Vergrößerung der Archivbestände fuhr 
die Kommission damit fort, diesen Verpflichtungen 
nachzukommen. Wir stellten die erste Dokumen-
tensammlung „Der KGB und der Bulgarische Staats-
sicherheitsdienst – Verbindungen und Abhängig-
keiten“ zusammen. Wir entwickelten einen Plan zur 
Veröffentlichung weiterer Dokumente, hauptsäch-
lich aus den offiziellen Archiven der Geheimdienste; 
auf diese Weise versuchen wir, die Wissenschaftler 
bestmöglich zu unterstützen. 

Das Interesse der Journalisten an den Dokumenten 
im Archiv der Kommission ist enorm. Ein Fernseh-
sender strahlte die dreißigminütige Reihe „Handeln 
auf Anweisung“ fast ein Jahr lang aus. Eine Vielzahl 
journalistischer Artikel befasst sich mit den Inhalten 

der Geheimakten der ehemaligen bulgarischen Ge-
heimdienste. Einige von Historikern und Journalis-
ten verfasste Bücher zur Geschichte des bulgarischen 
Staatssicherheitsdienstes sind erschienen.

Trotz einiger negativer Reaktionen von Personen und 
Personenkreisen, die vom Gesetz und seiner strengen 
Auslegung durch die Kommission betroffen waren, 
erfuhr die Kommission insgesamt die Unterstützung 
der Öffentlichkeit und der Medien. Das wachsende 
Interesse wird auch durch die hohe Besucheranzahl 
der Internetseite der Kommission, www.comdos.bg, 
bestätigt.

Die Kommission zur Offenlegung der Dokumente 
und der Zugehörigkeit bulgarischer Bürger zur frü-
heren Staatssicherheit und den Nachrichtendiensten 
der Bulgarischen Volksarmee strebt eine Bewertung 
ihrer Tätigkeit anhand der öffentlichen Meinung an. 
Für ihre zweijährige Tätigkeit beauftragte sie das Na-
tionale Meinungsforschungszentrum mit der Durch-
führung repräsentativer Umfragen (2008 & 2009) zur 
Haltung der Gesellschaft.

Die komparative Analyse der beiden sozialwissen-
schaftlichen Erhebungen zeigt nach Meinung der 
Soziologen, dass, wenn eine Institution ihrer Tätig-
keit gut und ohne wesentliche Störungen von außen 
nachgeht, dies zu einer besonnenen und pragmati-
schen Betrachtungsweise der Bürger führt.

Es wird darauf hingewiesen, dass, obwohl die Perso-
nen, die der Tätigkeit der Kommission mit Vorbehal-
ten gegenüberstehen, etwas mehr als 1/3 der Befrag-
ten ausmachen, sich ihre Vorbehalte hauptsächlich 
auf die Auslegung der Beschlüsse der Kommission 
durch die Medien beziehen und nicht auf deren Tä-
tigkeit selbst. Mit anderen Worten ist dies eine Reak-
tion auf die Mechanismen zur Veröffentlichung der 
Informationen und auf die Konsequenzen ihrer Be-
schlüsse, die kaum als Fehler oder Verantwortlichkeit 
der Kommission betrachtet werden kann. Auf der Su-
che nach reißerischen Schlagzeilen präsentieren die 
Medien ihren Lesern, Zuschauern oder Hörern im-
mer wieder falsche Darstellungen und „entdecken“ 
Skandale im unvermeidlichen Konflikt zwischen den 
überprüften Personen und der Kommission.
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Dabei handelt es sich größtenteils um Menschen, die 
jung, arm und ungebildet sind. Durch den Mangel an 
Skandalen über die Arbeit der Kommission wird ihre 
Aufmerksamkeit nicht geweckt. Soziale Randgrup-
pen glauben nicht, dass die Kommission zur Lösung 
entscheidender Fragen beiträgt, und es gibt keine 
Möglichkeit, ihre Aufmerksamkeit zu gewinnen. Die 
Thematik, mit der sich die Kommission beschäftigt, 
ist kein Bestandteil ihrer Wertvorstellungen, die 
stark durch den täglichen Kampf um das Überleben 
geprägt werden.

All dies zeigt, dass sich die Kluft zwischen denjenigen 
verbreitert, die sich für die Arbeit und die Beschlüs-
se der Kommission interessieren, und den Gruppen, 
die ihre Unkenntnis noch nicht einmal verbergen. 
Obwohl die Bedeutung der reibungslosen Tätigkeit 
der Kommission und die Vermeidung von Konflikten 
bei der Veröffentlichung ihrer Beschlüsse geschätzt 
wird, so muss doch auch erwähnt werden, dass die 
Kommission bei der Steigerung des Interesses für 
ihre Arbeit dort Fortschritte macht, wo bereits Inter-
esse besteht, dass ihr jedoch gleichzeitig der Versuch 
misslingt, die Aufmerksamkeit derjenigen zu gewin-
nen, die sich nicht dafür interessieren. 
 
Die Befragung zeigt beständige und deutliche Ten-
denzen bei den Meinungen über die Offenlegung 
der Zugehörigkeit von allen Personen des öffentli-
chen Lebens zu den kommunistischen Geheim- und 
Nachrichtendiensten. Die Hälfte aller Bulgaren for-
dert eine dauerhafte Lösung für dieses Problem. Die 
Einwohner Sofias und die Anhänger der Oppositions-
parteien haben diesbezüglich eine besonders poin-
tierte Einstellung. (Diagramm 1)

Die Umfrage zeigt eine positive Wachstumstendenz 
beim Anteil der Bulgaren, die überzeugt sind, dass 
keine Person ein öffentliches Amt bekleiden sollte, 
die aktiv bei den Geheimdiensten der Vergangenheit 
tätig war.

Diese Ansicht vertreten 61 % der Bulgaren; das sind 
3 % mehr als im Vorjahr. Hauptsächlich Bessergestell-
te vertreten diesen Standpunkt: gebildete Personen, 
die Einwohner Sofias und Arbeitnehmer zwischen 30 
und 60 Jahren. (Diagramm 2)

Die öffentliche Meinung besagt, dass es zwei genau 
bestimmte Gruppen gibt, die ein begründetes Inter-
esse am Scheitern der Kommission haben: bestimm-
te Regierungskreise und ehemalige Geheimdienst-
agenten, die nicht ins Licht der Öffentlichkeit gera-
ten wollen. Ein Fünftel der Bulgaren ist der Meinung, 
dass die Arbeit der Kommission von den besonderen 
Interessen einiger amtierender Politiker behindert 
wird.

6 % der Befragten sind der Meinung, dass ehemalige 
Geheimdienstmitarbeiter die Arbeit von COMDOS 
behindern. Das Misstrauen in die Regierung blieb im 
Vergleich mit den Ergebnissen aus dem Vorjahr un-
verändert.

Diese Erhebung zeigt eine positive Veränderung 
hinsichtlich der Bewertung des Zusammenhangs 
zwischen der Offenlegung der Geheimakten und der 
nationalen Sicherheit. (Diagramm 3) 

Die Anzahl der Personen, die Vorbehalte gegen die 
Kommission haben, weil deren Arbeit ihrer Meinung 
nach die Sicherheit des Landes gefährdet, ist um 5 % 
gesunken. Dies ist die unmittelbare Auswirkung der 
Art und Weise, wie die Kommission ihre Tätigkeit bis 
jetzt ausgeführt hat, und des Zusammenhalts ihrer 
Mitglieder.

42 % der Befragten vertreten die Meinung, dass die 
Kommission größtmögliche Anstrengungen unter-
nehmen sollte, um ein Archiv für die Akten der ehe-
maligen Geheimdienste aufzubauen, das als bedeu-
tender dokumentarischer Beitrag in die Geschichte 
unseres Staates eingehen sollte. (Diagramm 4)

Der Anteil der Vertreter dieser Meinung liegt bei den 
Bessergestellten, d.h. den Arbeitnehmern, Besser-
verdienenden und Stadtbewohnern, weit über dem 
Durchschnitt. Das bedeutet, dass die Voraussetzun-
gen für eine Verbreitung und Umsetzung dieser Vor-
stellung vorhanden sind. Darüber hinaus zeigt die 
Unterstützung der Intellektuellen: Diese sind sich  
der Bedeutung der Erhaltung dieses historischen 
Erbes für die Nachwelt bewusst und befürworten 
die Schaffung einer soliden, faktenbasierten Grund-
lage für die Problematik der Geheimakten als einen 

Bestandteil unserer jüngsten Vergangenheit, die 
für die jüngere Generation in Bulgarien nicht unbe-
kannt oder zweifelhaft bleiben soll.
 
Die Umfrage zeigt, dass es schwierig ist, junge Leute 
in das Thema einzubeziehen oder ihr Interesse zu ei-
nem Zeitpunkt zu erlangen, da die Kommission ihre 
Aufgabe noch nicht beendet hat. Sie werden erst in 
Zukunft Interesse zeigen, wenn ihnen ausgewoge-
ne Darstellungen zur Verfügung stehen, die keine 
sozialen Spannungen oder Auseinandersetzungen 
hervorrufen, und wenn das Archiv dieser Problema-
tik einen bedeutenden Platz in der Geschichte einge-
räumt hat. Dies wird es den nachfolgenden Genera-
tionen ermöglichen, ihr Interesse zu entwickeln und 
sich vorurteilsfrei eine eigene Meinung zu bilden.
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Sollten Personen, die der ehemaligen Staatssicherheit und den Nach-
richtendiensten der Bulgarischen Volksarmee angehört haben, ein 
öffentliches Amt bekleiden?
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Institut zur Erforschung totalitärer Regime 
und Archiv der Sicherheitsdienste

Tschechische Republik

1. 	Gründungsgeschichte

Das Institut zur Erforschung totalitärer Regime 
(www.ustrcr.cz) und das Archiv der Sicherheits­
dienste (www.abscr.cz) sind eigenständige staatli-
che Institutionen, die durch das Gesetz Nr. 181/2007 
Slg. gegründet wurden und am 1. Februar 2008 die 
Arbeit aufnahmen. Ihr in der Präambel des Gesetzes 
festgeschriebener Leitspruch lautet: „Wer sich der 
Geschichte nicht erinnert, ist dazu verdammt, sie zu 
wiederholen.“

Inspiriert wurde die Gründung einer unabhängigen 
Institution zur Untersuchung der jüngsten totalitä-
ren Vergangenheit durch die bereits bestehenden 
Einrichtungen in Nachbarländern. Die Gründung 
des Instituts des Nationalen Gedenkens 2002 in der 
Slowakei war ein besonders wichtiger Auslöser, da 
es Historikern und Forschern in einem Teil der ehe-
maligen Tschechoslowakei besseren Zugang zu den 
Dokumenten der Geheimdienste bot. 

Auch wenn es viele unterschiedliche Ansichten über 
die Notwendigkeit, das Aufgabengebiet und die Ge-
staltung einer solchen Einrichtung in der Tschechi-
schen Republik gab, so war man sich doch darin einig, 
dass eines ihrer Hauptziele sein müsse, die allgemei-
ne Unwissenheit der Bevölkerung und vor allem der 
Schulkinder über ihre jüngste turbulente Vergangen-
heit zu beseitigen. Der ursprüngliche Beschluss des 
tschechischen Senats vom 21. Juni 2006 betrachtete 
die Aufarbeitung des kommunistischen Regimes als 
eine Verpflichtung und forderte die Einrichtung ei-
nes „Instituts des Nationalen Gedenkens“ einschließ-

lich eines Archivs, das sich der Aufgabe widmen sollte, 
„die verbrecherischen und verwerflichen Organisati-
onen zu untersuchen, die auf der Ideologie der Kom-
munistischen Partei der Tschechoslowakei gründeten 
und deren Aktivitäten zwischen 1948 und 1990 auf die 
Unterdrückung der Menschenrechte und eines de-
mokratischen Systems ausgerichtet waren“.

Nach ausführlichen Debatten und zahlreichen Le-
sungen im Parlament wurde am 8. Juni 2007 das 
Gesetz rechtskräftig, mit dem ein umfangreiches 
Institut zur Erforschung totalitärer Regime (und die-
sem eingegliedert das Archiv der Sicherheitsdienste) 
gegründet wurde, das nicht nur die Zeit der totalitä-
ren kommunistischen Machtausübung (1948 –1989), 
sondern auch die Vorbereitungen für die Macht-
übernahme sowie die sogenannte Zeit der Unfreiheit 
(1938 – 1945) erforschen sollte.

Zeittafel

Bereits seit Ende 1989 gab es in der Tschechischen Re-
publik verschiedene Initiativen zur Aufarbeitung der 
totalitären Vergangenheit. Nachfolgend die wich-
tigsten Stationen auf diesem Weg bis heute: 

29. November 1989. Die Föderalversammlung (i. S. v. 
Bundesparlament) schafft Artikel 4 der Verfassung 
der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 
(ČSSR) ab, in dem die Führungsrolle der Kommunis-
tischen Partei festgeschrieben war.

4. Januar 1990. Die Regierung der ČSSR entzieht 
das Korps der Nationalen Sicherheit (Sbor národní 

bezpečnosti – SNB), Direktorat III, zuständig für mi-
litärische Spionageabwehr, der Kontrolle des Föde-
ralen Innenministeriums [1990 – 1992: Tschechische 
und Slowakische Föderative Republik] und gliedert 
es dem Ministerium für Nationale Verteidigung an.

31. Januar – 16. Februar. Ausgewählte Bereiche des 
SNB werden auf Beschluss des Föderalen Innenmi-
nisteriums aufgelöst und deren Mitglieder aus dem 
aktiven Dienst entfernt.

September 1991. Gründung des Amtes für die Doku-
mentation und die Untersuchung der Tätigkeit des 
Staatssicherheitsdienstes (Státní bezpečnost – StB) 
beim Föderalen Innenministerium, gemäß der dort 
erlassenen ministerialen Anweisung Nr. 95/1991. Der 
Direktor des Amtes untersteht direkt dem Innenmi-
nister.

Oktober. Die Föderalversammlung verabschiedet 
das Gesetz Nr. 451/1991 über die Bedingungen für die 
Besetzung bestimmter Posten in staatlichen Institu-
tionen und Organisationen (das sogenannte „große 
Lustrationsgesetz“). Dieses und spätere Gesetze (Nr. 
279/1992, 422/2000, 424/2000) legen die Kriterien fest, 
nach denen bestimmte hohe staatliche Ämter besetzt 
werden, und schließen Mitarbeiter und Zuträger von 
Staatssicherheit, Volksmiliz, militärischer Spionage-
abwehr und Mitglieder der Kommunistischen Partei, 
die vor dem November 1989 in die Partei eingetreten 
waren, von der Besetzung dieser Ämter aus.

4. Juni 1992. Eine inoffizielle und unvollständige Lis-
te von inoffiziellen Mitarbeitern der Staatssicherheit 
wird in der „Unzensierten Zeitung“ von Petr Cibulka 
veröffentlicht.

Oktober. Das Föderale Innenministerium ordnet die 
Gründung des Amtes für die Dokumentation und die 
Untersuchung der Tätigkeiten des Staatssicherheits-
dienstes an, unter Kontrolle der Untersuchungsab-
teilung der Tschechischen Polizei.

1. Januar 1993. In einem friedlichen Prozess wird die 
Tschechoslowakei in die Tschechische und die Slowa-
kische Republik geteilt. Die Verfassung der Tschechi-
schen Republik tritt in Kraft.

23. Februar. Der Generalstaatsanwalt der Tschechi-
schen Republik gründet entsprechend einer mit dem 
Innenministerium getroffenen Vereinbarung das 
Koordinationszentrum für die Dokumentation und 
Untersuchung der Gewalt gegen das tschechische 
Volk vom 8. Mai 1945 bis zum 31. Dezember 1989. Das 
Zentrum wird vom Büro des Generalstaatsanwalts 
geleitet, seine Aufgabe besteht in der Unterstützung 
der Umsetzung des Gesetzes zur strafrechtlichen Re-
habilitierung. 

1. Januar 1995. Das Innenministerium gründet per An-
weisung Nr. 83/1994 Slg. das Amt für die Dokumenta-
tion und Untersuchung der Verbrechen des Kommu-
nismus (ÚDV). Das Zentrum für die Dokumentation 
der Verbrechen des kommunistischen Regimes, das 
im Januar 1994 entstand und vom Büro des General-
staatsanwalts geleitet wird, wird dem ÚDV angeglie-
dert. Es untersteht nun der Tschechischen Polizei und 
ist bevollmächtigt, Ermittlungen durchzuführen.

26. April 1996. Das Parlament verabschiedet das Ge-
setz Nr. 140/1996 Slg. und macht damit einige Akten 
der Staatssicherheit zugänglich. Auf der Grundlage 
dieses Gesetzes können nun ca. 60.000 Akten des 
ehemaligen Spionageabwehrdienstes der Staatssi-
cherheit (ausschließlich) von tschechischen Staats-
bürgern eingesehen werden, wobei sensible Daten 
vorher geschwärzt werden.

20. Mai 1998. Das Parlament verabschiedet das Ge-
setz Nr. 148/1998 Slg. über geheime Informationen, 
womit für den größten Teil des Archivmaterials der 
Archive des ehemaligen Zentralkomitees der Kom-
munistischen Partei und des Innenministeriums im 
Laufe des nächsten Jahres die Geheimhaltung aufge-
hoben wird.

8. März 2002. Das Parlament ergänzt das 1996 von 
ihm erlassene Gesetz durch das Gesetz Nr. 107/2002 
Slg. Damit wird der Bereich der zugänglichen Ak-
ten merklich erweitert und der Bearbeitungsansatz 
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für Dokumente der Staatssicherheit umfassend ge-
ändert. Der Öffentlichkeit wird Zugang zumindest 
zu einem Teil der Akten von Nachrichtendienst und 
militärischer Spionageabwehr gewährt und theore-
tisch auch zu den Akten der Abteilungen Überwa-
chung und Aufklärungstechnik sowie der Pass- und 
Visabehörde. Das Recht auf Akteneinsicht wird auf 
ausländische Bürger ausgeweitet.

30. Juni 2004. Das Parlament verabschiedet das Ge-
setz Nr. 499/2004 Slg. über Archivwesen und Schrift-
gutverwaltung. In § 7 Abs. 1 des Gesetzes ist festge-
schrieben, dass, sofern nicht anders festgelegt, die 
Einsicht in Archivmaterialien nur dann erlaubt ist, 
wenn diese Materialien vor mehr als 30 Jahren er-
stellt wurden.

29. November 2005. Eine Gruppe von 19 Senatoren 
bringt einen Gesetzesentwurf in den Senat ein, mit 

dem sie die Gründung eines Instituts des Nationalen 
Gedenkens fordern.

2. Mai 2007. Das Unterhaus (Abgeordnetenhaus) ver-
abschiedet den in großen Teilen geänderten Gesetz-
entwurf in der dritten und letzten Lesung.

1. August. Das Gesetz Nr. 181/2007 Slg. über das In
stitut zur Erforschung totalitärer Regime, das Archiv 
der Sicherheitsdienste, und die Änderung einiger 
Gesetze treten in Kraft. Zu den damit geänderten Ge-
setzen gehört auch das Gesetz Nr. 499/2004 Slg. über 
Archivwesen und Schriftgutverwaltung, so dass es 
ausdrücklich die Einsicht in Archivmaterial gewährt, 
das vor dem 1. Januar 1990 zu Aktivitäten von Staats-
organen, Geheimdiensten oder gesellschaftlichen 
Einrichtungen und den in der Nationalen Front zu-
sammengeschlossenen Parteien erstellt wurde.

1. Februar 2008. Das Institut zur Erforschung totali-
tärer Regime und das Archiv der Sicherheitsdienste 
nehmen ihre Arbeit auf.

2. 	Gesetzlicher Auftrag und Aufgaben

Die Funktionen des Instituts zur Erforschung 
totalitärer Regime

Gemäß Artikel 4 des Gesetzes Nr. 181/2007 Slg.
	 erforscht und bewertet das Institut die Zeit der 

Unfreiheit und die Zeit des totalitären kommu-
nistischen Regimes unparteiisch; es untersucht 
antidemokratische und strafbare Aktivitäten von 
Staatsorganen, besonders die der Geheimdienste, 
und die strafbaren Aktivitäten der Kommunisti-
schen Partei der Tschechoslowakei (KSČ) sowie 
anderer, auf deren Ideologie basierender Organi-
sationen;

	 analysiert das Institut Ursachen und Methoden 
der Abschaffung der demokratischen Ordnung 
während der Zeit des totalitären kommunisti-
schen Regimes; es dokumentiert Aktivitäten von 
inländischen und ausländischen Unterstützern 
und Gegnern des kommunistischen Regimes;

	 sichert das Institut Dokumente und macht sie der 
Öffentlichkeit zugänglich; diese Dokumente be-

ziehen sich auf die Zeit der Unfreiheit und die Zeit 
des totalitären kommunistischen Regimes, ins-
besondere auf die Aktivitäten der Geheimdienste 
und auf Mittel und Formen der Verfolgung und 
des Widerstandes;

	� digitalisiert das Institut die gesammelten Doku-
mente schnellstmöglich;

	 dokumentiert das Institut Straftaten der Nazi-
herrschaft und des kommunistischen Regimes;

	 stellt das Institut der Öffentlichkeit seine Arbeits-
ergebnisse zur Verfügung, insbesondere durch 
die Veröffentlichung von Informationen über die 
Zeit der Unfreiheit und die Zeit des totalitären 
kommunistischen Regimes und über die Hand-
lungen und Schicksale von Einzelpersonen; es 
veröffentlicht und verbreitet Publikationen, or-
ganisiert Ausstellungen, Seminare, wissenschaft-
liche Konferenzen und Diskussionsrunden; 

	 arbeitet das Institut mit wissenschaftlichen, kul-
turellen, Bildungs- und anderen Einrichtungen 
zusammen, um Informationen und Erfahrungen 
auszutauschen; 

	 arbeitet das Institut mit Einrichtungen und Ein-
zelpersonen ähnlicher Ausrichtung im Ausland 
zusammen.

Die drei Hauptaufgabenbereiche des Instituts glie-
dern sich wie folgt.

Untersuchung, wissenschaftliche Forschung und  
Dokumentation. Gemäß Gesetz Nr. 181/2007 Slg. 
betreibt die zuständige Abteilung des Instituts Ge-
schichtsforschung zu ausgewählten Themen der 
tschechoslowakischen Geschichte während der Zeit 
der Unfreiheit (1938 –1945) und der Zeit des totali
tären kommunistischen Regimes (1948 –1989) ein-
schließlich der Vorbereitungen zur Machtübernah-
me. Es untersucht und bewertet beide Perioden un-
parteiisch, analysiert die Ursachen und Methoden der 
Abschaffung der demokratischen Ordnung, sammelt 
Dokumente über die Zeit der Unfreiheit sowie des to-
talitären kommunistischen Regimes und macht sie 
zugänglich; es dokumentiert Aktivitäten von in- und 
ausländischen Unterstützern und Gegnern des tota-
litären Regimes. Ferner dokumentiert es die Strafta-
ten der Nazizeit und des kommunistischen Regimes 
und sammelt Berichte von Zeitzeugen. 

Veröffentlichungen, Ausstellungen und Bildung. 
Das Institut veröffentlicht, neben Periodika wie dem 
vierteljährlich erscheinenden Paměť a dějiny (Geden-
ken und Geschichte), Monographien, Anthologien 
und Reihen zu besonderen Dokumenten. Weiterhin 
beteiligt es sich mit der Organisation von Ausstel-
lungen, Seminaren, Konferenzen, Filmvorführun-
gen und Lesungen für Fachleute und Laien am ge-
sellschaftlichen Diskurs über totalitäre Regime. Das 
Institut nutzt seine Internetpräsenz (zweisprachige 
Version, Tschechisch und Englisch) zur Darstellung 
besonderer Themen, wobei der Schwerpunkt auf 
bedeutende Dokumente und Archivmaterialien (be-
sonders Fotografien und audio-visuelle Medien) ge-
legt wird. Die Bildungsprojekte des Instituts werden 
vor allem für eine professionelle Zusammenarbeit 
mit Schulen entwickelt. Sie verfolgen zwei Ziele: Es 
sollen Unterrichtsmaterialien und Lehrmittel zur Ge-
schichte zur Verfügung gestellt werden, um die Wis-
sensvermittlung zur neueren Geschichte zu fördern, 
und den Lehrern selbst soll bei der Orientierung in  
zeitgeschichtlichen Themen und deren Präsentation 
für Schüler und Studenten geholfen werden. Schlüs-
selelement ist die unmittelbare Zusammenarbeit mit 
Schulen: Bei der methodischen Ausbildung für Leh-
rer eignen sich diese innovative Methoden für das 
Unterrichten von Zeitgeschichte an, und gleichzeitig 
wird ihnen Lehrmaterial zur Verfügung gestellt. Was 
die Zusammenarbeit mit akademischen Bildungs-
einrichtungen angeht, ist das Institut seit 2008 Part-
ner des Auslandssemesterstudienprogramms „Arts 
and Societies in Transition“ („Kunst und Gesellschaft 
im Wandel“), das vom amerikanischen World Lear-
ning Institut geleitet wird. Darüber hinaus halten 
Institutsmitarbeiter regelmäßig Vorlesungen an ver-
schiedenen Universitäten, u. a. in Prag.

Digitalisierung von Dokumenten. Das dritte 
Hauptaufgabengebiet des Instituts ist die Digitali-
sierung von Dokumenten, Archivmaterialien sowie 
Mikrofiches aus den Archivbeständen der Geheim-
dienste und der Aufbau eines digitalen Archivs. In 
Zusammenarbeit mit dem Archiv der Sicherheits-
dienste nimmt das Institut die Digitalisierung der ge-
samten Archivsammlung vor. Dieses umfangreiche 
Projekt ist nach tschechischen als auch europäischen 
Standards einzigartig.

St
ru

kt
ur

Ar
ch

iv
Ak

te
nz

ug
an

g
Ko

op
er

at
io

ne
n

Pe
rs

pe
kt

iv
en

 

G
es

ch
ic

ht
e

St
ru

kt
ur

Ar
ch

iv
Ak

te
nz

ug
an

g
Ko

op
er

at
io

ne
n

Pe
rs

pe
kt

iv
en

 
Au

fg
ab

en

Au
fg

ab
en

G
es

ch
ic

ht
e



22    |    Tschechische Republik Tschechische Republik    |    23

Die Funktionen des Archivs der Sicherheits­
dienste

Gemäß Artikel 13 des Gesetzes Nr. 181/2007 Slg.
	 ermöglicht das Archiv den Zugang zu Doku-

menten und Archivmaterialien, die die Geheim
dienste betreffen, und veröffentlicht diese;

	 ermöglicht das Archiv den Zugang zu Dokumen-
ten und Archivmaterialien und bietet Unterstüt-
zung und Informationen für staatliche Instituti-
onen, die zum Zugang für Sicherheitsüberprü-
fungen und für Ermittlungen gemäß dem Gesetz 
über den Schutz von klassifizierten Informatio-
nen berechtigt sind; für die Nachrichtendienste 
der Tschechischen Republik im Rahmen der 
Erfüllung ihrer Aufgaben und für Institutionen 
zur Ermittlung, Verfolgung und Verurteilung im 
Rahmen von Strafverfahren; 

	 ermöglicht das Archiv die Einsicht in archivierte 
Unterlagen auf Grundlage der Bestimmungen 
des Gesetzes über Archivwesen und Schriftgut-
verwaltung und des Gesetzes über die Sicherstel-
lung des Zugangs zu Akten über die Tätigkeiten 
des Staatssicherheitsdienstes (StB);

	 gibt das Archiv im Depot befindliches Archivma-
terial zurück, das von staatlichen Verwaltungsor-
ganen, territorialen Selbstverwaltungseinheiten 
und natürlichen sowie juristischen Personen an-
gefragt wird, und fertigt Kopien sowie Abschrif-
ten davon an; und

	 entscheidet das Archiv hinsichtlich Verwaltungs-
verfahren für Archiv und Schriftgutverwaltung.

Zu diesem Zweck ist das Archiv der Sicherheitsdiens-
te in den folgenden Aufgabenbereichen tätig:

Erhaltung der Archivmaterialien, Aufzeichnun­
gen und Sammlungen. Die vom Archiv der Sicher-
heitsdienste verwalteten Archivmaterialien werden 
als Bestandteil des nationalen kulturellen Erbes be-
trachtet. Zu den Hauptaufgaben des Archivs gehört 
die umfassende Pflege dieser Archivmaterialien. 

Dies beinhaltet vorbeugende Schutzmaßnahmen, 
Konservierung und Restaurierung von Papier- und 
Microfichematerialien. In Zusammenarbeit mit dem 
Nationalarchiv der Tschechischen Republik sorgt das 
Archiv für die Konservierung und Restaurierung von 
Archivmaterialien und richtet dafür gegenwärtig 
eine eigene Restaurierungswerkstatt ein.

Gewährleistung des Zugangs zu Archiven und 
Dokumenten: Verwaltungsaufgaben. Das Archiv 
bearbeitet Anfragen von Behörden und Forschungs-
einrichtungen mittels der originalen Datenbank des 
Staatssicherheitsdienstes (StB) sowie der von Archiv-
mitarbeitern erstellten Datenbanken. Weiterhin wer-
den Suchanfragen mit Einträgen aus der Datenbank 
zu Personen- und Überwachungsakten und mit den 
Bestandslisten der Archivsammlungen abgeglichen. 
Die meisten behördlichen Anfragen werden vom Amt 
für Nationale Sicherheit (Národní bezpečnostní úřad 

– NBÚ – für Sicherheitsüberprüfungen) und von der 
Sicherheitsabteilung des Innenministeriums gestellt 
(die die gesetzlich vorgeschriebenen Sicherheits-
überprüfungen oder „Lustrationen“ durchführt).

Wissenschaft und Forschung, Veröffentlichungen. 
Die Mitarbeiter des Archivs betreiben fachspezifi-
sche Forschung in Archiv-, Geschichts- und verwand-
ten Wissenschaften. Das Forschungsgebiet der Ar-
chivare umfasst u.a. die allgemeine Geschichte der 
Zeit der Unfreiheit, die Geschichte der Herrschaft 
der Täter, die Organisation von Innenministerium 
und Staatssicherheitsdiensten, die Schriftgutver-
waltung etc. Sie entwickeln synthetische und analy-
tische Suchhilfen, Bestandslisten, Bestandsregister, 
Kataloge sowie Führer zu Archivunterlagen oder 
Dokumentationen. Die Archivare arbeiten auch 
bei Forschungsprojekten des Instituts und gemein-
samen Ausstellungen von Archivmaterialien und 
Dokumenten mit. Weiterhin sind die Mitarbeiter 
von Archiv und Institut gemeinsam im Bereich Ver-
öffentlichungen tätig, besonders bei der jährlich 
oder zweimal jährlich erscheinenden Anthologie 

„Archiv der Sicherheitsdienste“. Die Fachzeitschrift 
informiert über die Forschungsarbeit und Entwick-
lungen auf dem Gebiet der Geschichts- und Archiv-
wissenschaften, die geschichtliche Entwicklung des 
Sicherheitsapparates oder der Staatsverwaltung, die 

Organigramm
Institut zur Erforschung 
totalitärer Regime 

In
st

it
u

t
sr

at

In
st

it
u

t
sdi

r
e

k
to

r

E
r

st
e

r
 

St
e

l
lv

e
r

t
r

e
t

e
n

d
e

r
 

In
st

it
u

t
sdi

r
e

k
to

r

St
e

l
lv

e
r

t
r

e
t

e
n

d
e

r
 

In
st

it
u

t
sdi

r
e

k
to

r
 

fü
r

 Fi
n

a
n

z
e

n
, 

B
e

t
r

ie
b

 u
n

d
 

In
fo

r
m

at
io

n
st

e
c

h
n

o
l

o
g

ie

A
b

t
e

il
u

n
g

 f
ü

r
 F

o
r

sc
h

u
n

g
 

ü
b

e
r

 t
o

ta
l

it
ä

r
e

 R
e

g
im

e
 u

n
d

 
fü

r
 P

ub


l
ika

t
io

n
e

n
L

e
it

u
n

g
sb

ü
r

o
D

ir
ek

to
r 

de
s L

ei
tu

ng
sb

ür
os

A
b

t
e

il
u

n
g

 f
ü

r
 Fi

n
a

n
z

e
n

, 
B

e
t

r
ie

b
 u

n
d

 
In

fo
r

m
at

io
n

st
e

c
h

n
o

l
o

g
ie

Se
kt

io
n 

Fo
rs

ch
un

g 
üb

er
 

to
ta

lit
är

e 
R

eg
im

e

Se
kt

io
n 

Pu
bl

ik
at

io
ne

n

Se
kt

io
n 

Fi
na

nz
en

 u
nd

 
B

et
ri

eb

Se
kt

io
n 

In
fo

rm
at

io
ns

-
te

ch
no

lo
gi

e 
un

d 
D

ig
ita

lis
ie

ru
ng

Si
ch

er
he

its
di

re
kt

or
In

ne
nr

ev
is

io
n

R
ef

er
at

 fü
r d

as
 

St
ud

iu
m

 d
er

 Z
ei

t d
er

 
U

nf
re

ih
ei

t

R
ef

er
at

 
D

ok
um

en
ta

tio
n

R
ef

er
at

 fü
r d

as
 S

tu
di

um
 

de
r k

om
m

un
is

tis
ch

en
 

to
ta

lit
är

en
 H

er
rs

ch
af

t

Pu
bl

ik
at

io
ns

-R
ef

er
at

R
ef

er
at

 
A

us
st

el
lu

ng
en

 u
nd

 
B

ild
un

g

R
ef

er
at

 G
es

et
zg

eb
un

g 
un

d 
R

ec
ht

R
ef

er
at

 In
st

itu
ts

ra
t u

nd
 

A
ng

el
eg

en
he

ite
n 

de
s 

D
ire

kt
or

s

Pe
rs

on
al

-
an

ge
le

ge
nh

ei
te

n

Pr
es

se
sp

re
ch

er

R
ef

er
at

 F
in

an
ze

n 
un

d 
H

au
sh

al
t

R
ef

er
at

 B
et

rie
b

R
ef

er
at

 A
dm

in
is

tra
tio

n 
un

d 
En

tw
ic

kl
un

g 
de

r 
In

fo
rm

at
io

ns
te

ch
no

lo
gi

e

R
ef

er
at

 A
uf

be
re

itu
ng

 
el

ek
tro

ni
sc

he
r 

D
ok

um
en

te

R
ef

er
at

 D
ig

ita
lis

ie
ru

ng

Se
kr

et
ar

ia
t d

es
 S

te
llv

er
tre

te
nd

en
 

D
ire

kt
or

s f
ür

 F
in

an
ze

n,
 B

et
rie

b 
un

d 
In

fo
rm

at
io

ns
te

ch
no

lo
gi

e

G
es

ch
ic

ht
e

Au
fg

ab
en

Ar
ch

iv
Ak

te
nz

ug
an

g
Ko

op
er

at
io

ne
n

Pe
rs

pe
kt

iv
en

 

G
es

ch
ic

ht
e

St
ru

kt
ur

Ar
ch

iv
Ak

te
nz

ug
an

g
Ko

op
er

at
io

ne
n

Pe
rs

pe
kt

iv
en

 
Au

fg
ab

en

St
ru

kt
ur



24    |    Tschechische Republik Tschechische Republik    |    25

Verfolgung von Bürgern und weitere Aspekte der 
Arbeitsweise totalitärer Regime im In- und Ausland. 
Weitere gemeinsame Veröffentlichungen sind z.B. 
wissenschaftliche Studien von Mitarbeitern des Ar-
chivs; die Veröffentlichung eines Führers über die 
Sammlungen des Archivs ist geplant, und als wich-
tiges Projekt läuft die Internetpräsenz des Archivs in 
tschechischer und englischer Sprache.

Digitalisierung. Die Digitalisierung des gesamten 
Archivmaterials wird gemäß Gesetz Nr. 181/2007 Slg. 
vom Archiv geleitet, zuständig für die Ausführung ist 
ein Sonderdezernat des Instituts auf Grundlage einer 
gemeinsamen Vereinbarung von Institut und Archiv. 
Am Institut wird die Digitalisierung des von Archiv-
mitarbeitern ausgewählten Materials durchgeführt. 
Die Auswahl erfolgt auf Basis aktueller Anfragen. 
Die Mitarbeiter der Digitalisierungsabteilung digi-
talisieren täglich tausende Seiten Archivmaterial (ca. 
30.000 Seiten/Tag). Archiv und Institut arbeiten bei 
der Digitalisierung des Archivmaterials mit anderen 
Institutionen zusammen, im Fall von Tonbändern 
aus der Archivsammlung z.B. mit dem Tschechischen 
Radio.

3. 	�Rechtsform und Organisation des  
Instituts 

Das Institut zur Erforschung totalitärer Regime 
hat den Status einer eigenständigen staatlichen Insti-
tution und seine Tätigkeit kann nur durch eine Geset-
zesänderung verändert werden. Die höchste Instanz 
des Instituts zur Erforschung totalitärer Regime ist 
der aus sieben Mitgliedern bestehende Institutsrat. 
Der Institutsrat wird vom Senat des tschechischen 
Parlaments gewählt. Der Institutsrat wiederum be-
ruft den Direktor des Institutes und kann ihn auch 
absetzen. Die Ratsmitglieder werden nominiert vom 
Präsidenten der Tschechischen Republik, dem Unter-
haus (Abgeordnetenhaus) des Parlamentes und zivil-
gesellschaftlichen Vereinigungen mit den Schwer-
punkten Geschichte, Archivwissenschaft, Forschung, 
Bildung und Menschenrechte sowie von Vereinen 
ehemaliger politischer Gefangener oder Wider-
standskämpfer und Gegnern des kommunistischen 
oder Naziregimes. Das Oberhaus (der Senat) wählt 

die Ratsmitglieder aus der Kandidatenliste. Der Rat 
ernennt den Direktor des Instituts, der wiederum den 
Direktor des Archivs der Sicherheitsdienste ernennt.

Das Archiv der Sicherheitsdienste wurde aufgrund 
desselben Gesetzes wie das Institut zur Erforschung 
totalitärer Regime gegründet. Das Archiv ist dem 
Institut zur Erforschung totalitärer Regime als Ver-
waltungseinheit direkt unterstellt. Für das Archiv 
verantwortlich ist der Direktor, der vom Direktor des 
Instituts nach Gesprächen mit dem Institutsrat er-
nannt wird.

Insgesamt sind 257 Mitarbeiter in Institut und Archiv 
tätig, wobei 138 Mitarbeiter im Archiv und 119 im Ins-
titut beschäftigt sind. Neben Historikern, Politologen, 
Archivaren und Lehrkräften gibt es noch Mitarbeiter 
für Verwaltung, Technik und Finanzen. Die Zusam-
menarbeit von Archiv und Institut ist besonders eng 
und wird durch die Bestimmungen des Gesetzes Nr. 
181/2007 Slg. geregelt. Zu den Hauptaufgaben dieser 
Zusammenarbeit gehören wissenschaftliche For-
schung, Veröffentlichung und die Digitalisierung 
der Archivmaterialien.

Die Tätigkeit des Instituts wird über einen unabhän-
gigen Bereich des Staatshaushaltes finanziert, der 
jährlich vom Parlament der Tschechischen Republik 
bewilligt wird. Für Buchführungszwecke fällt das Ar-
chiv in die Zuständigkeit des Instituts und wird auch 
durch das Institutsbudget finanziert.

Organigramm
Archiv der Sicherheitsdienste

Dr. Jiří Pernes, Direktor des Instituts seit 1. April 2010
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4. 	Die Überlieferung der Akten

Gemäß Paragraph 14 des Gesetzes Nr. 181/2007 Slg. 
übernahm das Archiv der Sicherheitsdienste nach 
seiner Gründung Archivmaterialien, die bis zu die-
sem Zeitpunkt von Innenministerium, Justizministe-
rium, Verteidigungsministerium (einschließlich Mi-
litärischem Nachrichtendienst), Sicherheitsinforma-
tionsdienst (Bezpečnostní informační služba – BIS) 
und dem Büro für Auslandsbeziehungen und Infor-
mation verwahrt wurden. Das Archiv verwaltet mehr 
als 18 laufende Kilometer Archivmaterialien, die in 
eigens dafür eingerichteten Depots an vier Stand
orten in Prag sowie in Depots des Archivs in Kanice 
bei Brno lagern. 

Vom Innenministerium der Tschechischen  
Republik
Ab 1. Februar 2008 übernahm das Archiv der Sicher-
heitsdienste die Verwaltung der Archivaufzeichnun-
gen und Sammlungen, die bis zu diesem Zeitpunkt 
vom Dezernat für das Archiv der Sicherheitsdienste 
im Innenministerium verwahrt wurden. Diese Ar-

chivmaterialien und Dokumente wurden angelegt 
von Staatssicherheit und Öffentlicher Sicherheit 
(Státní bezpečnost – StB und Veřejná bezpečnost – 
VB), Abteilungen und Organisationseinheiten von 
Innenministerium und Staatssicherheit, Innerer Si-
cherheit und Grenztruppen und den bewaffneten 
Streitkräften des Innenministeriums. Sie umfassen 
Personal- und Untersuchungsakten, Operativakten 
und Bände über Personen, für die sich die Dienste 
interessierten. Insgesamt handelt es sich dabei um 
223 Archivsammlungen oder 16.389 laufende Meter 
Archivmaterial. Allein die auf Papier und Mikrofiche 
vorliegenden Bände und Akten der Spionageabwehr 
und der Untersuchungsabteilungen der Staatssi-
cherheit belaufen sich auf 265.425 Bände und Akten 
einschließlich 7.700 Bände aus dem Direktorat IV 
(Abteilung Überwachung) des Korps der Nationa-
len Sicherheit (Sbor národní bezpečností – SNB) und 
141.575 Mikroficheträger. Auch elektronische Daten-
banken wurden übernommen. Weitere 785 laufen-
de Meter an Akten und Bänden des SNB, Direktorat I 
(Hauptabteilung Auslandsgeheimdienst), wurden 
übergeben. 

Vom Verteidigungsministerium und Militäri­
schen Nachrichtendienst
Die Übergabe des Archivmaterials startete gemäß 
einer Vereinbarung zwischen Militärischem Nach-
richtendienst und dem Archiv der Sicherheitsdienste 
Ende Januar 2008, begonnen wurde mit der Überga-
be von Karteien und Archivregistern der ehemaligen 
militärischen Spionageabwehr (VKR). Darunter be-
finden sich Archivmaterialien und Dokumente, Such-
hilfen, Akten zu Agenten und operativen Vorgängen, 
Verwaltungsakten und Befehle und Anweisungen 
der Leiter der Hauptabteilung der militärischen Spi-
onageabwehr (VKR). Übergeben wurden auch Doku-
mente des Nachrichtendienstes des Generalstabs der 
Tschechoslowakischen Volksarmee und der Organi-
sationseinheiten der Kommunistischen Partei der 
Tschechoslowakei, außerdem zusätzlich 437 Behälter 
unsortiertes Material.

Vom Justizministerium der Tschechoslowaki­
schen Republik und der Gefängnisverwaltung
Die festgelegte Verfahrensweise beinhaltete die 
Übergabe von Archivmaterialien, Aktensammlun-
gen und weiteren Aufzeichnungen, Personalakten 
und operativen Vorgängen der Abteilung Innere Si-
cherheit des Justizministeriums; insgesamt handelt 
es sich dabei um 97 laufende Meter.

Nicht bekannt ist, wie viele der vom Geheimdienst 
erstellten Dokumente genau Ende 1989 und Anfang 
1990 illegal vernichtet oder zerstört wurden, gegen-
wärtige Schätzungen gehen aber von 30 % der Doku-
mente aus.

2008 gründete das Archiv der Sicherheitsdienste eine 
Abteilung für die Pflege und Erhaltung des Archiv-
materials. Die Mitarbeiter dieser Abteilung führen 
derzeit eine umfassende Untersuchung des Zustands 
der Materialien und Dokumente im Archiv durch. 
Anzumerken wäre, dass deren Zustand nicht optimal 
ist, vermutlich müssen mindestens 10 % der Materia-
lien konserviert und restauriert werden. Die Archive 
der kommunistischen repressiven Dienste waren bis 
1989 eher mit der Abschirmung des Archivmaterials 
als mit dessen Konservierung und Restaurierung be-
schäftigt.

5. 	�Akteneinsicht and Richtlinien für den 
Umgang mit Akten in der Öffentlich­
keit 

Die Gesetze über den Zugang zu den Archivmateria-
lien des Geheimdienstes des totalitären kommunis-
tischen Regimes sind in der Tschechischen Republik 
sehr liberal. Jeder natürlichen volljährigen Person 
mit gültigem Ausweis ist die Akteneinsicht gestat-
tet, gleichgültig, ob es sich dabei um tschechische 
Staatsbürger oder Personen anderer Nationalität 
handelt. Weiterhin ist die Akteneinsicht nicht nur 
Opfern des Regimes und deren Familienmitgliedern 
gestattet, sondern auch allen anderen Interessenten, 
wie z.B. Studenten, Wissenschaftlern, Berichterstat-
tern, Journalisten oder Historikern. Schließlich kön-
nen die Archivmaterialien auch in vollem Umfang, 
ohne Schwärzungen oder Anonymisierungen, ein-
gesehen werden. Es wird vorausgesetzt, dass sich alle 
Personen, die Materialien einsehen, an das Gesetz 
über den Schutz von personenbezogenen und ver-
traulichen Daten halten, und dass diese Personen die 
volle Verantwortung für jede weitere Behandlung 
oder Nutzung der dadurch erhaltenen Informatio-
nen tragen.

Gemäß dem im Juni 2004 verabschiedeten Gesetz Nr. 
499/2004 Slg. über Archivwesen wird die Einsicht in 
archivierte Dokumente in den Archiven der Tschechi-
schen Republik und die Erstellung von Kopien oder 
Auszügen davon durch eine natürliche Person nach 
schriftlicher Anfrage erlaubt. Zusätzlich zur Anfrage 
muss die Person gültige Ausweispapiere vorlegen 
(Reisepass, Personalausweis etc.). Hinsichtlich des 
Instituts und Archivs ist das Gesetz verbindlich. In Pa-
ragraph 7, Absatz 1 des Gesetzes wurde geregelt, dass 
die Einsicht in Archivmaterialien nur dann erlaubt ist, 
wenn diese Materialien vor mehr als 30 Jahren erstellt 
wurden – sofern nichts anderes festgelegt ist. Gemäß 
den Bestimmungen des Gesetzes Nr. 181/2007 Slg. be-
züglich des Instituts und Archivs kommt dieses Statut 
demzufolge nicht bei Archivmaterialien zur Anwen-
dung, die vor dem 1. Januar 1990 zu Aktivitäten von 
Staatsorganen, Geheimdiensten oder gesellschaftli-
chen Einrichtungen und den in der Nationalen Front 
zusammengeschlossenen Parteien erstellt wurden. 
Das Gesetz beinhaltet hinsichtlich des Zugangs von 
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Einzelpersonen zu den Archivmaterialien keine wei-
teren Einschränkungen. 

Jeder Forscher kann die vom Archiv der Sicherheits-
dienste verwahrten Materialien einsehen, sofern die 
Forschungsrichtlinien des Archivs eingehalten wer-
den. Es wird empfohlen, die gewünschten Archiv-
materialien entweder über die E-Mail-Adresse bada-
telske.zadosti@abscr.cz oder per Brief an die Postan-
schrift des Instituts anzufragen. Sobald das Archiv-
material zusammengestellt und für die Durchsicht 
aufbereitet wurde, wird der Nachfragende darüber 
informiert und kann eines der drei Forschungszen
tren besuchen. Das Archiv in Prag verfügt über zwei 
öffentliche Forschungsräume, einen weiteren gibt 
es in Kanice bei Brno. Die Forschungsräume sind öf-
fentlich zugänglich, dort kann Archivmaterial einge-
sehen werden. Für das Studium von elektronischen 
Dateien und Mikroficheträgern stehen Computer 
und Mikrofiche-Lesegeräte zur Verfügung. Das Mit-
bringen eigener Fotoausrüstung zum Zweck der Ver-
vielfältigung der eingesehenen Materialien ist für 
Forscher erlaubt. Fotokopiergeräte stehen zur Ver-
fügung, die Preisliste für Kopien ist auch im Internet 
einsehbar.

6. 	Zusammenarbeit

Über die Zusammenarbeit im Rahmen des Europä-
ischen Netzwerkes hinaus schließen das Institut zur 
Erforschung totalitärer Regime und das Archiv der 
Sicherheitsdienste internationale Partnerschaften 
durch eine Reihe bilateraler Abkommen mit entspre-
chenden Institutionen in Polen, der Slowakei, Un-
garn, Rumänien, der Ukraine und kürzlich auch mit 
der Behörde der Bundesbeauftragten für die Unter-
lagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik (BStU). Über 
ein weiteres bilaterales Abkommen mit Memorial, ei-
ner Nichtregierungsorganisation in der Russischen 
Föderation, wird gerade verhandelt. Die internatio-
nale Zusammenarbeit wird auch über den europäi-
schen Rahmen hinaus ausgebaut, Kooperationsab-
kommen mit dem United States Holocaust Memorial 
Museum und dem Woodrow Wilson International Cen-
ter for Scholars in Washington D.C., wurden kürzlich 
unterzeichnet.

Zu den Vorteilen dieser Zusammenarbeit gehören 
der leichtere Zugang zu Archivdokumenten aus-
ländischer Institutionen und die Möglichkeit von 
Auslandsstudienprojekten und -praktika für Wissen-
schaftler. Außerdem möchte das Institut Know-how 
mit anderen postkommunistischen Ländern wie z. B. 
Albanien austauschen, die bei der Gründung von  
Institutionen für die Aufarbeitung ihrer totalitären 
Vergangenheit in der Anfangsphase stehen. Weiter-
hin arbeitet das Institut hauptsächlich in Mittel- und 
Osteuropa mit einer Reihe von Museen, Organisatio-
nen und Institutionen zusammen, die sich der Erfor-
schung der jüngsten totalitären Vergangenheit ver-
schrieben haben. Die Zusammenarbeit auf so unter-
schiedlichen Ebenen ermöglichte dem Institut, eine 
Reihe internationaler Konferenzen und Seminare zu 
veranstalten, die den Fokus auf Schlüsselmomente 
oder -bereiche der gemeinsamen Vergangenheit 
dieser Länder richten.

Das Institut unterstützt Bewegungen zur Aufarbei-
tung der Hinterlassenschaften des Kalten Krieges 
in ganz Europa. Im November 2008 fungierte das 
Institut als Gastgeber für eine Arbeitsgruppe, die an-
strebte, die Grundlagen für eine „Europäische Platt-

form für das Gedächtnis und Gewissen“ zu schaffen. 
Diese Plattform soll die Zusammenarbeit und eine 
gemeinsame Herangehensweise bezüglich der Auf-
arbeitung der totalitären Vergangenheit in Europa 
stärken. Das Institut baute auf dieser Basis während 
der tschechischen EU-Ratspräsidentschaft im ersten 
Halbjahr 2009 weiter auf, indem es an der Organi-
sation des Hearings „Europäisches Gewissen und 
die Verbrechen des totalitären Kommunismus  – 20 
Jahre danach“ mitwirkte, das am 18. März im Europa
parlament stattfand. Das Hearing und die daraus 
resultierende Abschlussresolution, die von vielen 
Teilnehmern unterzeichnet wurde, führten direkt 
zur Annahme des Beschlusses „Europäisches Gewis-
sen und Totalitarismus“ durch das Europaparlament 
am 2. April, mit dem es unter anderem ausdrücklich 
die Gründung einer „Plattform für das Gedächtnis 
und Gewissen Europas“ sowie die Proklamation des 
23. August als europaweiten Gedenktag für die Opfer 
aller totalitären und autoritären Regime fordert. 

7. 	�Die Perspektiven der Einrichtung im 
Licht der öffentlichen und politischen 
Debatte

Das Interesse der Öffentlichkeit am Institut zur Er-
forschung totalitärer Regime und dem Archiv der 
Sicherheitsdienste stieg im Laufe des Jahres 2008 
und steigt auch gegenwärtig. Die Besucherzahlen 
im Jahr 2008 stellen sich folgendermaßen dar: 1.526 
Interessenten suchten die drei Forschungsräume für 
insgesamt 4.087 Besuche auf und insgesamt wurden 
38.878 Archiveinheiten zur Einsicht zur Verfügung 
gestellt. Zu den Besuchern gehören Mitarbeiter von 
Forschungs- und Bildungseinrichtungen, Studenten, 
Journalisten sowie Privatpersonen, hier insbesonde-
re diejenigen, die selbst und/oder deren Angehörige 
während des kommunistischen Regimes verfolgt 
wurden. 

Das Verfahren zur Gesetzgebung über die Gründung 
von Institut und Archiv gestaltete sich in Hinblick auf 
Gesetzgeber wie Öffentlichkeit schwierig. Geschätzt 
wird, dass ungefähr ein Drittel der tschechischen 
Bevölkerung die Aufarbeitung der Vergangenheit 
als notwendig empfindet, ein Drittel sich dagegen 

ausspricht und ein Drittel der Bevölkerung sich kei-
ne Meinung dazu bildet. Wir haben festgestellt, dass 
in der Tschechischen Republik besonders die jüngere 
Generation beginnt, die Bedeutung von Institutio-
nen zu erkennen, die sich mit der Aufarbeitung der 
Vergangenheit beschäftigen. 

Der einleitende Satz im Gesetz über die Gründung 
von Institut und Archiv zitiert Santayana: „Wer sich 
der Geschichte nicht erinnert, ist dazu verdammt, sie 
zu wiederholen.“ Dies verstehen beide Einrichtun-
gen als Grundlage und Grundvoraussetzung für ihre 
Arbeit: Die Bedeutung der grenzüberschreitenden 
Debatte und die Aufarbeitung des kommunistischen 
Erbes und der totalitären Regime in Europa und welt-
weit.

G
es

ch
ic

ht
e

Au
fg

ab
en

St
ru

kt
ur

Ar
ch

iv
Pe

rs
pe

kt
iv

en
 

G
es

ch
ic

ht
e

Au
fg

ab
en

St
ru

kt
ur

Ar
ch

iv
Ak

te
nz

ug
an

g
Pe

rs
pe

kt
iv

en
 

Ko
op

er
at

io
ne

n

Ak
te

nz
ug

an
g

Ko
op

er
at

io
ne

n



30    |    Deutschland Deutschland    |    31

Die Bundesbeauftragte für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik

Deutschland

1. 	�Gründungsgeschichte

Das politische Fundament der Behörde wurde im 
Herbst des Jahres 1989 gelegt, als Hunderttausende 
Bürgerinnen und Bürger der Deutschen Demokrati-
schen Republik (DDR) auf die Straße gingen und in ei-
ner friedlichen Revolution die SED-Diktatur stürzten.

Ende November/Anfang Dezember 1989 signalisier-
ten Rauchwolken über den Dienststellen des Ministe-
riums für Staatssicherheit (MfS), dass deren Mitarbei-
ter mit der Vernichtung von Dokumenten begonnen 
hatten. Daraufhin besetzten Bürger die Gebäude. Sie 
wollten die Aktenbestände sichern. In den Dienststel-
len fanden sie immense Papierberge und kilometer-
lange Regale mit Archivgut. Gleichzeitig versuchte 
die SED-Regierung, Strukturen des Geheimdienstes 
durch Reduzierung und Umbenennung zu erhalten. 
Die Oppositionsgruppen konnten jedoch am Runden 
Tisch die endgültige Auflösung des Ministeriums für 
Staatssicherheit durchsetzen. Zur Durchsetzung der 
Forderung, das MfS aufzulösen, besetzten entschlos-
sene Bürger am 15. Januar 1990 die Zentrale des Mi-
nisteriums für Staatssicherheit in Berlin. 

Die Bürgerrechtler wollten die Unterlagen des Ge-
heimdienstes für die Rehabilitierung, Strafverfol-
gung und Aufarbeitung zugänglich machen. Nach 
kontroversen Diskussionen, wie man mit den vom 
MfS unrechtmäßig erhobenen Daten umgehen soll-
te, sprachen sich die Abgeordneten der ersten frei 
gewählten Volkskammer im Sommer 1990 einstim-
mig dafür aus, die MfS-Unterlagen unter Wahrung 
des Persönlichkeitsschutzes zu öffnen. Dem gegen-

über sah der Einigungsvertrag zwischen DDR und 
Bundesrepublik zunächst vor, die Akten im Bundes-
archiv zu verwahren. Damit wären sie für lange Jahre 
unter Verschluss gewesen und möglicherweise zum 
Teil vernichtet worden. Öffentliche Proteste und eine 
erneute Besetzung der ehemaligen MfS-Zentrale im 
September 1990 führten endlich dazu, dass die Öff-
nung der MfS-Unterlagen im Einigungsvertrag zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR 
verankert wurde.

Bis zur Verabschiedung des Stasi-Unterlagen-Geset-
zes (StUG) amtierte ab dem 3. Oktober 1990 Joachim 
Gauck als Sonderbeauftragter der Bundesregierung 
für die Stasi-Unterlagen; sein Amt erteilte Auskünfte 
zur Wiedergutmachung und Rehabilitierung, für die 
Überprüfung von Abgeordneten und Beschäftigten 
der öffentlichen Verwaltung sowie zur Verfolgung 
von Straftaten auf Basis einer vorläufigen Benutzer-
ordnung.

Der Bundestag schuf mit der Verabschiedung des 
StUG im Jahre 1991 den rechtlichen Rahmen zum 
weiteren Umgang mit den Stasi-Unterlagen. Nun 
war der Weg frei zum Aufbau der Behörde des „Bun-
desbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicher-
heitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokra-
tischen Republik“ (BStU). Das Gesetz trat am 29. De-
zember 1991 in Kraft. Mit ihm wurde die Zusage im 
Einigungsvertrag eingelöst, die Grundsätze des von 
der Volkskammer der DDR am 24. August 1990 verab-
schiedeten „Gesetz(es) über die Sicherung und Nut-
zung der personenbezogenen Daten des ehemaligen 
Ministeriums für Staatssicherheit/Amtes für Nationa-
le Sicherheit“ umfassend zu berücksichtigen.

Seit 1990 haben alle Bundestage und Bundesregie-
rungen keinen Zweifel daran gelassen, dass die Auf-
arbeitung der SED-Diktatur politisch gewollt ist. Von 
1990 bis 2000 wurde die Behörde von Joachim Gauck 
geleitet. Am 29. September 2000 wurde Marianne 
Birthler vom Deutschen Bundestag mit großer Mehr-
heit zur Bundesbeauftragten gewählt; nach fünf Jah-
ren wurde sie wiedergewählt.

Im Stasi-Unterlagen-Gesetz wurden die politischen 
Forderungen der DDR-Opposition mit den in der 
Bundesrepublik gewachsenen rechtsstaatlichen 
Prinzipien verbunden. Dies war die Voraussetzung 
für den Erfolg eines Gesetzes, das zugleich das Recht 
der Öffentlichkeit auf Information und das Recht Ein-
zelner auf Schutz ihrer Privatsphäre garantiert.

2. 	�Gesetzlicher Auftrag und Aufgaben

Gesetzliche Grundlage

Im Stasi-Unterlagen-Gesetz vom 29. Dezember 1991 
ist die gesetzliche Grundlage der Arbeit der Bun-
desbeauftragten. Es wurde zwischenzeitlich mehr-
fach geändert, zuletzt am 21. Dezember 2006. Seine 

Grundkonstruktion ist seit Beginn jedoch unverän-
dert. Es ermöglicht die persönliche, historische, poli-
tische und juristische Aufarbeitung der Tätigkeit des 
Staatssicherheitsdienstes sowie der Herrschaftsme-
chanismen der ehemaligen DDR und fördert damit 
die Auseinandersetzung mit der zweiten deutschen 
Diktatur des 20. Jahrhunderts.

Das Gesetz berücksichtigt unterschiedliche Interes-
sen und rechtliche Ansprüche, die teilweise in Span-
nung zueinander stehen: 
	 das Recht Einzelner zu erfahren, ob und wie sie 

überwacht wurden;
	 das Recht dieser Personen, vor Missbrauch der 

über sie vom MfS gesammelten und gespeicher-
ten Daten geschützt zu werden;

	 das Recht der Öffentlichkeit, über das Wirken des 
MfS anhand der Stasi-Unterlagen informiert zu 
werden und 

	 das Recht der Allgemeinheit, die Unterlagen für 
Zwecke der Rehabilitierung, der Strafverfolgung, 
der Forschung und der Bildung zu nutzen.

Aufgaben der Institution

Die Aufgaben und Befugnisse der BStU sind im §  37 
StUG geregelt. Danach erfasst die BStU alle Unter-
lagen des Staatssicherheitsdienstes, bewertet, er-
schließt, verwahrt und verwaltet sie nach archivi-
schen Grundsätzen (vgl. auch Kapitel 4). Sie erteilt 
Auskünfte und Mitteilungen, gewährt Einsicht in 
Unterlagen und gibt Duplikate heraus. Sie arbeitet 
die Tätigkeit des Staatssicherheitsdienstes auf, in-
dem sie dessen Struktur, Methoden und Wirkungs-
weise untersucht und die Öffentlichkeit darüber un-
terrichtet.

Individuelle Aufarbeitung
Vorrangiges Ziel des StUG ist es, dem Einzelnen Zu-
gang zu den ihn betreffenden Unterlagen zu gewäh-
ren, damit er nachvollziehen kann, wie der Staatssi-
cherheitsdienst in sein Leben eingegriffen hat (Nä-
heres siehe Kapitel 5). Dazu sind bis heute mehr als 
2,6  Mio. Anträge von Bürgerinnen und Bürgern bei 
der BStU eingegangen (die Zahl umfasst Erst- und 
Wiederholungsanträge, Anträge auf Decknamen-
entschlüsselung und Herausgabe von Kopien).

Marianne Birthler, Bundesbeauftragte
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Juristische Wiedergutmachung, Rehabilitierung und 
Strafverfolgung
Die BStU unterstützt die in Deutschland für Strafver-
folgung, Rehabilitierung und Wiedergutmachung 
zuständigen Behörden. Ferner unterstützt sie aus-
ländische Strafverfolgungsbehörden im Rahmen 
der Rechtshilfe. Für Personen, die in der ehemaligen 
DDR politisch verfolgt wurden, hat der deutsche 
Gesetzgeber Gesetze zur strafrechtlichen, verwal-
tungsrechtlichen und beruflichen Rehabilitierung 
beschlossen. Die für die entsprechenden Verfahren 
zuständigen Stellen können bei ihren Entscheidun-
gen Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes ein-
beziehen. Sie fragen bei der BStU an, ob sich in den 
Unterlagen Nachweise für eine politisch motivierte 
Verfolgung oder eine berufliche Benachteiligung, 
für Haftzeiten und Gesundheitsschäden finden. Es 
wird ferner geprüft, ob sich Tatbestände finden, die 
eine Rehabilitierung ausschließen (wie Verstöße 
gegen die Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit und 
Menschlichkeit).

Überprüfungen im öffentlichen Dienst
Die Überprüfung von Personen auf eine hauptamt-
liche oder inoffizielle Tätigkeit für den Staatssicher-
heitsdienst der DDR ist ein wichtiger Teil der Aufar-
beitung der SED-Diktatur. Bisher wurden über 1,7 Mio. 
Anträge auf Überprüfung eingereicht.

Die gesetzlich vorgesehenen Überprüfungsmöglich-
keiten (z. B. für politische Mandatsträger, für die Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes und leitende 
Personen in Betrieben, Vereinen, Verbänden und Par-
teien) waren ursprünglich bis Ende 2006 befristet. Mit 
der 7. Novellierung des StUG vom 21. Dezember 2006 
hat der Gesetzgeber jedoch die Überprüfungsmög-
lichkeit für bestimmte Personengruppen (z.B. Inha-
ber herausgehobener Funktionen im Bereich der Ver-
waltung; Inhaber politischer Ämter in Bund, Ländern 
und Kommunen) verlängert und einzelne neue Über-
prüfungstatbestände (z.B. für den Bereich des Sports) 
geschaffen. Überprüfungen in diesen Bereichen sind 
nach jetziger Gesetzeslage bis Ende 2011 möglich. 

Darüber hinaus können die Unterlagen unbefristet 
auch für andere Zwecke genutzt werden, z.B. zur 
Überprüfung von Personen, die aufarbeitungsre-
levante Tätigkeiten ausüben, für Verfahren zur Er-
teilung oder zum Entzug einer Erlaubnis nach dem 
Waffengesetz, für die Anerkennung von Beschäfti-
gungszeiten, für Ordensangelegenheiten sowie für 
Sicherheits- und Zuverlässigkeitsüberprüfungen.

Forschung
Die BStU besitzt einen eigenen Forschungsbereich, 
dessen Mitarbeiter einen vereinfachten Zugang zu 
den Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes haben. 
Dies ist erforderlich, weil die Herausgabe von Unter-
lagen an externe Forscher aus Datenschutzgründen 
besonderen Beschränkungen unterliegt. Die Wissen-
schaftler der BStU haben in den zurückliegenden 15 
Jahren zahlreiche Publikationen vorgelegt, darunter 
ein Handbuch in mehr als 20 Teillieferungen, Publi-
kationen zu inoffiziellen Mitarbeitern (Helmut Mül-
ler-Enbergs 1998 und 2001) und zu hauptamtlichen 
Mitarbeitern (Jens Gieseke 2000). Ein kompaktes 
Lexikon zum Ministerium für Staatssicherheit wird 
den Forschungsstand zu Struktur und Arbeitsweise 
des MfS im kommenden Jahr einer breiten Öffent-
lichkeit zugänglich machen. Daneben sind wichti-
ge Einzelstudien entstanden, beispielsweise zu den 

„Bundesbürger(n) im Dienst der DDR-Spionage“ (Ge-
org Herbstritt 2007) oder zum Umgang des MfS mit 
NS-Verbrechern (Henry Leide: NS-Verbrecher und 
Staatssicherheit, 2005). Wichtigen Raum der BStU-
Forschung nimmt auch das Thema Opposition und 
Widerstand ein; siehe dazu z.B.: Roger Engelmann/
Ilko-Sascha Kowalczuk: Volkserhebung gegen den 
SED-Staat. Eine Bestandsaufnahme zum 17. Juni 1953, 
2005.

Historisch-politische Bildung
Die Vermittlung von Geschichte, Struktur, Methoden 
und Wirkungsweise der DDR-Staatssicherheit gehört 
zu den gesetzlichen Aufgaben der Behörde. In jähr-
lich Hunderten von Veranstaltungen der Zentralstel-
le und der Außenstellen, in Lesungen, Fachvorträgen, 
Diskussionsrunden und Filmveranstaltungen wird 
den Bürgerinnen und Bürgern ein Bild vom Repressi-
onsapparat des MfS auf der Grundlage aktueller For-
schungsergebnisse vermittelt. 

Die Bildungsangebote der BStU basieren auf den 
Stasi-Unterlagen, also unzähligen Akten, Ton- und 
Filmdokumenten. Darin finden sich zahllose Bei-
spiele von Kontrolle und Repression durch die Stasi 
einerseits, aber auch von Mut und Zivilcourage ande-
rerseits. Aus diesen Quellen hat die BStU Materialien 
für Schülerinnen und Schüler produziert, denen sich 
so ein authentischer Zugang zur jüngsten deutschen 
Geschichte eröffnet.

Die BStU führt auch selbst Veranstaltungen für Schü-
ler durch. Dazu gehören Seminare, ein- oder mehrtä-
gige Projekte, Workshops und Unterrichtsbesuche. 
Das Fachreferat der BStU stellt didaktisch aufberei-
tete Materialien zur Verfügung, beispielsweise Ak-
tenauszüge mit Arbeitsbögen, Handreichungen für 
Lehrer, Informationsmappen, Bildungs-DVDs und 
Tondokumente. Anregungen für einen kreativen 
Zugang bieten kleine Theaterszenen („Stasi-Stücke“). 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der BStU unter-
stützen Schüler bei der Erarbeitung von Beiträgen zu 
Schülerwettbewerben oder bei Facharbeiten. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter informieren 
Lehrkräfte und Lehramtsstudenten in Fortbildun-
gen über das MfS und über die Bedeutung der Stasi-
Unterlagen für die historische, juristische, aber auch 
persönliche Aufarbeitung. Sie stellen Möglichkeiten 
vor, das Thema im Unterricht zu behandeln, oder 
entwickeln gemeinsam mit den Lehrkräften konkre-
te Beispiele. 

Schließlich werden in der Bildungsarbeit Ausstellun-
gen eingesetzt. In Berlin und in mehreren Außenstel-
len wird in Dauerausstellungen über die Stasi infor-
miert. Begleitend zu einer Wanderausstellung der 
BStU, die in den alten Bundesländern und im Ausland  
gezeigt wird, werden Lehrerfortbildungen angebo-
ten. Ausstellungen mit regionalen Themen werden 
kostenlos an Schulen ausgeliehen; diese sind wieder-
um Ausgangspunkt für Vorträge oder Projekttage.

Einen großen Teil der Bildungsarbeit übernehmen 
die Außenstellen der BStU in den ostdeutschen Län-
dern; dazu werden auch deren Archive und Doku-
mentationszentren genutzt. Das Fachreferat der 
Zentrale ist für die westdeutschen Länder zuständig. 
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Reichweite der Aufgaben der BStU

Die BStU hat keine judikative Funktion und führt 
weder staatsanwaltschaftliche noch polizeiliche Er-
mittlungen durch. Vielmehr stellt sie Unterlagen 
im Rahmen der zulässigen Zwecke zur Verfügung. 
Entscheidungen, die aufgrund einer Mitteilung über 
eine hauptamtliche oder inoffizielle Tätigkeit für den 
Staatssicherheitsdienst getroffen werden, obliegen 
den ersuchenden Stellen. 

Die BStU verwaltet Unterlagen des Ministeriums für 
Staatssicherheit und seiner Vorläufer- und Nachfol-
georganisationen der ehemaligen DDR; ihre Aufga-
be der Aufarbeitung bezieht sich zeitlich auf die Ge-
schichte der DDR. Die Untersuchung der Auslandsak-
tivitäten des Staatssicherheitsdienstes ist im Rahmen 
des StUG möglich und unterliegt grundsätzlich kei-
nen besonderen rechtlichen Einschränkungen.

3. 	�Rechtliche Form und Aufbau der  
Institution

Rechtliche Form

Die BStU ist eine Bundesoberbehörde. Sie gehört zum 
Geschäftsbereich des Beauftragten der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien (BKM).

Die bzw. der Bundesbeauftragte für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR 
leitet die Behörde und wird auf Vorschlag der Bun-
desregierung vom Deutschen Bundestag mit mehr 
als der Hälfte der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder 
gewählt. 

Die bzw. der Bundesbeauftragte ist gemäß StUG in 
Ausübung des Amtes unabhängig und nur dem Ge-
setz unterworfen. Sie bzw. er unterliegt keiner Fach-
aufsicht und untersteht der Rechtsaufsicht der Bun-
desregierung. Die Dienstaufsicht führt die für Kultur 
und Medien zuständige oberste Bundesbehörde. Die 
bzw. der Bundesbeauftragte ist nicht weisungsgebun-
den. Die Ausgestaltung der Aufsichtsregelungen soll 
gewährleisten, dass die Tätigkeit der Behörde nicht 
durch Partei- oder Ressortinteressen beeinflusst wird.

Der bzw. die Bundesbeauftragte erstattet dem Parla-
ment alle zwei Jahre durch Vorlage eines Tätigkeits-
berichtes Rechenschaft. Die Amtszeit der bzw. des 
Bundesbeauftragten beträgt fünf Jahre. Eine einma-
lige Wiederwahl ist zulässig.

Organisation

Der bzw. die Bundesbeauftragte wird durch den Di-
rektor (seit 2001 Hans Altendorf) vertreten; dieser ist 
der leitende Beamte der Behörde. Die Behörde ist in 
eine Zentralstelle und in zur Zeit 12 Außenstellen ge-
gliedert. Die Aufgaben werden von vier Abteilungen 
sowie Stabsstellen, die der Behördenleitung direkt 
unterstellt sind, wahrgenommen. 

Die vier Abteilungen der Zentralstelle führen die Be-
zeichnungen: 
AR		  Archivbestände
AU		� Verwendung von Unterlagen des Staatssi-

cherheitsdienstes
BF		�  Wissenschaftliche Forschung und historisch-

politische Bildung 
ZV		  Zentral- und Verwaltungsaufgaben

Organigramm 
BStU
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Jede Abteilung ist in Referate und die Außenstellen 
sind in Sachgebiete untergliedert. Die Außenstellen 
sind direkter Ansprechpartner für die Bürger in den 
ehemaligen ostdeutschen Bezirken und sind zustän-
dig für die Unterlagen der Bezirksverwaltungen des 
MfS. 

Zu den Stabsstellen zählen die Pressestelle, der Be-
reich Öffentlichkeitsarbeit, das Leitungsbüro, ein 
Projektleitungsbüro sowie die besonderen Beauf-
tragten der Behördenleitung, wie Beauftragte für 
Datenschutz, für Sicherheit der IT-Technik und für 
betriebliche Gesundheitsvorsorge.

Die Außenstellen befinden sich in den Ländern 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen sowie in Berlin, also 
in dem räumlichen Bereich, der mit dem Territorium 
der DDR identisch ist. 

Personalbestand 

Bei der BStU sind mit Stand Juni 2009 1.752 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter tätig, davon gut 1.000 in 
der Zentralstelle und knapp 700 in den Außenstellen. 
Diese Mitarbeiter verteilen sich im Wesentlichen auf 
die Arbeitsfelder AR mit knapp 500, AU mit knapp 
600, BF mit knapp 60 (davon 12 Wissenschaftler) 
und ZV mit knapp 550 (davon 175 für Sicherung der 
Liegenschaften) Personen. Der Personalbestand der 

BStU hatte in den 90er Jahren bei einem Maximum 
von 3.300 Beschäftigten gelegen; in den letzten drei 
Jahren ist er durch Abgänge (Altersrente, Ruhestand, 
Wechsel in andere Behörden) um rund 12 Prozent 
verringert worden; dieser Prozess des Personalrück-
gangs wird sich in den nächsten Jahren fortsetzen. 

Budget
Das Budget im Jahr 2009 sieht ein Volumen von 90,3 
Mio € vor, darunter 
für Personalausgaben 70,9 Mio. €
für sächliche Verwaltungsausgaben 16,6 Mio. €
für Investitionen 2,7 Mio. €

4. 	�Überlieferungslage

Der Gesamtbestand (in der Zentralstelle in Berlin und 
den Außenstellen der Behörde) gliedert sich auf in:

Schriftgut 
In den Archiven der BStU lagern rund 111 km Schrift-
gut, davon 
	 ca. 51 km vom Staatssicherheitsdienst selbst archi

vierte Ablagen
	 ca. 60 km Unterlagen, die bei der Besetzung in 

den Diensträumen vorgefunden wurden (ein-
schließlich von fast 12 km – ca. 39 Mio. – MfS-Kar-
teikarten), sowie außerdem

	 weitere Unterlagen auf Sicherungs- und Arbeits-
filmen, die als Schriftgut ca. 47 km entsprächen.

Zusätzlich gibt es ca. 15.500 Behältnisse mit zerrisse-
nem Schriftgut.

Spezielle Informationsträger 
	 ca. 1,4 Mio. Fotodokumente 
	 (Fotopositive, -negative, Mikrofilme, DIAs) 
	 2.705 Filme und Videos 
	 ca. 31.000 Tondokumente 
	 43 MfS-Datenprojekte 
(Stand September 2009)

Provenienz der Dokumente

Neben dem von den Diensteinheiten des MfS produ-
zierten Schriftgut gehören auch dem Staatssicher-
heitsdienst überlassene Akten von Gerichten und 

Staatsanwaltschaften zu den MfS-Unterlagen. Vom 
MfS archiviert wurden beispielsweise auch Unter-
lagen der Generalstaatsanwaltschaft und der Mili-
tärstaatsanwaltschaften der DDR. Die im Rahmen 
der Ermittlungen zu NS- und Kriegsverbrechen ent-
standenen Unterlagen im Umfang von über 700 lfd. 
Metern wurden in einer Sonderablage außerhalb der 
Ablagen der Archivabteilung verwahrt.

Bemerkenswert auch die umfangreichen Rückfüh-
rungen von Unterlagen, die besonders während der 
Umbruchssituation 1989/90 aus den Dienstzimmern 
und Magazinen der Staatssicherheit herausgeschafft 
wurden. Die Akzessionen umfassten von 1990 bis 
2008/09 ca. 4.600 lfd. Meter. Ablieferer waren sowohl 
öffentliche Stellen als auch Privatpersonen. Besonde-
res Interesse erregte die Übergabe von CDs aus den 
USA mit einem Umfang von 300.000 Datensätzen 
(„Rosenholz“-Dateien). Diese enthalten digitale Ima-
ges von mikroverfilmten Karteikarten (Klarnamen- 
und Vorgangskartei der Auslandspionage (HV A)).

Wie vollständig ist der überlieferte Gesamt­
bestand? 

Die Unterlagen aus den Archiven des Staatsicher-
heitsdienstes sind in großen Teilen erhalten. Aller-
dings hatte der Staatssicherheitsdienst in seinen 
Archivablagen reguläre Kassationen vorgenommen. 
Die Unterlagen aus den Dienstzimmern sind dage-
gen häufig dezimiert worden. Die Spannweite der 
Verluste reicht von wenigen Prozent bis zum Total-
verlust. Eine reale Umfangsschätzung ist nicht mög-
lich, weil dafür der einstige Gesamtbestand bekannt 
sein müsste, dieser aber niemals ermittelt werden 
konnte. Namentlich sind Verluste zu beklagen bei 
Vorgängen sowohl zu Betroffenen als auch zu inof-
fiziellen Mitarbeitern, die bei Besetzung der Dienst-
stellen noch „aktiv“ waren, also in den Dienstzim-
mern lagerten.

Vernichtungen erfolgten sowohl auf Anweisung 
durch die Leitungen im Herbst 1989, individuell 
durch die Mitarbeiter des MfS, aber auch mit Zu-
stimmung des Zentralen Runden Tisches nach der 
Besetzung. Gravierende Beispiele für Verluste nach 
der Besetzung der Dienststellen sind Unterlagen der 

Auslandsspionage (HV A) sowie die elektronischen 
Datenträger des MfS. 

Die Unterlagen wurden unmittelbar nach der Beset-
zung der Dienststellen (04. Dezember 1989 – 15. Janu-
ar 1990) gesichert (durch Bürgerkomitees, Militär-
staatsanwaltschaften, Staatliche Archivverwaltung 
der DDR) und zusammengeführt, bis sie durch den 
Sonderbeauftragten am 03. Oktober 1990 übernom-
men wurden.

Erschließungsstand

Die archivierten Ablagen sowie die Sicherungs- und 
Arbeitsfilme sind personenbezogen zugänglich. Die 
Unterlagen aus den Dienstzimmern sind zu über 81% 
personen- und sachbezogen erschlossen. Die speziel-
len Informationsträger sind zu 55% erschlossen. Die 
Datenträger wurden ausgelesen und – sofern erfor-
derlich – auf gängigen Standards gesichert.

Digitalisierung von Altbeständen, 
 online-Nutzung

Digitalisiert wurde bisher v.a. aus Gründen der Be-
standserhaltung (gefährdete Tonbänder, häufig ge-
nutzte Fotos) und für die Nutzung.

Die Einstellung von Findhilfsmitteln in das Internet 
wurde in größerem Umfang erst nach der letzten 
StUG-Novellierung 2006 möglich. Online zur Verfü-
gung gestellt werden Informationen zu den Unterla-
gen der Zentralstelle wie auch zu denen der Außen-
stellen. Neben allgemeinen Informationen über die 
Archive der BStU werden Findbücher, Aktenverzeich-
nisse, Bestandsübersichten, archivwissenschaftliche 
und aktenkundliche Fachbeiträge sowie ausgewähl-
te Archivalien und Hinweise zu öffentlichen Führun-
gen durch die Räumlichkeiten des MfS vorgestellt.

5. 	�Zugang zu den Akten und Regeln des 
Umgangs mit den Akten in der Öffent­
lichkeit

 
Der Zugang zu den Unterlagen des Staatssicher-
heitsdienstes ist im Stasi-Unterlagen-Gesetz (StUG) 
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geregelt. Es gibt drei voneinander unabhängige Zu-
gangsrechte, die das StUG jeweils in eigenen Unter-
abschnitten behandelt:
	 Rechte von Privatpersonen (§ 12 ff. StUG),
	 Verwendung der Unterlagen durch öffentliche 

und nicht öffentliche Stellen (§ 19 ff. StUG),
	 Verwendung der Unterlagen für die politische 

und historische Aufarbeitung sowie durch Presse, 
Rundfunk und Film (§ 32 ff. StUG).

Der Zugang erfolgt bei Privatpersonen, Forschern 
und Medienvertretern auf Antrag, bei öffentlichen 
oder nicht öffentlichen Stellen aufgrund eines Ersu-
chens.

Rechte von Privatpersonen

Jedermann kann einen Antrag auf Akteneinsicht in 
die Unterlagen des MfS zu seiner Person stellen. Das 
Recht ist nicht an die deutsche Staatsangehörigkeit 
gebunden. 

Privatpersonen stellen einen Antrag auf Aktenein-
sicht, Auskunft oder Kopienherausgabe schriftlich auf 
einem Vordruck. Dieser ist auch über die Homepage 
der BStU verfügbar. Anträge können bei der Zentral-
stelle in Berlin und in allen Außenstellen eingereicht 
werden. Die vom Gesetz zu jedem Antrag verlangte 
Identitätsbestätigung wird innerhalb Deutschlands 
zumeist von der zuständigen Meldebehörde ausge-
fertigt. Jedoch reicht auch eine sonstige amtlich be-
glaubigte Kopie eines gültigen Personaldokuments 
aus. Für nahe Angehörige von Vermissten und Ver-
storbenen gelten gesonderte Regelungen.

Wenn sich ein Antragsteller durch einen Rechtsbei-
stand vertreten lassen will, muss dieser zur Antrag-
stellung bzw. Akteneinsicht ausdrücklich von seinem 
Mandanten beauftragt worden sein. Der Rechts-
beistand hat nicht mehr Rechte als der Vertretene 
selbst. Hintergrund dieser Zugangsregelungen ist 
der datenschutzrechtliche Ansatz des StUG, nur dem 
Einzelnen selbst den Zugang zu den ihn persönlich 
betreffenden Informationen zu ermöglichen. Nie-
mand soll in seinem Persönlichkeitsrecht dadurch 
beeinträchtigt werden, dass Unbefugte Kenntnis von 
ihn betreffenden Daten erhalten. 

Die Anträge werden auf Vollständigkeit sowie recht-
liche Zulässigkeit geprüft, bei festgestellten Mängeln 
werden vom Antragsteller weitere Angaben oder 
Unterlagen eingefordert. Danach werden – unab-
hängig vom Ort der Antragstellung – Recherchen in 
den Archivbeständen der Zentralstelle einschließlich 
in Frage kommender Außenstellen eingeleitet. Nach 
Auffinden von Unterlagen zur Antragstellerin oder 
zum Antragsteller muss geprüft werden, ob sich in 
den Unterlagen auch schutzwürdige Informationen 
zu anderen Personen befinden. Zur Wahrung des 
Persönlichkeitsrechtes werden diese Informationen 
anonymisiert (geschwärzt). Die Anonymisierungen 
werden in Duplikaten (Kopien) vorgenommen. Na-
men von hauptamtlichen und inoffiziellen Mitarbei-
tern werden nicht anonymisiert.

Bei Unterlagen mit geringem Umfang (unter 90 Sei-
ten) werden diese in der Regel in Kopie an den An-
tragsteller per Post versandt. Bei umfangreicheren 
Konvoluten werden die Antragsteller entsprechend 
ihren Wünschen in eine der Dienststellen der BStU 
zum Aktenstudium eingeladen. 

Soweit in den Unterlagen Decknamen von inoffiziel-
len Mitarbeitern enthalten sind, haben die Antrag-
steller grundsätzlich ein Recht auf die Bekanntgabe 
des bürgerlichen Namens. Zu dieser Decknamenent-
schlüsselung muss ein gesonderter Antrag gestellt 
werden.

Das StUG unterscheidet anders als das Archivrecht 
vier Personenkategorien: Betroffene, Dritte, Mitar-
beiter und Begünstigte (§ 6 StUG – Begriffsbestim-
mungen). Der Zugang zu den Unterlagen erfolgt 
abhängig davon, welcher dieser Kategorien die zum 
Antragsteller aufgefundenen Unterlagen zuzuord-
nen sind. Die Zuordnung erfolgt auf Grundlage des 
zur Verfügung stehenden archivierten Unterlagen-
bestandes. Ausschlaggebend ist dabei die Sichtweise 
des Staatssicherheitsdienstes, wie sie sich aus der Ak-
tenlage ergibt (archivische Betrachtungsweise).

Betroffene
Betroffene sind Personen, über die das MfS zielge-
richtet Informationen erhoben hat. Betroffene müs-
sen ihr Interesse auf Akteneinsicht, Auskunft oder 

Kopienherausgabe nicht begründen. Sie haben ei-
nen Rechtsanspruch, alle zu sich vorhandenen und 
erschlossenen Unterlagen einzusehen.

Dritte
Die Zugangsrechte für sogenannte Dritte (Personen, 
die keine „eigene“ Akten als Betroffene haben, zu 
denen aber Informationen in den Unterlagen an-
derer Personen enthalten sind) unterscheiden sich 
nicht grundsätzlich von denen Betroffener. Sie müs-
sen jedoch ihr Informationsinteresse darlegen und 
Hinweise zum Auffinden von Unterlagen geben. Der 
Aufwand der Recherchen muss in einem angemesse-
nen Verhältnis zum geltend gemachten Informati-
onsinteresse stehen.

Mitarbeiter des Staatssicherheitsdienstes
Wer als inoffizieller oder hauptamtlicher Mitarbei-
ter für den Staatssicherheitsdienst tätig war, erhält 
nur eingeschränkten Zugang zu den Unterlagen, 
nämlich nur zu den „zur Person geführten“ Perso-
nal- oder Kaderunterlagen. Vor einer Einsichtnahme 
geschützt sind die von dem ehemaligen Mitarbeiter 
erstellten Berichte über andere Personen. Nur aus-
nahmsweise kann darin Einsicht gewährt werden, 
nämlich wenn ein besonderes rechtliches Interesse 
dafür geltend gemacht wird.

Die Vorschriften für Mitarbeiter gelten auch für Per-
sonen, die gegenüber Mitarbeitern des Staatssicher-
heitsdienstes hinsichtlich deren Tätigkeit weisungs-
befugt waren sowie für inoffizielle Mitarbeiter des 
Arbeitsgebietes I der Kriminalpolizei der DDR, das 
für die Verfolgung und Aufklärung insbesondere als 
politisch angesehener Straftaten zuständig war, eng 
mit dem Staatssicherheitsdienst zusammenarbeitete 
und auch personell mit ihm verflochten war. 

nahe Angehörige Vermisster oder Verstorbener
Nahe Angehörige (Ehegatten, Kinder, Enkelkinder, 
Eltern und Geschwister) Vermisster oder Verstorbe-
ner haben ein eigenes Zugangsrecht zu den Stasi-Un-
terlagen. Damit wird von der Regel abgewichen, dass 
jedem Einzelnen nur die Möglichkeit des Zugangs zu 
seinen Unterlagen zusteht. Der Zugang ist nur zu 
den folgenden im Gesetz genannten und glaubhaft 
zu machenden Zwecken erlaubt: Rehabilitierung 

Vermisster oder Verstorbener, Schutz des Persönlich-
keitsrechts, insbesondere zur Klärung des Vorwurfs 
der Zusammenarbeit mit dem Staatssicherheits-
dienst, sowie Aufklärung des Schicksals Vermisster 
oder Verstorbener. Der Angehörige soll das Anliegen 
verfolgen können, etwas für den Verstorbenen zu 
tun, was dieser selbst nicht mehr kann.

weitere Verwendung von Unterlagen durch Privat
personen
Jeder Antragsteller hat nach dem Zugang zu den Un-
terlagen das Recht, die Informationen und Unterla-
gen, die er von der Bundesbeauftragten erhalten hat, 
zu verwenden. Er muss jedoch die Grenzen beachten, 
die durch andere Gesetze (v.a. Zivilrecht, Presserecht, 
Strafrecht) außerhalb des StUG definiert sind.

Verwendung der Unterlagen durch öffentliche 
und nicht öffentliche Stellen

Öffentliche und nicht öffentliche Stellen können zu 
den im Gesetz ausdrücklich genannten Zwecken Zu-
gang zu den Unterlagen erhalten. Dazu gehören im 
Wesentlichen Rehabilitierung, Wiedergutmachung, 
Ruhen von Versorgungsleistungen, Aufklärung von 
Vermögensverhältnissen der ehemaligen DDR, Über-
prüfung von bestimmten Personengruppen auf eine 
hauptamtliche oder inoffizielle Zusammenarbeit mit 
dem MfS, Sicherheits- und Zuverlässigkeitsüberprü-
fungen, Strafverfolgung und Gefahrenabwehr.

Antragsberechtigt sind die für die jeweiligen Auf-
gaben zuständigen Stellen. Nicht öffentliche Stellen 
müssen ihre Berechtigung schriftlich und unter An-
gabe der Rechtsgrundlage nachweisen. Die Bundes-
beauftragte prüft die Ersuchen der Stellen daraufhin, 
ob sie sich auf einen zulässigen Verwendungszweck 
beziehen, im Rahmen der Aufgaben der ersuchen-
den Stelle liegen und inwieweit die Verwendung von 
Stasi-Unterlagen für den angegebenen Zweck erfor-
derlich ist.

Zugang zu den Unterlagen erhält die ersuchende 
Stelle in der Regel durch eine schriftliche Mitteilung 
der BStU, der ggf. Belege in Form von Kopien aus den 
Unterlagen beigefügt sind, die sich auf den angefrag-
ten Zweck bzw. die angefragte Person beziehen. 
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Einsicht in die Unterlagen erhalten Stellen auf Nach-
frage nur dann, wenn die Mitteilung der BStU nicht 
ausreicht. Mitteilung und Einsichtnahme werden 
immer nur zu der Person gewährt, auf die sich das 
Ersuchen der Stelle bezieht. Befinden sich in den 
Unterlagen personenbezogene Informationen über 
andere Betroffene oder über Dritte, werden diese In-
formationen anonymisiert (geschwärzt).

Die Stellen entscheiden selbst, ob sie im Rahmen der 
zulässigen Verwendungszwecke bei der BStU anfra-
gen, sie sind nicht dazu verpflichtet (keine „Regelan-
frage“). Auch Entscheidungen, die aufgrund einer 
Mitteilung über eine hauptamtliche oder inoffizielle 
Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst getroffen 
werden, obliegen allein den ersuchenden Stellen.

Im Unterschied zu Privatpersonen, die die an sie in 
Kopie herausgegebenen Unterlagen im Rahmen der 
allgemeinen Gesetze verwenden können, also ohne 
Zweckbindung, dürfen Stellen die von der BStU über-
mittelten Informationen und Unterlagen nur für den 
Zweck verwenden, für den sie sie beantragt haben, 

eine Weitergabe oder Verwendung für andere Zwe-
cke ist nicht zulässig.

Verwendung der Unterlagen für die politische 
und historische Aufarbeitung sowie durch Presse, 
Rundfunk und Film

Die BStU unterstützt im Rahmen ihres gesetzlichen 
Auftrags Forschung und Medien (Presse, Rundfunk 
und Film) sowie Einrichtungen der politischen Bil-
dung bei der historischen und politischen Aufar-
beitung der Tätigkeit des Staatssicherheitsdienstes, 
der Herrschaftsmechanismen der ehemaligen DDR 
bzw. der ehemaligen Sowjetischen Besatzungszone 
sowie der nationalsozialistischen Diktatur; letzteres 
soweit sich die Unterlagen des MfS hierauf bezie-
hen. 

Forscher und Medienvertreter müssen in ihren Anträ-
gen ihr Aufarbeitungsvorhaben thematisch darstel-
len. Darüber hinaus müssen sie die Absicht nachwei-
sen, die Forschungsergebnisse oder Medienbeiträge 
zu publizieren. Im Jahr 2009 wurden bis zum 30.9. von 

Forschern sowie von Medien rund 1500 – zum Teil um-
fangreiche – Anträge gestellt (das sind fast 100 mehr 
als im ganzen Jahr 2008). 

Wenn themenbezogene Unterlagen aufgefunden 
werden, erhalten die Antragsteller aus diesem Bereich 
die Möglichkeit zur Einsichtnahme und anschließen-
der Kopienherausgabe. Dabei hat die Bundesbeauf-
tragte bereits bei der Zugangsgewährung darauf zu 
achten, dass die überwiegenden schutzwürdigen In-
teressen der in den Unterlagen genannten Personen 
nicht beeinträchtigt werden. So sind beispielsweise 
Unterlagen zu Betroffenen grundsätzlich nur in an-
onymisierter Form oder mit ausdrücklicher Einwilli-
gung des Betroffenen zugänglich (Ausnahme: Betrof-
fene, die länger als 30 Jahre tot sind).

Die Forscher und Medienvertreter sind darüber hin-
aus selbst gesetzlich verpflichtet, dafür zu sorgen, dass 
durch die Veröffentlichung keine überwiegenden 
schutzwürdigen Interessen der genannten Personen 
beeinträchtigt werden. Für Eigenveröffentlichungen 
der BStU gelten dieselben Voraussetzungen wie für 
externe Publikationen.

Medien
Medien spielen für die Diktaturaufarbeitung eine 
wichtige Rolle. Dies betrifft vor allem Sachthemen. 
Nicht selten werden aber auch Namen früherer MfS-
Mitarbeiter auf dem Wege von Medienrecherchen 
bekannt und werden – wenn es sich um öffentlich 
bekannte Personen handelt – kontrovers diskutiert. 
Die in diesem Zusammenhang gelegentlich auftre-
tenden Rechtsstreitigkeiten entstehen vor allem da-
durch, dass zwar nach dem Stasi-Unterlagen-Gesetz 
die Veröffentlichung dieser Namen grundsätzlich 
zulässig ist, soweit mögliche schutzwürdige Interes-
sen dem nicht entgegen stehen. Für die öffentliche 
Berichterstattung ist jedoch in jedem Einzelfall eine 
weitere Abwägung erforderlich. 
 
Personen der Zeitgeschichte, Amts- und Funktions
träger
Für die Verwendung von Informationen zu Personen 
der Zeitgeschichte, Inhabern politischer Funktionen 
oder Amtsträgern ist der Zugang im Rahmen von 
Forschungs- und Medienanträgen speziell geregelt. 

Informationen zu diesen dürfen nur verwendet wer-
den, soweit sie deren zeitgeschichtliche Rolle, Funk-
tions- oder Amtsausübung betreffen. Dabei sind 
ihre überwiegenden schutzwürdigen Interessen zu 
beachten. Darüber hinaus sieht das StUG ein Benach-
richtigungsverfahren für diese Personengruppe vor. 
Sollen Unterlagen verwendet werden, so sind die da-
von betroffenen Personen zuvor rechtzeitig darüber 
und über den Inhalt der Information zu benachrich-
tigen, damit sie ggf. Einwände dagegen vorbringen 
können. 

Einsicht in unanonymisiertes Material
Durch das 7. Änderungsgesetz zum StUG wurde eine 
Erweiterung der Zugangsrechte für externe Forscher 
vorgenommen. Für wissenschaftliche Forschungs-
arbeiten an Hochschulen und anderen Forschungs-
einrichtungen ist jetzt unter bestimmten im Gesetz 
genannten Voraussetzungen die Einsicht in unano-
nymisierte Unterlagen zulässig. 

Kosten

Für verschiedene Amtshandlungen erhebt die BStU 
Kosten. Die rechtliche Grundlage bietet § 42 StUG. 
Eine Stasi-Unterlagen-Kostenordnung regelt das 
Verfahren im Einzelnen und legt Gebühren und Aus-
lagen fest. Sie gilt für Einzelantragsteller und für An-
träge und Ersuchen von nicht öffentlichen Stellen.

Von Kosten für Auskünfte oder Akteneinsicht befreit 
sind Betroffene, Dritte und nahe Angehörige. Ledig-
lich für die Bereitstellung von Kopien wird eine ge-
ringe Gebühr erhoben. Grundgedanke dieser Rege-
lungen ist es, den Betroffenen ohne große finanzielle 
Hürden Zugang zu den Unterlagen zu ermöglichen, 
damit sie ihr Lebensschicksal aufklären können. 

6. 	�Kooperationen

Die BStU arbeitet in Deutschland intensiv mit ver-
schiedenen zivilgesellschaftlichen Initiativen, Ge-
denkstätten und mit der Bundesstiftung zur Aufar-
beitung der SED-Diktatur zusammen, insbesondere 
auf dem Gebiet der politisch-pädagogischen Auf-
arbeitung. Dieses gute Zusammenwirken stärkt die 

G
es

ch
ic

ht
e

Au
fg

ab
en

St
ru

kt
ur

Ar
ch

iv
Ko

op
er

at
io

ne
n

Pe
rs

pe
kt

iv
en

 

G
es

ch
ic

ht
e

Au
fg

ab
en

St
ru

kt
ur

Ar
ch

iv
Pe

rs
pe

kt
iv

en
 

Ko
op

er
at

io
ne

n
Ak

te
nz

ug
an

g

Ak
te

nz
ug

an
g



42    |    Deutschland Deutschland    |    43

Aufarbeitung der SED-Diktatur insgesamt. Mit der 
Stiftung und der Bundeszentrale für politische Bil-
dung zusammen soll die BStU einen Geschichtsver-
bund bilden (Näheres siehe Teil 7).

Auf internationaler Ebene kooperiert die BStU seit 
etlichen Jahren bilateral mit Partnerinstitutionen in 
Mittelosteuropa. Man berät sich und tauscht sich aus 
in archivfachlichen Fragen und im Auskunftswesen, 
es gibt gemeinsame Forschungsprojekte und Tagun-
gen. Mit diesen Partnern hat sich inzwischen eine so 
verlässliche Zusammenarbeit entwickelt, dass die 
BStU 2008 die Initiative zur Gründung eines „Europä-
ischen Netzwerkes der für die Geheimpolizeiakten 
zuständigen Behörden“ ergriff, welches dann am 
16. Dezember 2008 in Berlin zusammen mit den Part-
nerbehörden aus Polen, Tschechien, der Slowakei, 
Ungarn, Rumänien und Bulgarien gegründet wurde.

Auch außerhalb dieses Netzwerks hat die BStU vielfäl-
tige Kontakte mit Organisationen oder Regierungs-
stellen, die sich in ihrem Land für die Aufarbeitung 
der Tätigkeit eines Geheimdienstes einer Diktatur 
einsetzen. Ein räumlicher Schwerpunkt liegt dabei 
im osteuropäischen Bereich.

Die Fachbereiche der BStU pflegen auf nationaler 
Ebene einen intensiven Austausch mit benachbar-
ten Einrichtungen. So pflegt die Archivabteilung auf 
verschiedenen Gebieten eine enge Zusammenarbeit 
mit dem Bundesarchiv. Diese umfasst u.a. folgende 
Schwerpunkte: Aufbewahrung der Originalfilme 
des MfS, Nutzung der zu NS- und Kriegsverbrechen 
entstandenen Unterlagen, Präsentation von MfS-Un-
terlagen in Internetportalen. Hinzu kommen Koope-
rationen mit den staatlichen Archiven auf Länder
ebene und mit zentralen und regionalen Aufarbei-
tungseinrichtungen. 

Von den zahlreichen Kooperationen der Abteilung 
Bildung und Forschung sind hervorzuheben ein Pro-
jekt mit der Universität Jena (Kulturkampf in der Pro-
vinz in der späten DDR) und ein Gemeinschaftspro-
jekt unter der Leitung des Woodrow Wilson Center 
in Washington D.C. und Beteilung unserer Netz-
werkpartner: dieses beinhaltet die elektronische 
Veröffentlichung solcher Dokumente, die sich auf 

die Arbeit und Einflussnahme des KGB beziehen und 
die aufgrund der Archivsituation in Russland nicht 
unmittelbar zugänglich sind.

7. 	�Perspektiven der Einrichtung  
im Licht der öffentlichen und  
politischen Debatte

Öffentliche Meinung

Während Bundestag und Bundesregierung die Auf-
arbeitung im Allgemeinen und die BStU als Instituti-
on im Besonderen unterstützen, sind die Meinungen 
zur Aufarbeitung in der öffentlichen Diskussion viel-
schichtiger. In den westdeutschen Bundesländern ist 
das Interesse an Aufarbeitung gewiss geringer als in 
den ostdeutschen Ländern. Es nimmt dann zu, wenn 
bedeutende Fälle der Intervention des MfS in der 
alten Bundesrepublik Deutschland publik werden. 
Insbesondere durch historisch-politische Bildung 
versucht die BStU, die Aufarbeitung der Tätigkeit der 
DDR-Geheimpolizei als gesamtdeutsches Thema be-
wusst zu machen.

Viele Bürger v.a. aus der ehemaligen DDR nutzen 
die Angebote der BStU weiterhin intensiv; dies ist 
ablesbar an immer noch bis zu 100.000 Anträgen auf 
Akteneinsicht jährlich. Gleichwohl ist das Thema der 
Aufarbeitung der Tätigkeit der Geheimpolizei und 
der SED-Diktatur überhaupt in den ostdeutschen 
Ländern umstritten; die Meinungen bewegen sich 
zwischen zwei Polen. 

Ein Teil lehnt Aufarbeitung weitgehend ab: dies sind 
zum einen diejenigen, die im Milieu der alten No-
menklatura verhaftet sind, und zum anderen Teile 
derjenigen, die angesichts heutiger materieller Un-
sicherheiten und Probleme die Zustände in der DDR 
verklären.

Auf der anderen Seite kommt aus dem Kreis derer, 
die in der DDR verfolgt oder deren berufliche Ent-
wicklungsmöglichkeiten massiv behindert wurden, 
Kritik. Sie bemängeln, dass
	 es nicht genug Unterstützung für Opfer der SED-

Diktatur gäbe,

	 Verbrechen von Tätern aus dem MfS oder der SED 
nicht ausreichend geahndet worden seien,

	 es zahlreichen Mitglieder der Nomenklatura auf-
grund der Anwendung des westdeutschen Sys-
tems der Sozialversicherung heute materiell gut 

– und besser als ihnen – ginge. 

Ohne auf diese Kritik einzugehen, ist festzustellen, 
dass die genannten Sachverhalte aus Entscheidun-
gen des Gesetzgebers im Einigungsvertrag oder 
aus Gerichtsentscheidungen resultieren. Sie haben 
nichts mit Entscheidungen der BStU zu tun; gleich-
wohl werden mitunter solche als ungerecht emp-
fundenen Sachverhalte ursächlich der BStU – als der 
größten Institution der Aufarbeitung in Deutsch-
land – zugeschrieben. 

Politik

Die Bundesregierung hat im Juni 2008 nach kon
troverser öffentlicher Diskussion die Gedenkstätten-
konzeption des Bundes fortgeschrieben; der Bundes-
tag hat diesem Konzept mit breiter Mehrheit zuge-
stimmt. Hinsichtlich der Stasi-Unterlagen-Behörde 
enthält die Gedenkstättenkonzeption ein klares Vo-
tum zum Fortbestand der Behörde. Dies gilt für alle 
unter dem Dach der BStU zusammengeführten und 
integrierten Arbeitsbereiche: das Archiv, das Aus-
kunftswesen, die wissenschaftliche Forschung und 
die historisch-politische Bildung.

Die Gedenkstättenkonzeption stellt in ihrer Ge-
samtheit eine Bestandsaufnahme der deutschen 
Gedenkstättenlandschaft dar; für die einbezogenen 
Institutionen schafft sie Planungssicherheit. Als ein 
wichtiger Träger wird die BStU zusammen mit der 
Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 
sowie der Bundeszentrale für politische Bildung dem 
künftigen „Geschichtsverbund zur Aufarbeitung der 
kommunistischen Diktatur in Deutschland“ angehö-
ren und in diesem Rahmen das geplante Bildungs-
konzept mit gestalten.

Nach der Verabschiedung der Gedenkstättenkonzep-
tion ist die Frage der weiteren Entwicklung der Stasi-
Unterlagen-Behörde aus der Ebene medial geprägter 
und zum Teil interessengeleiteter Forderungen in 

den Bereich fachorientierter Bewertungen verlagert 
worden. Gemäß der beschlossenen Gedenkstätten-
konzeption soll der Deutsche Bundestag „eine unab-
hängige Expertenkommission einsetzen, die die Ent-
wicklung der Aufgaben, die der BStU gesetzlich zu-
gewiesen sind, analysiert und Vorschläge macht, ob 
und in welcher Form diese mittel- und langfristig zu 
erfüllen sind.“ Neben dem Vorteil, die drei Bereiche 
Archiv, Auskunft sowie Bildung und Forschung unter 
einem Dach zu haben, sollte dabei ein ausschlagge-
bendes Kriterium sein, dass der Zugang zu den MfS-
Unterlagen nicht eingeschränkt werden darf.
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Historisches Archiv der Staatssicherheitsdienste 
Ungarns

Ungarn

1.	 Gründungsgeschichte

Die Gründung des Archivs geschah infolge eines Be-
schlusses des Verfassungsgerichts. 1994 untersuchte 
das Verfassungsgericht die Verfassungsmäßigkeit 
des Gesetzes über die Lustration von Personen in be-
deutenden öffentlichen Ämtern. Es stellte fest, dass 
das Parlament gegen die Verfassung verstieß, da es 
bei der Anordnung der Lustration das informationel-
le Selbstbestimmungsrecht der Personen nicht ge-
währleistet habe. Gleichzeitig wurde das Parlament 
verpflichtet, diesen verfassungswidrigen Zustand 
durch ein neues Gesetz zu beenden, aufgrund dessen 
sich die Bürger mit allen von den Organisationen der 
Staatssicherheit gesammelten und verwahrten per-
sonenbezogenen Angaben vertraut machen können. 
Mit der Änderung des Überprüfungsgesetzes 1997 
gründete das Parlament das Historische Amt, bei 
dem es sich trotz seiner Bezeichnung um ein Archiv 
handelte. 2003 gründete das Parlament als Folge des 
Skandals, den die Offenlegung der Stasi-Vergangen-
heit des damaligen Premierministers verursachte, 
durch ein neues Gesetz das Historische Archiv der 
Staatssicherheitsdienste Ungarns. Das Historische 
Archiv der Staatssicherheitsdienste Ungarns ist der 
Rechtsnachfolger des Historischen Amtes.

2.	 Gesetzlicher Auftrag und Aufgaben

Das Historische Archiv bewahrt und verwaltet die 
Dokumente der ehemaligen „Staatssicherheitsdiens-
te“, die aus dem Zeitraum zwischen 21. Dezember 
1944 und 14. Februar 1990 stammen (am 21. Dezem-

ber 1944 trat die Provisorische Nationalversamm-
lung zusammen, am 14. Februar 1990 wurden die 
Staatssicherheitsorganisationen teils mit, teils ohne 
Rechtsnachfolger aufgelöst), und die Dokumente der 
ehemaligen Überprüfungsgremien. Die Überprü-
fungsgremien waren zwischen 1994 und 2005 tätig. 
Das Gesetz bestimmt die Aufgaben des Historischen 
Archivs in § 8 (3) wie folgt:

Das Archiv
a)	 gewährleistet, dass die betroffenen Personen ihre 

Rechte ausüben können, ihre personenbezoge-
nen Daten gemäß den im Gesetz angeführten Be-
dingungen zu erfahren; 

b)	 stellt Daten für die Organisationen zur Verfü-
gung, die laut Gesetz die Stasi-Vergangenheit von 
Personen des öffentlichen Lebens publik machen 
sollen;

c)	 gewährleistet Forschung gemäß den in diesem 
Gesetz genannten Bedingungen;

d)	 führt Aufgaben aus, die im Archivgesetz definiert 
werden.

Die unter a) und c) genannten Aufgaben werden 
im 5. Kapitel dieses Textes eingehend erläutert. b) 
bedeutet, dass wir an der Überprüfung beteiligt wa-
ren. In Ungarn wurde die Überprüfung von einem 
Richtergremium durchgeführt, und das Archiv (wie 
andere Organisationen) stellte ihnen Daten zur Ver-
fügung. Die Überprüfung ist beendet worden, aber 
das Gesetz ermöglicht es jedem, Informationen 
über die mögliche Stasi-Vergangenheit von jeder 
Person des öffentlichen Lebens nachzufragen (sie-
he Kapitel 5).

Wir werten unsere Dokumente gemäß unseren im 
Archivgesetz festgelegten Aufgaben aus, wir betrei-
ben auch Forschung und veröffentlichen unsere Er-
gebnisse. 

Politische Bildung und Information gehören nicht  
zu unseren gesetzlich festgelegten Aufgaben, und 
Personal steht dafür nicht zur Verfügung. Trotzdem 
nehmen wir solche Tätigkeiten durch unsere Veröf-
fentlichungen, Konferenzen, das auf unserer Inter-
netseite veröffentlichte Material und unsere Ausstel-
lungen wahr. Wir verleihen die Exponate dieser Aus-
stellungen auch, damit sie überall im Land gezeigt 
werden können.

Die Rehabilitierung der Opfer gehört nicht zu den Zu-
ständigkeiten des Archivs. Diese Problematik wurde 
durch die Gesetze zur Annullierung und Entschädi-
gung geregelt. Das Gesetz zur Annullierung hatte be-
reits die politischen Strafen annulliert, und das Gesetz 
zur Entschädigung hatte bereits für finanzielle Ent-
schädigung gesorgt, lange bevor der Rechtsvorgän-
ger des Archivs gegründet wurde. Die Entschädigung 
dauert in einem Bereich noch an: Die Teilnehmer der 
Revolution von 1956 werden möglicherweise eine 
Zusatzrente erhalten. In einer beträchtlichen Anzahl 
von Fällen kann das Archiv ihnen die Dokumente zur 
Verfügung stellen, die belegen, dass sie zum Erhalt 
dieser Zusatzrente berechtigt sind. Opfer, die sich an 
unser Institut wenden, benötigen oft außerdem auch 
persönliche Zuwendung, die sie, wenn möglich, vom 
Archiv erhalten.

3.	� Rechtsform und Organisation des  
Instituts

Das Historische Archiv ist ein staatseigenes Fachar-
chiv. Der verantwortliche Leiter des Archivs ist der 
Generaldirektor. Der Generaldirektor und der Stell-

vertreter werden in einem offenen Verfahren aus-
gewählt und für sieben Jahre vom Parlamentspräsi-
denten ernannt. Vor der Nominierung werden die 
Kandidaten vom Nationalen Sicherheitsausschuss 
und vom Kulturausschuss befragt. Die Regelungen 
über die Unvereinbarkeit sind sehr streng. Niemand, 
der in den zehn Jahren vor der Nominierung Regie-
rungsmitglied, Staatssekretär, Beamter oder Ange-
stellter einer nationalen Organisation war, die einer 
politischen Partei zugehört, kann Generaldirektor 
oder stellvertretender Generaldirektor werden. Die 
gleiche Regelung gilt für diejenigen, die bei den ehe-
maligen Staatssicherheitsdiensten angestellt waren 
oder deren Berichte erhalten haben oder als Agent 
tätig waren. Jede Person in diesem Amt darf einer 
Nebentätigkeit nur in den Bereichen Wissenschaft, 
Bildung oder Kunst nachgehen. 

Die Arbeit des Historischen Archivs wird vom Parla-
mentspräsidenten überwacht. Der Generaldirektor 
hat den Ausschüssen jährlich Bericht zu erstatten, 
die ihn oder sie vor der Nominierung befragten. Die 
Umstände, unter denen das Mandat der Leiter des 
Archivs erlischt, sind gesetzlich geregelt. Diese Rege-

Dr. György Gyarmati, Generaldirektor des Archivs
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lung sichert praktisch absolute Unabhängigkeit für 
die Institution. Das Archiv ist eine nationale Einrich-
tung ohne regionale Außenstellen. Die Anzahl der 
Angestellten beträgt 99. Das Archiv ist eine unabhän-
gige, öffentlich finanzierte Institution. Der Haushalt 
wird vom Parlament im jährlichen Haushaltsgesetz 
festgelegt. Nach den bisherigen Erfahrungen stehen 
Mittel dafür stets zur Verfügung. Weder Wahlen 
noch Regierungskrisen haben die kontinuierliche 
Tätigkeit bis jetzt gefährdet. Der Einfluss der derzei-
tigen Wirtschaftskrise auf das Institut ist noch nicht 
absehbar. 

Das Historische Archiv ist ein eigenständiger Posten 
innerhalb des Parlamentshaushaltes. Die wichtig
sten Angaben zum Geschäftsjahr 2009 entsprechend 
dem bewilligten Budget sind wie folgt:
Ausgaben	  708.5 Mio Ft
Einnahmen	  5.0 Mio Ft
Förderung	  703.5 Mio Ft

4.	 Überlieferungslage

Das Sammelgebiet des Historischen Archivs wurde 
durch § 1 (1) des III. Gesetzes von 2003 definiert. Ge-
mäß dem Gesetz umfasst die Sammlung des Archivs 
die Dokumente der ehemaligen Abteilung III (Staats-
sicherheit) des Innenministeriums und deren Rechts-
nachfolger, Dokumente mit Bezug auf 
	 die Angestellten, 
	 die geheimen und streng geheimen Mitarbeiter 

der Hauptabteilung und
	 die Dokumente der Überprüfungsgremien, die 

einige prominente Persönlichkeiten kontrollie-
ren, die wichtige Ämter oder Ämter öffentlichen 
Vertrauens und Positionen innehaben, welche 
die öffentliche Meinung beeinflussen.

Die Sammlung des Historischen Amtes (gegründet 
1997) und des Historischen Archivs (seit 2003) wer-
den rechtlich als Dokumentensatz definiert, die von 
Organisationen der Staatssicherheit erstellt wur-

den, die in verschiedenen Bereichen bestanden und 
hinsichtlich Struktur und Handhabung von Doku-
menten unabhängig voneinander arbeiteten. Nach 
Übernahme, Untersuchung und grundsätzlicher 
Ordnung des Materials war es möglich, ein geschlos-
senes Archivsystem zu entwickeln, in das die von den 
Organisationen der Staatssicherheit zwischen 1944 
und 1990 erstellten Dokumente eingeordnet werden 
konnten. Die Hauptabteilungen dieses neu geschaf-
fenen Archivsystems sind, mit einer detaillierten 
Klassifikation der Dokumente, im Bestands- und Ak-
tenverzeichnis zu finden. Diese sind wie folgt:

Abteilung 1
Dokumente von Organisationen der Staats­
sicherheit (Staatsschutz) und ihrer Tätigkeiten:
(1942) 1945-1990 (1997)1 – Bestand: 546,22 lfd. Meter

Diese Abteilung enthält die getrennt voneinander 
geführten dienstlichen Dokumente von Organisati-
onseinheiten, die von den ehemaligen Staatssicher-
heitsdiensten gebildet worden waren. Es gibt unab-
hängige Reihen innerhalb dieser Abteilung, die die 
Dokumente des Zentralen Staatssicherheitsdienstes 
enthalten, der in verschiedenen Zeiträumen tätig 
war; Dokumente von Organisationen der Staatssi-
cherheit, die innerhalb verschiedener Polizeistati-
onen tätig waren, und von Organisationseinheiten 
mit ähnlichen Aufgaben innerhalb des Ministeriums 
der Verteidigung und der Ungarischen Volksarmee. 

Abteilung 2
Dokumente der Staatssicherheit, die nicht zu  
einer bestimmten Organisationseinheit  
gehören:
(2000) – Bestand: 729,71 lfd. Meter

In dieser Abteilung befinden sich Dokumentensätze, 
die von mehreren unterschiedlichen Staatssicher-
heitsdiensten und Organisationseinheiten angefer-
tigt und bearbeitet wurden, oder Dokumente, die in 
verschiedener Hinsicht gesondert bearbeitet wur-
den.

1 Die Jahreszahlen in Klammern beziehen sich auf die Jahre, aus denen nur einzelne der Dokumente im Archiv stammen. In diesem Fall z.B. stammen 
die meisten Akten aus dem Zeitraum 1945-1990, aber einige wurden 1942 angelegt und einige andere hingegen behandeln sogar das Jahr 1997.
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Die wichtigsten Dokumentensätze in dieser Abtei-
lung sind die ehemals sogenannten „Geschlossenen 
Archive“, die vor allem die Dokumente der Schau-
prozesse enthalten, ferner verschiedene operative 
Akten und Akten zu Agentennetzen, Dokumente 
über Internierung und Deportation, Informations-
sammlungen für das Innenministerium und Doku-
mente über Personal, Finanzen und Anstellungsver-
hältnisse. 

Abteilung 3
Mitarbeiter-, Operations- und Ermittlungsakten:
(1912) 1945-1990 (1993) – Bestand: 2424,47 lfd. Meter

Diese Abteilung enthält die meisten Dokumente im 
Archiv, Akten über Ermittlungen, Operationen, Tä-
tigkeit, Anwerbung, über die Durchsuchung von 
Wohnungen und Informationen. Neben den Akten, 
die von der Zentrale bearbeitet wurden, operative 
Akten, eine gesonderte Aktenreihe, die Dokumente 
der ehemaligen Hauptabteilung III/I (Nachrichten-
dienst) enthält.

Abteilung 4
Sammlungen:
(1910) 1945-1990 (2003) – Bestand: 72.80 lfd. Meter

Diese Abteilung umfasst verschiedene, von den 
Organisationen der Staatssicherheit verwendete 
Hintergrundmaterialien, eine Sammlung von An-
weisungen in Verbindung mit der Staatssicherheit, 
Dokumente über verschiedene, extrem rechtsge-
richtete Organisationen, eine Sammlung von Gegen-
ständen, die dem Archiv zur sicheren Aufbewahrung 
übergeben wurden, und zeitgenössische Lehrfilme 
der Staatssicherheit.
 

Abteilung 5
Nach 1990 erstellte Dokumente:
1994-2005 – Bestand: 45.21 lfd. Meter

In dieser Abteilung befinden sich Dokumente der 
sogenannten „Überprüfungsgremien“, die einige 
prominente Persönlichkeiten kontrollierten, die 
wichtige Ämter oder Ämter öffentlichen Vertrauens 
und Positionen innehaben oder bekleideten, die die 
öffentliche Meinung beeinflussen.

Die Mehrzahl der Dokumente im Archiv bilden in 
erster Linie die Dokumente der Hauptabteilung III/
III (die sogenannte Gruppe zur Abwehr interner re-
aktionärer Kräfte), die vom Rechtsvorgänger, dem 
Historischen Amt, nach seiner Gründung 1997 ver-
wahrt wurden. 

Mit Wirkung ab 1. Februar 2000 verpflichteten aktu-
elle Bestimmungen die Organisationen der Staatssi-
cherheit zur Übergabe aller Dokumente, die für sie 
hinsichtlich ihrer Tätigkeit nicht mehr von Interesse 
waren, an das Archiv. Zu der Zeit wurde die Samm-
lung mit den Dokumenten der Hauptabteilung III/I 
(Nachrichtendienst), III/II (Spionageabwehr), III/IV 
(militärische Abwehr) mit denen der Hauptabtei-
lung III/V (Fachkräfte) und mit anderen internen 
Dokumenten erweitert, die sich auf den Sicherheits-
dienst beziehen. 

Die Dokumente, die noch als „geheim“ eingestuft 
sind und noch von den Nationalen Sicherheitsdiens-
ten verwahrt werden, müssen alle drei Jahre von 
den Geheimschutzbeauftragten überprüft werden. 
Wenn diese Dokumente nicht mehr als „geheim“ 
eingestuft werden, werden sie auch dem Histori-
schen Archiv übergeben. 

Das Historische Archiv erhält und bearbeitet ständig 
Dokumente, die sich noch bei anderen Organisatio-
nen auffinden, und will diese, nach notwendigen ar-
chivarischen Verfahren und gemäß den rechtlichen 
Bestimmungen, für Wissenschaftler oder die betrof-
fenen Bürger zur Verfügung stellen. 

Ende 2008 betrug der Dokumentenbestand im His-
torischen Archiv 3.818,41 laufende Meter. Mehr als 
zwei Drittel davon sind in verschiedene Aktenarten 
klassifizierte Dokumente. Der restliche Bestand glie-
dert sich in dienstliche Dokumente der ehemaligen 
Staatssicherheitsdienste und in Sammlungen, Hin-
tergrundmaterialien und zeitgenössische Karteien, 
die von diesen Organisationen angelegt und benutzt 
wurden. 

Das Archiv verwahrt größtenteils Papierdokumente, 
aber wir haben auch große Mengen zeitgenössischer 
Mikrofilm-Sicherheitskopien von Ermittlungs- und 

Operativakten und von Tagesberichten zur operati-
ven Tätigkeit.

Die Bearbeitung der verschiedenen (Ermittlungs-, 
Operativ-, Tätigkeits- und Anwerbe-) Akten, die das 
Gros der im Historischen Archiv verwahrten Akten 
ausmachen, besteht aus drei Schritten:
	 Um Bürgern und Forschern effizienter behilflich 

zu sein, geben wir die personenbezogenen Daten 
der Personen, zu denen Akten angelegt wurden, 
in unsere Datenbank ein.

	 Wir digitalisieren Seite für Seite die am häufigsten 
genutzten Akten, die sich in schlechtem Zustand 
befinden. Wir führen die Inhalte in der zentralen 
Datenbank, erleichtern die institutsinterne Auf-
bereitung und schonen somit die Originaldoku-
mente.

	 Während der thematischen Erschließung die-
ser Akten werden alle Informationen in unsere 
zentrale Datenbank aufgenommen, die uns bei 
der späteren Auffindung des benötigten Doku-
mentes helfen (Kontextbeschreibung, Daten zum 
Zeitpunkt und zur Art der Erstellung). 

Innerhalb des gesetzlichen Rahmens haben unsere 
Forscher Zugang zur zentralen Datenbank des His-
torischen Archivs und zu anderen elektronischen 
Suchhilfen im Forschungsraum des Archivs und im 
Internet.

5.	� Regelungen für den Zugang zu den  
Akten und gesetzliche Einschrän­
kungen

1.	� Der Zugang zu den Archivdokumenten ist fol­
genden Personen gestattet:

a.	 der Person, zu der die Akte angelegt wurde, oder 
einem nahen Verwandten nach dem Tod der be-
treffenden Person,

b.	 wissenschaftlichen Forschern,
c.	 jedermann oder
d.	 anderen staatlichen Institutionen.

Das Gesetz unterscheidet, ob die Person in den Akten 
	 die überwachte Person,
	 ein hauptamtlicher Mitarbeiter,

	 ein inoffizieller Mitarbeiter,
	 eine operative Kontaktperson oder
	 eine dritte Person ist.

Eine überwachte Person ist eine Person, die das Ziel 
von Geheimdienstaktivitäten war, d.h. das Opfer.

Ein hauptamtlicher Mitarbeiter ist jemand, der von 
den Organisationen der Staatssicherheit entweder 
als ein Angehöriger des geheimen oder des offiziel-
len Mitarbeiterstabs angestellt war.

Ein inoffizieller Mitarbeiter ist ein Informant, auf den 
gemäß den Dokumenten mindestens eine dieser 
Angaben zutrifft: Er lieferte unter einem Deckna-
men geheime Berichte, unterzeichnete eine An-
werbeerklärung, seine Aktivitäten verschafften ihm 
Vorteile. 

Eine operative Kontaktperson ist eine Person, die die 
Tätigkeit der Geheimdienste gelegentlich in beson-
deren Fällen unterstützte, oder eine Person, die stän-
dig als Freiwilliger Informationen lieferte, ohne eine 
Anwerbeerklärung zu unterzeichnen. 

Eine dritte Person ist jeder, der nicht den oben ge-
nannten Kategorien entspricht.

2.	 Zugang zu den Akten

Die Dokumente enthalten die Namen und Ämter 
vieler Personen des Machtapparates (z.B. Kriminal-
beamte, Polizisten, Richter, Anwälte, Parteisekretäre, 
KISZ – Sekretäre der kommunistischen Jugendorga-
nisation). Diese Namen werden nicht anonymisiert, 
da die Namen und Positionen dieser Personen öffent-
liche Daten, wenn nicht Daten von öffentlichem In-
teresse sind.

Die überwachte Person kann Zugang zu den meisten 
Daten erhalten. Sie kann die über sie geführten Do-
kumente lesen, auch die Dokumente, die notwendig 
sind, um die inoffiziellen Mitarbeiter, operativen 
Kontaktpersonen und hauptamtlichen Mitarbeitern 
zu identifizieren, die mit ihrer Person in Verbindung 
standen.
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Dritte können Einsicht in die Angaben nehmen, 
die über sie angelegt wurden. Nach dem Tod einer 
überwachten oder einer dritten Person gehen diese 
Rechte auf deren nahe Verwandte über. Ein naher 
Verwandter ist ein Verwandter in gerader Linie, Ge-
schwister, Ehegatte oder Lebenspartner, wenn die 
Ehe oder die Partnerschaft zum Zeitpunkt der Erstel-
lung des Dokumentes und zum Zeitpunkt des Todes 
der betreffenden Person bestand.

Hauptamtliche und inoffizielle Mitarbeiter sowie opera-
tive Kontaktpersonen sowie operative Kontaktperso-
nen dürfen nur Zugang zu den Angaben haben, die 
in Verbindung mit ihrer Person stehen. Ein Angestell-
ter ist folglich nicht berechtigt einzusehen, welche 
Fragen sie dem Opfer während einer Vernehmung 
stellten oder welche Personen sie unter welchen Um-
ständen angeworben haben. Ebenso darf ein inoffizi-
eller Mitarbeiter keinen von ihm verfassten Bericht 
einsehen, da es sich dabei nicht um seine eigenen Da-
ten, sondern um die „Früchte“ seiner Arbeit handelt. 

Auf Verwandte dieser Personen geht das Recht auf 
Zugang nicht über. Diese Regelung hat bereits Kon-
flikte ausgelöst, d.h. es muss in jedem Fall gesondert 
entschieden werden, welcher Kategorie die betroffe-
ne Person zuzuordnen ist. Eine Person kann während 
eines Zeitraumes in ihrem Leben ein hauptamtlicher 
Mitarbeiter und während eines anderen Zeitraums 
eine überwachte Person gewesen sein. 

Gemäß den gesetzlichen Kriterien ist es häufiger der 
Fall, dass eine Person gleichzeitig überwachte Person 
und Informant gewesen ist. Nach dem Tod der Person 
erhalten deren Verwandte die Dokumente, mit de-
nen belegt wird, dass es sich bei dem Verstorbenen 
um ein Opfer handelte, und danach ist möglicher-
weise in einer wissenschaftlichen Veröffentlichung 
nachzulesen, dass die Person ein Informant war. (Be-
stimmungen über den Zugang für Forscher siehe 
weiter unten.)

Die Betroffenen können eine kostenfreie Kopie aller 
Dokumente erhalten, zu deren Einsicht sie berech-
tigt sind. In diesen Kopien müssen wir alle Daten an-
onymisieren, zu deren Einsicht sie nicht berechtigt 
wurden.

Jedermann kann Zugang zu den Dokumenten erhal-
ten, die keine personenbezogenen Daten enthalten, 
und diese veröffentlichen. Entsprechend dem wich-
tigsten Grundsatz können personenbezogene Daten 
erst nach Ablauf der Schutzfrist publiziert werden. 
Die Datenschutzdauer beträgt 30 Jahre nach dem 
Tod der Person. Wenn der Todestag unbekannt ist, 
90 Jahre nach dem Geburtsdatum. Wenn auch das 
unbekannt ist, 60 Jahre nach dem Datum des Doku-
mentes. Im Fall von einigen besonders sensiblen Da-
ten wird die Datenschutzdauer auf 60, 90 oder 120 
Jahre verlängert. Diese Daten betreffen Rasse, Nati-
onalität, Minderheits- oder ethnische Zugehörigkeit, 
Religion oder weltanschauliche Überzeugung, Ge-
sundheitszustand, Suchtkrankheiten und Sexualle-
ben. Aufgrund einer schriftlichen Genehmigung der 
betroffenen Person können von diesem wichtigsten 
Grundsatz Ausnahmen gemacht werden. 

Innerhalb des oben genannten Rahmens kann je-
der, der sich an unser Institut wendet, nicht nur ein 

bestimmtes Dokument einsehen, sondern auch 
wissenschaftliche Forschungen durchführen. Die 
Recherche ist kostenfrei, aber für die Kopien der Do-
kumente muss eine Gebühr gezahlt werden. Daten, 
die rechtmäßig veröffentlicht wurden oder die in 
Verbindung mit Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens stehen, bilden eine Ausnahme: jeder ist zum 
Zugang berechtigt.

Besondere Regelungen gelten für Personen des öf-
fentlichen Lebens. Es wird nicht unterschieden, ob die 
Person derzeit eine Person des öffentlichen Lebens ist 
oder es in der Vergangenheit war. Dies schließt jede 
Person ein, die innerhalb des Machtapparats tätig ist 
oder war oder die für eine solche Position nominiert 
war oder die Aufgabe hat oder hatte, an der Bildung 
der öffentlichen Meinung mitzuwirken. Jeder kann 
sich an das Historische Archiv wenden, um Angaben 
zur möglichen Stasi-Vergangenheit solcher Perso-
nen zu erfragen, und um zu erfahren, ob nach diesen 
Dokumenten diese Person gemäß den gesetzlichen 
Kriterien ein hauptamtlicher Mitarbeiter, ein inoffizi-
eller Mitarbeiter oder eine operative Kontaktperson 
gewesen ist. In solchen Fällen muss das Historische 
Archiv bei der betreffenden Person anfragen, ob sich 
diese als Person des öffentlichen Lebens betrachtet. 
Diese Frage muss gestellt werden, gleichgültig ob 
Dokumente über die Stasi-Vergangenheit der Person 
vorhanden sind oder nicht. (Andernfalls käme die 
Frage einer Wertung gleich.) Wenn sich die Person 
als Persönlichkeit des öffentlichen Lebens betrach-
tet, beantwortet das Archiv die Anfrage. Wenn sich 
die Person nicht als Persönlichkeit des öffentlichen 
Lebens betrachtet, müssen wir die Beantwortung 
verweigern. Der Antragsteller hat dann die Möglich-
keit, vor Gericht zu gehen; dann entscheidet das Ge-
richt, ob die betreffende Person als Persönlichkeit des 
öffentlichen Lebens gilt. Das Archiv beantwortet die 
Anfrage oder verweigert die Beantwortung abhän-
gig von der Entscheidung des Gerichts.

Wissenschaftliche Forschung

Forscher können Zugang zu den meisten Dokumen-
ten erhalten. Sie können in jedes Dokument Einsicht 
nehmen, mit Ausnahme einiger besonderer Daten, 
sogar innerhalb der Schutzfrist. Ein wissenschaft-

licher Forscher ist eine Person mit Forschungsge-
nehmigung, die von einem Kuratorium erteilt wird 
(deren Mitglieder von Forschungseinrichtungen 
entsandt werden). Die Bedingungen, um eine solche 
Genehmigung zu erhalten, und deren Geltungsbe-
reich sind im Archivgesetz und im Gründungsgesetz 
des Historischen Archivs definiert. In dieser Hinsicht 
haben die Bürger der Europäischen Union und aus 
den Vertragsstaaten des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum die gleichen Rechte 
wie ungarische Bürger. Ein detailliertes Forschungs-
vorhaben, eine Liste der Veröffentlichungen und 
ein sogenanntes Fördergutachten müssen zusätz-
lich zum Antrag auf eine Forschungsgenehmigung 
vorgelegt werden. Ein Fördergutachten wird von 
einem Forschungsinstitut auf Grundlage des detail-
lierten Forschungsvorhabens ausgestellt. Wenn die 
Forschungsgenehmigung verweigert wird, kann der 
Forscher vor Gericht gehen. 

Bürger anderer Staaten können eine Forschungsge-
nehmigung erhalten, wenn die Kommission der Eu-
ropäischen Gemeinschaft erklärt, dass der betreffen-
de Staat den ordnungsgemäßen Schutz personenbe-
zogener Daten gewährleistet. In einem solchen Fall 
kann das Fördergutachten nur vom jeweiligen Insti-
tut der Ungarischen Akademie der Wissenschaften 
ausgestellt werden.

Der Wissenschaftler muss eine Erklärung über die 
Einhaltung des Datenschutzes bei der Bearbeitung 
oder Veröffentlichung der Daten abgeben. Dies ist 
notwendig, da ein wissenschaftlicher Forscher zum 
besseren Verständnis und Lernen aus der Vergan-
genheit zu weit mehr Daten Zugang hat, als veröf-
fentlicht werden dürfen. Das Datenschutzgesetz 
beinhaltet die Regelungen zur Veröffentlichung 
von Daten. Entsprechend dem Gesetz dürfen das In-
stitut oder die in der wissenschaftlichen Forschung 
tätige Person nur dann personenbezogene Daten 
veröffentlichen, wenn die betreffende Person dies 
genehmigt hat oder wenn dies für das Vorstellen der 
Forschungsergebnisse zu historischen Ereignissen 
entscheidend ist. 

Es gelten folgende Einschränkungen: Vor Ablauf 
der Schutzfrist (die für Forscher 30, 60 oder 90 Jahre 
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beträgt), können Forscher in Daten bezüglich Rasse, 
Nationalität, Minderheiten- oder ethnischer Zuge-
hörigkeit, Religion oder anderer weltanschaulicher 
Überzeugung nur mit Genehmigung des Kuratori-
ums Einsicht nehmen. Daten zu Gesundheitszustand, 
Suchtkrankheiten und Sexualleben sind erst nach 
Ablauf der Schutzfrist zu Forschungszwecken zu-
gänglich. Überwachte oder dritte Personen können 
die Forschung zu ihren personenbezogenen Daten 
nur für einen Zeitraum von 90 Jahren ab dem Datum 
der Dokumente verweigern. Hauptamtliche sowie 
inoffizielle Mitarbeiter und operative Kontaktperso-
nen sind dazu nicht berechtigt. Alle anderen Daten 
sind für Forschungszwecke zugänglich.

Gerichte können beim Archiv indirekt Daten anfra-
gen, wenn diese für ihre Aufgaben benötigt werden.

Andere staatliche Einrichtungen können nur dann Zu-
gang zu den Dokumenten des Historischen Archivs 
erlangen, wenn sie vorher die Zustimmung des Na-
tionalen Sicherheitsausschusses des Parlaments vor-
legen, oder sie müssen den Ausschuss in dringenden 
Fällen nachträglich informieren. 

Der Zugang zu den Dokumenten ist für alle gebüh-
renfrei, aber Kopien der Dokumente müssen von For-
schern bezahlt werden. 

6.	 Zusammenarbeit

Das Historische Archiv arbeitet regelmäßig mit Or-
ganisationen und Einrichtungen in Ungarn und im 
Ausland zusammen. Diese Zusammenarbeit stellt 
sich wie folgt dar: 

1.
Hauptziel der Zusammenarbeit mit ungarischen 
Archiven ist die Suche nach Dokumenten, die Staats-
schutz und Staatssicherheit betreffen und die von 
anderen Institutionen verwahrt werden, um sie auf 
moderne Datenträger zu speichern und leichter für 
wissenschaftliche Forscher zugänglich zu machen. 
Ein bedeutender Schritt bei diesem Vorhaben war 
die Digitalisierung der Aufzeichnungen über den Pro-
zess von Imre Nagy, Premierminister während der Un-

garischen Revolution 1956 und des Befreiungskrieges, 
und seinen Mitstreitern. Wir führten diese Aufgabe 
gemeinsam mit dem Ungarischen Nationalarchiv 
und der Interview-Sammlung der Széchényi-Nati-
onalbibliothek durch. Das Material wurde im Juni 
2008 vorgestellt.

Um wertvolle Dokumente zu bewahren, die noch als 
„geheim“ klassifiziert sind und von den Nationalen 
Sicherheitsdiensten verwahrt werden, obwohl sie in 
den Zuständigkeitsbereich des Historischen Archivs 
fallen, haben wir Kooperationsabkommen mit den 
Nationalen Sicherheitsdiensten geschlossen.

Um die Bereitstellung von Daten aus Dokumenten zu 
erleichtern, die sich auf ehemalige Mitarbeiter des 
Innenministeriums beziehen, unterzeichneten wir 
2005 eine Vereinbarung mit dem Innenministeri-
um (und 2007 eine weitere Vereinbarung mit dessen 
Rechtsnachfolger, dem Ministerium für Justiz und Si-
cherheit). Die Vereinbarung wurde vom Nationalen 
Sicherheitsausschuss des Parlaments genehmigt.

2.
Im Juli 2004 verfassten die Leiter ähnlicher Einrich-
tungen in Deutschland, Polen, der Tschechischen 
Republik, der Slowakei und Ungarn ein Schreiben 
an Romano Prodi, den damaligen EU-Kommissi-
onspräsidenten. In diesem Schreiben ersuchten sie 
ihn um Aufmerksamkeit hinsichtlich der Probleme, 
die bei der Behandlung und Bearbeitung von Doku-
menten der ehemaligen Staatssicherheitsdienste 
entstehen. 

Am 11. April 2005 wurde, auf Grundlage des internati-
onalen Vertrages zwischen der Regierung der Repu-
blik Ungarn und der Regierung der Vereinigten Staa-
ten von Amerika, eine Vereinbarung des Historischen 
Archivs mit dem amerikanischen Holocaust Museum 
geschlossen. Damit wurde ein bis heute andauern-
des Programm gestartet. Mit diesem Programm ist es 
der amerikanischen Seite gestattet, die von unserer 
Einrichtung verwahrten Dokumente zu bearbeiten, 
zu digitalisieren und zurückzureichen, welche Daten 
bezüglich der Verfolgung im Zeitraum 1938  –  1945 
und der Beschneidung der Rechte ungarischer Juden 
oder anderer Personen wegen Zugehörigkeit zu ei-

ner ethnischen oder religiösen Minderheit oder be-
stimmten politischen Gruppen enthalten. 

Im November 2005 unterzeichneten wir ein Koope-
rationsabkommen mit dem slowakischen Institut 
des Nationalen Gedenkens in Bratislava. Ziel dieses 
Abkommens war, die Forschung in beiden Ländern 
und die Aufdeckung von Dokumenten über unsere 
Länder in beiden Einrichtungen zu koordinieren.

Im November 2008 wurde in Budapest ein Koope-
rationsabkommen vom Institut zur Erforschung to-
talitärer Regime mit Sitz in Prag, dem Prager Archiv 
der Staatssicherheit und dem Historischen Archiv 
unterzeichnet. Das Abkommen beinhaltet gemein-
same Forschungsprogramme, die Organisation von 
Fachkonferenzen und Tagungen, das Herausgeben 
gemeinsamer Publikationen und den Erfahrungs-
austausch in Bezug auf die Bearbeitung der Archiv-
materialien. 

Am 16. Dezember 2008 unterzeichneten die Vertreter 
der Archive in Deutschland, Bulgarien, Polen, Rumä-
nien, der Slowakei, der Tschechischen Republik und 
Ungarn, die Dokumente der Geheimpolizei verwah-
ren, in Berlin ein Abkommen. Entsprechend der Ab-
sichtserklärung bedeutet das Europäische Netzwerk 
der für die Geheimpolizeiakten zuständigen Behörden 
eine enge Zusammenarbeit der unterzeichnenden 
Staaten. Sie schaffen so eine gemeinsame Basis be-
züglich der Veröffentlichung von Dokumenten, der 
Freiheit der Forschung zur Offenlegung der Verbre-
chen der vergangenen Regime und der Aktivitäten 
der Geheimdienste. Entsprechend der Vereinbarung 
stehen die sieben Einrichtungen durch eine Koordi-
nationsgruppe in ständigem Kontakt, und das jähr-
lich wechselnde Präsidium veranstaltet regelmäßig 
Tagungen.

3.
Wir veranstalteten eine internationale Konferenz 
mit dem Titel „Die Reaktionen auf die Revolution 
1956 in den Ländern des Sowjetischen Blocks“. Part-
ner bei der Organisation der Konferenz war das Insti-
tut für die Dokumentation und Erforschung der Unga-
rischen Revolution 1956 – die Veranstaltung war Be-
standteil unserer Zusammenarbeit. Die Konferenz 

wurde am 22. September 2006 vom Parlamentsprä-
sidenten Dr. Katalin Szili eröffnet.

Am 3. und 4. Oktober 2007 feierten wir den zehnten 
Jahrestag der Gründung des Historischen Archivs. 
Um dieses Ereignis zu würdigen, organisierten wir 
eine internationale Arbeitskonferenz mit dem The-
ma: „Beschäftigung mit der jüngsten Vergangenheit 

– Erfahrungen bei der Untersuchung von Geheim-
dienstdokumenten“. Die Konferenz wurde vom Par-
lamentspräsidenten Dr. Katalin Szili eröffnet. Vertre
ter ähnlicher Einrichtungen in Deutschland, der 
Tschechischen Republik, Polen, Rumänien und der 
Slowakei nahmen ebenfalls an der Konferenz teil und 
hielten Vorträge über ihre eigenen Erfahrungen. 

Im Oktober 2008 organisierten wir eine internati-
onale Konferenz in Pécs, bei der Vertreter unserer 
ausländischen Partnereinrichtungen Vorträge hiel-
ten. Thema der Konferenz war „Überwacher und 
Überwachte – Der Nutzen von Geheimagentenauf-
zeichnungen aus Sicht der Sozialgeschichte“. Mit-
veranstalter waren das Pécser Akademische Komitee 
der Ungarischen Akademie der Wissenschaften und das 
Historische Institut der Philosophischen Fakultät, Uni-
versität Pécs.

Abschließend kann festgestellt werden, dass das 
Historische Archiv während seines zehnjährigen 
Bestehens eine Vielzahl von Verbindungen mit Ein-
richtungen und Forschern geknüpft hat, die sich 
ebenfalls mit der Verwahrung und Bearbeitung von 
Dokumenten der ehemaligen Geheimdienste im In- 
und Ausland beschäftigen. Die oben genannten, we-
nigen ausgewählten Veranstaltungen machen deut-
lich, dass unsere Einrichtung im wissenschaftlichen 
und öffentlichen Leben Ungarns eine bedeutende 
Rolle spielt und dass wir regelmäßigen Austausch 
mit ähnlichen Einrichtungen in Nachbarländern 
pflegen.
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1. 	�Die Gründung des Instituts  
für Nationales Gedenken

Das Institut für Nationales Gedenken – Kommission 
zur Strafverfolgung von Verbrechen gegen das Polni-
sche Volk (Instytut Pamięci Narodowej – IPN) wurde 
vom polnischen Parlament aufgrund des Gesetzes 
vom 18. Dezember 1998 gegründet. Seine eigentliche 
Tätigkeit begann Mitte 2000, als der erste Präsident 
des IPN durch den Sejm gewählt wurde. Diese Posi-
tion wurde von Leon Kieres, einem Rechtsprofessor, 
übernommen, der dieses Amt bis Dezember 2005 
innehatte. Von Dezember 2005 bis April 2010 war Ja-
nusz Kurtyka, ein Geschichtsprofessor, Präsident des 
IPN; er zählte zu den Opfern des Absturzes des polni-
schen Regierungsflugzeugs in Smolensk. Ein Nach-
folger ist zur Zeit noch nicht bestimmt.

Der Beschluss zur Gründung des IPN wurde im pol-
nischen Parlament mit der Mehrheit einer Koali-
tion von Parteien gefasst, die ihre Wurzeln in der 

Solidarnośćbewegung hatten (und die die Macht 
von der postkommunistischen Koalition übernahm); 
dieser Beschluss war mit dem Versuch verbunden, 
das Problem der Dokumente zu lösen, die die kom-
munistischen Staatssicherheitsorgane nach ihrer 
Auflösung 1990 hinterlassen hatten. Es ging um die 
Gründung einer Institution, die unpolitisch und von 
der Regierung unabhängig war. Die Institution sollte 
die Kontrolle über die Archive der kommunistischen 
politischen Polizei übernehmen, die sich damals im 
Besitz des Geheimdienstes befanden. Dies würde 
die Dokumente auch für diejenigen zugänglich ma-
chen, die überwacht worden waren. Vorher konnten 
sich Bürger nicht mit ihren „eigenen Akten“ vertraut 
machen. Die gesammelten Dokumente sollten dazu 
genutzt werden, die Vergangenheit von Personen zu 
überprüfen, die öffentliche Ämter bekleideten. Die 
Prüfung betraf ihre Zusammenarbeit mit dem kom-
munistischen Geheimdienst in der Vergangenheit. 
Es war jedoch ein gesondertes Amt für die Überprü-
fungsverfahren (Lustration) verantwortlich. Es wur-
de das Amt des Sprechers für Öffentliches Interesse 
genannt und 1997 gegründet.

2. 	�Ziele und Auftrag des Instituts für  
Nationales Gedenken

Das Institut für Nationales Gedenken ist eine beson-
dere Institution, die die Funktionen einer Staats- und 
Justizverwaltung, eines Archivs, eines wissenschaft-
lichen Instituts, einer Bildungseinrichtung und (seit 
2007) auch einer Einrichtung hat, die Überprüfungs-
verfahren durchführt.

Das Institut für Nationales Gedenken hat die folgen-
den vier wesentlichen Abteilungen, die für seine 
Hauptaktivitäten verantwortlich sind:

Das Büro für die Erhaltung und die Verbreitung 
von Archivdokumenten (Biuro Udostępniania 
i Archiwizacji Dokumentów) sammelt, verwahrt, 
sichert, bearbeitet, dokumentiert und macht Do-
kumente zugänglich. Dabei handelt es sich um die 
Dokumente des Staatssicherheitsdienstes (unter an-
derem Sicherheitspolizei, Bürgermiliz, ziviler Nach-
richtendienst und Spionageabwehr, militärischer 
Nachrichtendienst und Spionageabwehr), die vom 
22. Juli 1944 bis 31. Juli 1990 erstellt wurden, und auch 
um die Dokumente des Sicherheitsdienstes des Deut-
schen Dritten Reiches und der Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken, die nach dem 1. September 
1939 entstanden.

Das Büro für öffentliche Bildung (Biuro Edukacji 
Publicznej) führt Tätigkeiten in den folgenden drei 
Bereichen aus: wissenschaftliche Forschung, Bildung 
und Veröffentlichung. Im Bereich der wissenschaft-
lichen Tätigkeit gibt es viele Forschungs- und Doku-
mentationsprojekte zur Geschichte Polens zwischen 
1939 und 1989; verschiedene Seminare und Konfe-
renzen werden organisiert. Ziel der Bildungstätig-
keit ist es, Erkenntnisse zu verbreiten und ein histori-
sches Bewusstsein in der Gesellschaft zu entwickeln, 
unter anderem durch Ausstellungen, Vorlesungen, 
öffentliche Diskussionen, Internetplattformen und 
auch Schulungen für Lehrer und Studenten. Das IPN 
hat bis heute mehr als 350 Bücher, einschließlich Do-
kumentensammlungen, Monographien, Berichte 
von wissenschaftlichen Konferenzen, biographische 
Nachschlagewerke, Fotobildbände und Unterrichts-
materialien herausgegeben. Das IPN veröffentlicht 
außerdem drei wissenschaftliche Fachzeitschriften 
und eine monatlich erscheinende populärwissen-
schaftliche Publikation, die für eine breitere Leser-
schaft entwickelt wurde.

Die Hauptkommission zur Strafverfolgung von 
Verbrechen gegen das Polnische Volk (Główna 
Komisja Ścigania Zbrodni przeciwko Narodowi 
Polskiemu) ist eine Untersuchungsabteilung des 
IPN und ist gleichzeitig ein Sonderbereich des Büros 
des Generalstaatsanwaltes der Republik Polen. Sie 
führt strafrechtliche Verfahren bezüglich national-
sozialistischer und kommunistischer Verbrechen 
sowie anderer Verbrechen durch, die als Kriegsver-
brechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
eingestuft werden, die zwischen 1. September 1939 
und 31. Juli 1990 an polnischen Bürgern und an Per-
sonen polnischer Nationalität verübt wurden, die 
Bürger anderer Länder waren. Die Staatsanwälte der 
Hauptkommission führen Ermittlungen durch und 
legen Klageschriften bei Gericht vor. 371 Personen 
wurden im Zeitraum zwischen 2000 und Ende 2008 
angeklagt. Die Hauptkommission führt die Tätigkeit 
der Hauptkommission für die Erforschung deut-
scher Verbrechen in Polen (Główna Komisja Badania 
Zbrodni Niemieckich w Polsce) fort, die (unter ver-
schiedenen Namen) seit 1945 besteht und dem IPN 
bei seiner Gründung eingegliedert wurde.

Das Büro für Überprüfungen (Biuro Lustracyjne) 
untersucht den Wahrheitsgehalt der Erklärungen 
von Personen, die vom Gesetz definierte öffentliche 
Ämter innehatten oder von Personen, die für die-
se Ämter kandidierten. Die Erklärungen beziehen 
sich auf die Zusammenarbeit der Personen mit dem 
Staatssicherheitsdienst und auf ihre Arbeit für diese 
Organe zwischen dem 22. Juli 1944 und dem 31. Juli 
1990. Bei Zweifeln hinsichtlich der Echtheit einer 
Überprüfungserklärung wird der Fall vor Gericht ge-
bracht, das die überprüfte Person im Falle einer Lüge 
ihrer öffentlichen Funktion entheben kann. Überprü-
fungsverfahren verlaufen gemäß den Bestimmungen 
von Strafverfahren und der Staatsanwalt des Überprü-
fungsbüros erfüllt die Funktion eines Staatsanwaltes. 
Informationen über den Inhalt von Aufzeichnungen 
der Staatssicherheitsorgane, die Personen betreffen, 
die die wichtigsten öffentlichen Ämter innehaben, 
werden auch im Internet veröffentlicht. Darüber hin-
aus veröffentlicht das Überprüfungsbüro im Internet 
Verzeichnisse mit Angaben zu den hauptamtlichen 
Mitarbeitern des Staatssicherheitsdienstes, zu Perso-
nen, die leitende Funktionen im kommunistischen 

Das Institut für Nationales Gedenken
Kommission zur Strafverfolgung von Verbrechen gegen 
das Polnische Volk

Polen

Prof. Dr. Janusz Kurtyka, Präsident des Instituts, * 1950    † 2010
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Staat, in der Kommunistischen Partei und in deren 
Blockparteien innehatten. Die Angaben betreffen 
auch Personen (mit deren Zustimmung), die unter 
Überwachung des Staatssicherheitsdienstes standen. 
Das IPN erhielt seine Überprüfungsfunktionen im 
März 2007, als auch das Überprüfungsbüro gegrün-
det wurde. Seine Tätigkeit ist durch das Gesetz über 
das IPN sowie durch das „Gesetz über die Offenlegung 
von Informationen über Dokumente der Staatssicher-
heitsorgane aus den Jahren 1944 –1990 und den Inhalt 
solcher Dokumente vom 18. Oktober 2006“ geregelt.

3. 	�Rechtsstatus und Organisations­
struktur des Instituts für Nationales 
Gedenken

Hinsichtlich des Rechtsstatus ist das „Institut für Nati-
onales Gedenken – Kommission zur Strafverfolgung 
von Verbrechen gegen das Polnische Volk“ eine staat-
liche Hauptverwaltungsbehörde. Das Institut für Na-
tionales Gedenken wird vom Präsidenten geleitet, 
der unabhängig von anderen staatlichen Behörden 
ist. Der Präsident des IPN wird für eine Amtsperiode 
von fünf Jahren vom Sejm mit einer 3/5-Mehrheit un-
ter Zustimmung des Senats gewählt. Der Präsident 
informiert beide Kammern des Parlamentes jährlich 
über die Tätigkeit des IPN.

Der Institutsrat, der das beratend-überwachende 
Gremium des Instituts für Nationales Gedenken 
ist, besteht aus elf Mitgliedern, die von Sejm, Senat 
und dem Präsidenten der Republik Polen für sieben 
Jahre berufen werden. Die Hauptaufgabe des Rates 
besteht darin, einen offenen Wettbewerb für den 
Posten des IPN-Präsidenten zu führen. Der Sieger des 
Wettbewerbs wird dem Parlament zur Bestätigung 
vorgestellt. Der Rat des IPN bezieht auch Stellung zu 
den wichtigsten Fragen bezüglich der Tätigkeit des 
Instituts.

Territorial ist das Institut für Nationales Gedenken 
in die Zentrale in Warschau und in elf Außenstellen 
in den größten polnischen Städten gegliedert. Es 
gibt außerdem Niederlassungen in sieben kleineren 
Städten, die den Außenstellen unterstellt sind. Die 
Organisationsstruktur der Außenstellen des IPN ist 

in vier wesentliche Abteilungen gegliedert: Archiv, 
Forschung und Bildung, Untersuchung und Über-
prüfung (Lustration).

Der Präsident des IPN ernennt die Direktoren für die 
Büros der Zentrale, die Direktoren der Außenstellen 
und die Vorsitzenden der IPN-Niederlassungen. Eine 
Ausnahme stellen die Direktoren der Hauptkommis-
sion zur Strafverfolgung von Verbrechen gegen das 
Polnische Volk und des Überprüfungsbüros dar. Sie 
werden vom Premierminister auf Vorschlag des Ge-
neralstaatsanwaltes in Absprache mit dem Präsiden-
ten des IPN ernannt. Der Direktor der Hauptkommis-
sion ist außerdem einer der Stellvertreter des Gene-
ralstaatsanwaltes.

Das Institut für Nationales Gedenken wird als staat-
liche Behörde, deren Entstehung und Tätigkeit 
durch Parlamentsbeschluss bestimmt wird, über den 
Staatshaushalt finanziert. Das Budget des IPN betrug 
209 Millionen Złoty für das Jahr 2009 (etwa 50 Milli-
onen Euro). Am Jahresende 2008 beschäftigte das In-
stitut 2.145 Personen (einschließlich 139 Staatsanwäl-
ten); 40,7 % davon arbeiteten in der Abteilung Archiv, 
12,4 % in der Abteilung Öffentliche Bildung, 10,2 % in 
der Abteilung Überprüfung, 8,5 % in der Untersu-
chungsabteilung und die anderen arbeiteten in der 
Verwaltung und dem technischen Service.

4. 	�Die Archivbestände des Instituts für 
Nationales Gedenken

Die Archivbestände des Instituts für Nationales Ge-
denken umfassen insgesamt 87.220 laufende Meter 
an Aufzeichnungen. Die Archive des IPN sind die 
größten Archive in Polen (zum Vergleich: Der Ge-
samtbestand der gemeinsamen Archive, die dem 
Ministerium für Kultur und Nationales Erbe unter-
stehen, umfasst 263.133 laufende Meter an Aufzeich-
nungen). 35 % der Aufzeichnungen (30.336 laufende 
Meter) werden in den Zentralarchiven in Warschau 
und der übrige Teil in den Außenstellen und Nieder-
lassungen des IPN verwahrt.

In den Archiven des IPN werden Dokumente ge-
sammelt, die zwischen 1944 und 1990 von den kom-

IPN
Organigramm
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munistischen Staatssicherheitsorganen erstellt  
wurden (u. a. vom Ministerium für Öffentliche Si-
cherheit und dem Ministerium für Inneres, ein-
schließlich des Auslandsnachrichtendienstes und 
der Spionageabwehr, der Bürgermiliz, dem Militäri-
schen Nachrichtendienst und der Spionageabwehr; 
siehe Artikel 5 des Gesetzes über das IPN) und auch 
Aufzeichnungen von Staatsanwaltschaft, Gerichten 
und Gefängnissen zu Personen, die aus politischen 
Gründen benachteiligt wurden. Mit der Gründung 
des IPN wurde das Archiv der ehemaligen Haupt-
kommission für die Erforschung deutscher natio-
nalsozialistischer Verbrechen in Polen in den Ar-
chivbestand des IPN eingegliedert. Kleine, gleich-
wohl wichtige Bestandteile des IPN-Archivs sind die 
Spenden und Sammlungen von Privatpersonen. Sie 
sind eine wertvolle Ergänzung der gesammelten 
Bestände. Es werden auch Aufzeichnungen zur Be-
teiligung der Polnischen Streitkräfte im Warschau-
er Pakt in den Archiven des IPN verwahrt. Diese 
Aufzeichnungen wurden vom Generalstab der Pol-
nischen Streitkräfte auf Grundlage des Beschlusses 
des Ministers für Nationale Verteidigung hierher 
überführt.

Der Prozess zur Vervollständigung der Archive des 
IPN wurde hauptsächlich zwischen 2001 und 2005 
vollzogen. Er ist jedoch nicht abgeschlossen. Auf-
zeichnungen wurden von Dutzenden Institutionen 
übernommen: vom Zivilen und Militärischen Nach-
richtendienst, von Ministerien (hauptsächlich Minis-
terium für Inneres und Verwaltung und Ministerium 
für Justiz), Dienststellen der Polizei und Grenztrup-
pen, Gerichten, den Büros der Staatsanwaltschaft 
und anderen Archiven. Es ist allgemein bekannt, dass 
die operativen Aufzeichnungen der Sicherheitsorga-
ne zwischen 1989 und 1990 in großem Umfang ver-
nichtet wurden; dies betraf hauptsächlich die Akten 
von geheimen Mitarbeitern des Geheimdienstes und 
Dokumente des Militärischen Inlandsienstes (Wojs-
kowa Służba Wewnętrzna), es existieren jedoch kei-
ne Angaben, die eine fachkundige Feststellung über 
das Ausmaß dieser Zerstörung zuließen.

Dokumente werden auf allen möglichen Datenträ-
gern in den Archiven des IPN verwahrt. Neben den 
am häufigsten verwendeten Papierakten gibt es 
Mikrofilme und Mikrofiches (über 400.000 Seiten), 
Fotografien (über 3,5 Millionen), Filme (über 1.000), 

Tonbänder (mehrere hundert) und auch digitale Da-
tenträger. Eine der größten homogenen Aufzeich-
nungseinheiten bilden die Aufzeichnungen zu Rei-
sepässen von polnischen Bürgern (44.000 laufende 
Meter) und verschiedene Arten von Karteien (10.000 
laufende Meter).

Die größte Gefahr für den Erhalt der Archivsamm-
lungen ist die Säurebildung im Papier, die eine hö-
here Brüchigkeit von Dokumenten und Fotografien 
verursacht. 2007 begann die Digitalisierung der Kar-
teikarten und 2008 die Digitalisierung von Aufzeich-
nungsmaterialien, Mikrofiches und Mikrofilmen. Bis 
jetzt sind alle Film- und digitalen Medien vollständig 
erhalten und digitalisiert worden. Die Digitalisie-
rung ist vor allem eine Möglichkeit zur Erhaltung der 
Dokumente. Derzeitige Bestimmungen sehen keine 
Veröffentlichung der Dokumente online im Internet 
vor.

5. 	�Regelungen für die Bereitstellung der 
Dokumente

Der Zugang zu den Dokumenten der Staatssicher-
heitsorgane, die in den Archiven des IPN gesammelt 
werden, ist auf verschiedene Weise erlaubt, abhän-
gig vom Antragsteller und von der Art der Dokumen-
te.

1.	 Jede Person kann die Dokumente, die sie betref-
fen, einsehen. Sie können diesen auch ihre eige-
nen Ergänzungen, Richtigstellungen und Erklä-
rungen beifügen. Einige Beschränkungen gelten 
für ehemalige Angestellte und Mitarbeiter der 
Staatssicherheitsorgane, und zwar in der Form, 
dass Dokumente nicht zugänglich sind, „die vom 
Antragsteller oder mit seiner Beteiligung im Rah-
men von Tätigkeiten, die im Zuge seiner Arbeit 
und dem Dienst bei den Staatssicherheitsorganen 
durchgeführt wurden oder im Zuge von Tätigkei-
ten, die er als ein geheimer Informant oder Helfer 
in der operativen Beschaffung von Informationen 
ausgeführt hat, erstellt wurden“. Im Todesfalle 
der interessierten Person gehen ihre Ansprüche 
auf ihre Anverwandten über (siehe Artikel 30-35b 
des Gesetzes über das IPN).

2.	 Jeder Person ist die Einsicht in die personenbezo-
genen Dokumente von Angestellten oder Funk-
tionären der Staatssicherheitsorgane gestattet. 
Die ehemaligen Angestellten und Funktionäre 
der Staatssicherheitsorgane können Kopien von 
personenbezogenen Dokumenten erhalten, die 
sie betreffen (siehe Artikel 35c des Gesetzes über 
das IPN).

3.	 Jeder Person ist die Einsicht in die Dokumente der 
Staatssicherheitsorgane gestattet, die Personen 
betreffen, die zur Zeit oder seit 1989 durch das Ge-
setz definierte öffentliche Funktionen bekleide-
ten (diese Liste schließt Ämter ein, die beim Prä-
sidenten der Republik Polen beginnen und mit 
Gemeindevorstehern, Bürgermeistern und Bür-
germeistern von Städten enden), aber auch Per-
sonen, die leitende Funktionen in den Behörden 
des kommunistischen Staates, in der Kommunis-
tischen Partei und in deren Blockparteien inne-
hatten (siehe Artikel 22-28 des Überprüfungsge-
setzes).

4.	 Dokumente werden für die Durchführung von 
wissenschaftlicher Forschung und für journalis-
tische Zwecke zur Verfügung gestellt (die Bedin-
gung ist eine Autorisierung durch den Herausge-
ber oder die Redaktion). Das Gesetz über das IPN 
sieht keine Beschränkungen beim Zugang zu den 
Dokumenten zu diesen Zwecken vor (siehe Arti-
kel 36 des Gesetzes über das IPN).

5.	 Dokumente können staatlichen Behörden zu-
gänglich gemacht werden, um gesetzlich vorge-
schriebene Aufgaben zu erfüllen (siehe Artikel 
36 des Gesetzes über das IPN). Institutionen, die 
Dokumente auf diese Weise nutzen, sind unter 
anderem die folgenden: das Amt für Kriegsvete-
ranen und Verfolgte, der Rat für den Schutz der 
Erinnerung an die Kämpfe und das Märtyrertum, 
Staatsschutzdienste, Gerichte und Staatsanwalt-
schaften und das Rentenreferat des Ministeri-
ums für Inneres und Verwaltung. Das Institut 
für Nationales Gedenken macht nicht nur die 
wesentlichen Dokumente zugänglich, sondern 
legt auch weitere Informationen aus den Doku-
menten offen, d.h. durch die Ausstellung von Be-
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glaubigungen oder Gutachten auf Grundlage der 
Dokumente, zum Beispiel zu Zwecken offizieller 
Verfahren zur Verleihung des Veteranenstatus 
oder des Status einer verfolgten Person. In diesen 
Fällen hat das IPN nur eine unterstützende Rolle. 

6.	 Weiterhin kann jede Person die Aufzeichnungen 
zu den Überprüfungsverfahren einsehen, die mit 
einem gültigen Beschluss endeten (Aufzeichnun-
gen zu Überprüfungsverfahren werden ebenfalls 
in den Archiven des IPN verwahrt, siehe Artikel 18 
des Überprüfungsgesetzes).

Die Regelungen sehen beim Zugang zu Dokumenten 
keine Unterscheidung zwischen polnischen Bürgern 
und Ausländern vor. Der Zugang zu den Dokumen-
ten ist gebührenfrei mit Ausnahme der Bezahlung 
von Xerox-Kopien, die für wissenschaftliche und 
journalistische Zwecke angefordert werden.

Einschränkungen im Zugang zu einigen der Doku-
mente können in Bezug auf von Personen geschaf-
fenen Vorbehalten bestehen, auf die sich diese Do-
kumente beziehen, und in Bezug auf den Schutz von 
Staatsgeheimnissen.

In den Dokumenten, die für Personen, die in diesen 
Dokumenten benannt werden, zugänglich gemacht 
werden, werden die personenbezogenen Daten Drit-
ter anonymisiert. Das betreffende Verfahren zum 
Zugang zu den Dokumenten besteht aus verschie-
denen Schritten; später können dem Antragsteller 
auch Dokumente zugänglich gemacht werden, die 
nicht anonymisiert worden sind (siehe Artikel 30 und 
33 des Gesetzes über das IPN). Für wissenschaftliche 
oder journalistische Zwecke offengelegte Dokumen-
te werden nicht anonymisiert.

Eine Person, die Einsicht in die sie persönlich betref-
fenden Dokumente genommen hat, und eine Person, 
die nicht gleichzeitig ehemaliger Mitarbeiter oder 
Zuträger der Staatssicherheitsorgane war, kann for-
dern, dass ihre personenbezogenen Daten für einen 
Zeitraum von 50 Jahren und, im Falle sensibler Daten, 
auf Dauer nicht für wissenschaftliche oder journa-
listische Zwecke zur Verfügung gestellt werden sol-
len. Daten (mit Ausnahme sensibler Daten) können 

jedoch zugänglich gemacht werden, wenn sie die 
öffentliche Tätigkeit dieser Person betreffen (siehe 
Artikel 37 des Gesetzes über das IPN).

Die Leiter der Agentur für Innere Sicherheit, des Aus-
landsnachrichtendienstes und der Minister für Nati-
onale Verteidigung können anordnen, dass für einen 
festgelegten Zeitraum bestimmte Dokumente aus 
Gründen der Sicherheit des Staates überhaupt nicht 
für andere Institutionen oder Personen zugänglich 
zu machen sind. Solch eine Verfügung erfordert die 
Zustimmung des Präsidenten des IPN (siehe Artikel 
39 des Gesetzes über das IPN).

6. 	�Zusammenarbeit mit anderen Dienst­
stellen

Das Institut für Nationales Gedenken arbeitet mit wis-
senschaftlichen Institutionen, zivilgesellschaftlichen 
Organisationen (einschließlich Veteranenverbän-
den) und Partnerorganisationen im In- und Ausland 
in vielen Bereichen zusammen. Eine enge Beziehung 
besteht auch zu den Medien, sowohl zu Printmedien 
wie auch zu elektronischen Medien. Das IPN unter-
hält auch Arbeitskontakte zu anderen Archiven und 
staatlichen Institutionen.

Die wissenschaftliche Kooperation beinhaltet auch 
die Organisation von Konferenzen und die Durch-
führung gemeinsamer Forschungs- und Veröffent-
lichungsprojekte. Zahlreiche Projekte im Bereich 
Bildung und Wissensvermittlung werden in Koope-
rationen mit Partnereinrichtungen betrieben.

Das IPN hat Vereinbarungen mit vielen polnischen 
Universitäten und ausländischen Institutionen ge-
schlossen, dazu gehören die Bundesbeauftragte für 
die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
(Deutschland), das Institut des Nationalen Geden-
kens (Slowakei), das Institut zur Erforschung totali-
tärer Regime (Tschechische Republik), der Nationale 
Rat zum Studium der Securitate-Akten (Rumänien), 
das Institut für die Aufklärung der Verbrechen des 
Kommunismus (Rumänien), der Sicherheitsdienst 
der Ukraine und das Yad Vashem-Institut (Israel).

Es gibt einige hundert Institutionen, mit denen das 
IPN in kleinerem oder größerem Maßstab auf ver-
schiedenen Gebieten zusammenarbeitet.

7. 	�Die Perspektiven des Instituts für  
Nationales Gedenken im Licht der  
öffentlichen Debatte

Die öffentliche Debatte über das Institut für Natio
nales Gedenken setzte offiziell zum Zeitpunkt ein, als 
das Institut gegründet wurde (obgleich sie begann, 
sogar bevor das IPN formell geschaffen wurde), und 
dauert mehr oder weniger intensiv weiterhin an. Die 
Debatte betrifft alle Tätigkeitsfelder des IPN: den Um-
fang und die Art, in welchen die Dokumente zugäng-
lich gemacht werden, Richtlinien zur wissenschaft-
lichen Forschung und deren Bildungsbotschaft, die 
Strategie zur Verfolgung kommunistischer Verbre-
chen und die Art und Weise, in der Überprüfungs-
verfahren durchgeführt werden. In Polen bezieht 
sich die schärfste Kontroverse auf die Offenlegung 
von Identitäten inoffizieller Mitarbeiter der kommu-
nistischen Staatssicherheitsorgane. Abgesehen von 
Unstimmigkeiten, die aus echten Differenzen in der 
Sichtweise darüber erwachsen, ob und wie inoffizi-
elle Mitarbeiter enttarnt und behandelt werden soll-
ten, gibt es in diesem Bereich auch viele Mythen und 
Missverständnisse. In der Umgangssprache bezieht 
sich der Terminus „Überprüfung“ (lustracja) – und 
manche Medien lassen ihn durch Schreiben über 

„die wilde Überprüfung“ (dzika lustracja) oft weitaus 
negativer klingen – auf alle Fälle, in denen die Iden-
titäten von inoffiziellen Mitarbeitern des Staatssi-
cherheitsdienstes offen gelegt werden, unabhängig 
davon, ob dies im Zuge des Zugangs zu Dokumenten 
für überwachte Personen (die vollauf dazu berech-
tigt sind, die Namen der Informanten zu erfahren), 
Wissenschaftler oder Journalisten geschieht oder als 
Ergebnis einer „Überprüfung“ sensu stricto, geregelt 
durch die entsprechenden gesetzlichen Bestimmun-
gen.

Seit 2000 wurde das Institut für Nationales Geden-
ken aus unterschiedlichen Gründen von allen poli-
tischen Kräften sowohl gelobt als auch kritisiert (die 
postkommunistische Partei nimmt dem IPN gegen-

über eine permanent abwertende Haltung ein). Das 
Gesetz über das IPN ist ebenfalls bereits mehrmals 
abgeändert worden. Trotzdem scheint es, dass das In-
stitut für Nationales Gedenken ein fester Bestandteil 
des öffentlichen Lebens in Polen geworden ist. Auch 
wenn die Ankündigungen über weitere Veränderun-
gen in der Funktionsweise des Instituts fortwährend 
in der öffentlichen Debatte auftauchen (obwohl es 
bis jetzt keine konkreten Projekte gibt), scheint es 
unwahrscheinlich, dass das IPN in naher Zukunft 
aufgelöst wird oder seine Aufgaben entscheidend 
geändert werden.
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1. 	Gründungsgeschichte

Der Nationale Rat zur Aufarbeitung der Securitate-
Akten (Consiliul Naţional pentru Studierea Arhivelor 
Securităţii – CNSAS) ist die offizielle Behörde in Rumä-
nien, die für die Verwaltung der Archive der ehemali-
gen kommunistischen Geheimpolizei Securitate ver-
antwortlich ist. Der CNSAS wurde im Jahr 2000 nach 
ausgedehnten und hitzigen Debatten gegründet, die 
sowohl von Politikern als auch von Bürgern im post-
kommunistischen Rumänien geführt wurden. 

Unter den sechs Ländern, die während des Revoluti-
onsjahres 1989 einen Machtwechsel erfuhren – Po-
len, Ungarn, Ostdeutschland, die Tschechoslowakei, 
Bulgarien und Rumänien – war Rumänien das ein-
zige Land, das ein blutiges Ende des Kommunis-
mus durchleben musste. An dieser Stelle soll daran 
erinnert werden, dass während der Revolution im 
Dezember 1989 mindestens 1.104 Menschen getötet 
und 3.321 Menschen verwundet wurden, davon 944 
Todesopfer und 2.214 Verwundete nach dem 22. De-
zember 1989. Trotz des Blutvergießens während der 
Revolution 1989 verlief der Wandel zur Demokratie 
in Rumänien schmerzhaft und auf gewundenen 
Pfaden. Sofort nach dem Machtwechsel 1989 wurde 
gefordert, die von der Securitate begangenen Men-
schenrechtsverletzungen aufzudecken und ihre 
Archive für die Bevölkerung zu öffnen. Im ersten 
postkommunistischen Jahrzehnt entwickelten zi-
vilgesellschaftliche Initiativen in dieser Hinsicht die 
radikalsten Positionen. So entstand auch der erste 
Versuch für eine Lustration in Rumänien in der Stadt 
Timişoara, von der 1989 die Revolution ausging und 

die damit zum Wegbereiter für den Machtwechsel in 
Rumänien wurde. Am 11. März 1990 wurde dort die 

„Proklamation von Timişoara“ verabschiedet, in de-
ren achtem Artikel gefordert wurde, alle ehemaligen 
Mitglieder der Nomenklatura sowie Parteiaktivisten 
und Offiziere der ehemaligen Geheimpolizei für die 
folgenden drei Wahlperioden von einer Kandidatur 
auszuschließen. Dieser achte Artikel der „Proklama-
tion von Timişoara“ löste praktisch die Debatte über 
die Lustration im postkommunistischen Rumänien 
aus.

Die „Proklamation von Timişoara“ eröffnete eine 
Phase, in der zivilgesellschaftliche Initiativen und Or-
ganisationen verstärkt für ein beschleunigtes Tempo 
der demokratischen Transformation nach 1989 in 
Rumänien eintraten. Diese Aktivitäten fanden ihren 
Höhepunkt in der Besetzung des Bukarester Stadt-
zentrums am 22. April 1990. Das von Demonstranten 
besetzte Gebiet wurde zur ersten „vom Neokommu-
nismus befreiten Zone“ erklärt und die beinahe zwei 
Monate andauernden Protestkundgebungen, die 
rund um die Uhr stattfanden, sind seitdem als das 
Universitätsplatz-Ereignis bekannt. Die Teilnehmer 
hielten vom Balkon der Bukarester Universität aus 
jeden Nachmittag antikommunistische Ansprachen. 
Zu den wichtigsten Forderungen der Demonstranten 
auf dem Universitätsplatz gehörte die Einführung 
der Lustration, ein Grundanliegen, das bereits am 
11. März in Timişoara geäußert wurde. Immer wieder 
forderten die Protestierenden, den achten Artikel 
der „Proklamation von Timişoara“ umzusetzen. Das 
Universitätsplatz-Ereignis wurde vom 13. bis zum 15. 
Juni 1990 brutal von der Staatsgewalt unterdrückt 

und endete folglich leider in Gewalt und Blutvergie-
ßen.

Ehemalige politische Häftlinge spielten eine be-
deutende Rolle bei der Forderung nach einer um-
fassenden Lösung, die bei der Aufarbeitung der 
Verbrechen und Missstände des ehemaligen kom-
munistischen Regimes Vergeltung, Ausschluss und 
Entschädigung beinhalten sollte. Die ehemaligen 
politischen Häftlinge organisierten sich bereits wäh-
rend der Revolutionstage 1989 in einem Verband der 
Überlebenden des Rumänischen Gulag. Die Vereini-
gung der Ehemaligen Politischen Häftlinge in Rumä-
nien (Asociaţia Foştilor Deţinuţi Politici din România 

– AFDPR) arbeitete eng mit politischen Parteien und 
anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen zu-
sammen. Neben der Verteidigung der Rechte ihrer 
Mitglieder hatte die Vereinigung eine tragende Rol-
le bei der Gründung von Gedenkstätten für die Opfer 
des kommunistischen Terrors an allen wichtigen Or-
ten des Rumänischen Gulag. Der Aufgabenbereich 
der AFDPR ist demzufolge seit ihrer Gründung die 
Aufarbeitung der kommunistischen Vergangenheit 
auf rechtlicher und moralischer Ebene. Der größte 
Erfolg der AFDPR aus rechtlicher Sicht war die Ver-
abschiedung des Gesetzes 187/1999, d.h. des „Geset-
zes über den Zugang zur persönlichen Akte und die 
Entlarvung der Securitate als politische Polizei“, das 
nach jahrelang verschleppten Debatten im Dezem-
ber 1999 vom rumänischen Parlament verabschiedet 
wurde. Seitdem als „Ticu-Gesetz“ bekannt, wurde es 
nach seinem stärksten Verfechter benannt, dem ehe-
maligen Senator der Nationalen Bauernpartei und 
Präsident der AFDPR, Constantin Ticu Dumitrescu. 

Das Gesetz 187/1999 gewährte den rumänischen Bür-
gern sowie Personen anderer Nationalität, die nach 
1945 Staatsbürger Rumäniens waren, das Recht zur 
Einsicht in ihre Securitate-Akten. Das Gesetz 187/1999 

schuf zum ersten Mal einen rechtlichen Rahmen für 
das Studium der Securitate-Archive für jeden Bürger, 
der an der Bewertung der Aktivitäten der politischen 
Polizei der ehemaligen Geheimpolizei interessiert 
war, um der Gesellschaft ein möglichst genaues Bild 
der kommunistischen Zeit zu bieten. Um die Anwen-
dung des Gesetzes 187/1999 zu gewährleisten, wurde 
eine komplett neue Institution geschaffen, die dem 
rumänischen Parlament unterstellt war: der Natio-
nale Rat zur Aufarbeitung der Securitate-Akten (Con-
siliul Naţional pentru Studierea Arhivelor Securităţii 

– CNSAS); dieser war dazu bestimmt, die Akten der 
ehemaligen Geheimpolizei von den Behörden zu 
übernehmen, die diese nach dem Regimewechsel 
1989 verwalteten.

2. 	Gesetzlicher Auftrag und Aufgaben

Seit seiner Gründung waren die Hauptziele des  
CNSAS immer: 
1) 	 den freien Zugang von Personen zu ihren persön-

lichen Akten zu gewährleisten, die von der ehe-
maligen Securitate im Zeitraum März 1945 bis 
Dezember 1989 erstellt wurden;

2) 	 die ehemaligen Agenten und inoffiziellen Mit-
arbeiter bekannt zu geben sowie die repressiven 
Maßnahmen der ehemaligen kommunistischen 
Geheimpolizei in Übereinstimmung mit den 
rechtsstaatlichen Prinzipien aufzudecken, um 
damit die Lustration zu ermöglichen; sowie 

3) 	 Forschungs- und Bildungsaktivitäten zu entwi-
ckeln, um genaue historische Informationen 
über die repressiven Maßnahmen der Securitate 
und deren Konsequenzen für die rumänische Ge-
sellschaft zu veröffentlichen.

Durch das Gesetz 187/1999 wurde der Rat des  
CNSAS (das Kollegium) dazu ermächtigt, die Inhaber 
öffentlicher Ämter und Kandidaten für öffentliche 
Ämter daraufhin zu überprüfen, ob sie in die Akti-
vitäten „der Securitate als politische Polizei“ invol-
viert waren. Der Begriff „politische Polizei“ (poliţie 
politică) wurde vom Gesetz 187/1999 definiert, um die 
Lustration durchzuführen. Eine Bescheinigung der 
moralischen Unbedenklichkeit, die auf Grundlage 
von Dokumenten aus den Archiven der ehemaligen 

Der Nationale Rat zur Aufarbeitung der  
Securitate-Akten 
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kommunistischen Geheimpolizei ausgestellt wurde, 
war Voraussetzung für den Zugang zu öffentlichen 
Ämtern. Dem Gesetz 187/1999 liegt das Prinzip der 
persönlichen Verantwortung zugrunde und nicht 
das Prinzip einer Kollektivschuld, basierend auf ei-
ner einfachen Verbindung einer Person mit der ehe-
maligen Securitate. Das rumänische Gesetz konzen-
triert sich folglich auf individuelle Handlungen und 
den „zweifelsfreien Nachweis“ des Verstoßes gegen 
Grundrechte und -freiheiten.

Während des Zeitraumes von 2000 bis 2005 wurde 
der CNSAS mit schwerwiegenden Problemen kon-
frontiert, die sich bei der Überführung der Archive 
der ehemaligen Securitate in das eigene Archiv erga-
ben. Von 2000 bis 2005 wurden dem CNSAS nur we-
nige und ausgewählte Securitate-Akten übergeben. 
Nach den Parlamentswahlen 2004 änderte sich dies 
entscheidend. Mitte Dezember 2005 übergab der 
Rumänische Nachrichtendienst (Serviciul Român de 
Informaţii – SRI) dem CNSAS über 1 Mio. Akten. Initi-
iert vom 2004 gewählten, derzeitigen rumänischen 
Staatspräsidenten Traian Băsescu, ermöglichten 
vier Beschlüsse des rumänischen Obersten Vertei-
digungsrates (Consiliul Suprem de Apărare a Ţării 

– CSAT) von April bis August 2006 den Transfer von 
ca. 1.555.900 Akten, bestehend aus etwa 1.894.000 
Bänden, ins Archiv des CNSAS. Im Ergebnis bekamen 
die Aktivitäten des CNSAS dadurch mehr Schwung. 
Gemäß dem Tätigkeitsbericht des CNSAS aus dem 
Jahr 2006 wurden zum Beispiel allein im Jahr 2006 
270 inoffizielle Mitarbeiter der Securitate durch das 
Kollegium des CNSAS enttarnt, dies sind wesentlich 
mehr als im Zeitraum 2000 bis 2005 insgesamt vom 
Kollegium enttarnt wurden.

Die Entwicklung der rechtlichen Rahmenbedin­
gungen (Dezember 1999–März 2008)

Das Gesetz 187/1999 definierte erstmals die Begriffe 
„inoffizieller Mitarbeiter“ und „Agent“ der ehemali-
gen Securitate. Auftrag der Institution war es zu klä-
ren, ob die vom Überprüfungsverfahren betroffenen 
Personen einer der oben genannten Kategorien zu-
zuordnen seien. Eine Person gilt als Agent oder inof-
fizieller Mitarbeiter der ehemaligen Securitate, wenn 
sie die Grundrechte und -freiheiten anderer verletzte 

und solche Handlungen auf Grund des „zweifelsfrei-
en Nachweises“ in den Securitate-Akten bewiesen 
werden können. Die Verletzung der Grundrechte 
und -freiheiten anderer Personen wurde im Sinne 
des Gesetzes 187/1999 als Handlung der „politischen 
Polizei“ definiert.

Nach der Verabschiedung des Gesetzes 187/1999 wur-
den von der Regierung zwei Dringlichkeitsverord-
nungen erlassen, um den CNSAS zur Erfüllung seines 
Auftrags zu ermächtigen: (1) Dringlichkeitsverord-
nung der Regierung (Ordonanţa de Urgenţă a Gu-
vernului României – OUG) Nr. 149 vom 10. November 
2005, betreffend die Erweiterung der Tätigkeit des 
CNSAS, veröffentlicht im Monitorul Oficial al Româ-
niei (rumänisches Amtsblatt) Nr. 1008, 14. November 
2005, SS. 7-8; und (2) Dringlichkeitsverordnung der 

Regierung Nr. 16 vom 22. Februar 2006, betreffend 
die Änderungen des Gesetzes 187/1999, veröffentlicht 
im Monitorul Oficial al României No. 182, 27. Februar 
2006, SS. 1-8.

Die Dringlichkeitsverordnung Nr. 149 vom 10. No-
vember 2005 und die Dringlichkeitsverordnung Nr. 
16 vom 22. Februar 2006 leiteten eine Reihe gesetzli-
cher Bestimmungen ein, durch die die Definitionen 
der Bezeichnungen inoffizieller Mitarbeiter, Agent 
und politische Polizei geändert wurden. Durch die be-
sagten Dringlichkeitsverordnungen wurde das Recht 
auf Zugang zur persönlichen Akte bis auf Verwandte 
vierten Grades der die Akte betreffenden Person aus-
geweitet; das Recht auf Zugang zu ihren Securitate-
Akten wurde Bürgern der EU und der NATO-Staaten 
gewährt; und der Wirkungsbereich der Überprüfun-
gen wurde im Fall von Agenten und inoffiziellen Mit-
arbeitern der Securitate ausgeweitet.

Beschluss Nr. 51/2008 des Rumänischen Verfas­
sungsgerichtes

Am 31. Januar 2008 erließ das rumänische Verfas-
sungsgericht (Curtea Constituţională a României 

– CCR) einen Beschluss, den Beschluss Nr. 51 vom 31. 
Januar 2008, mit dem es das Gesetz Nr. 187/1999 für 
verfassungswidrig erklärte.

Gegenwärtige rechtliche Rahmenbedingungen

Der Beschluss des rumänischen Verfassungsgerich-
tes zur Verfassungswidrigkeit des Gesetzes 187/1999 
warf schwierige Fragen hinsichtlich der Zukunft des 
CNSAS auf. Um die Fortsetzung der Tätigkeit des CN-
SAS zu gewährleisten, verabschiedete die Regierung 
unter Vorsitz des damaligen Premierministers Călin 
Popescu Tăriceanu eine Dringlichkeitsverordnung, 
mit der die Rechtsgrundlage für die Arbeit der In-
stitution geschaffen wurde: Die Dringlichkeitsver-
ordnung der Regierung Nr. 24 vom 5. März 2008, be-
treffend den Zugang zur persönlichen Akte und die 
Offenlegung der Securitate (veröffentlicht im Moni-
torul Oficial al României, Nr. 182 vom 10. März 2008, S. 
2-10). Die besagte Dringlichkeitsverordnung wurde 
durch das am 14. November 2008 vom rumänischen 
Parlament erlassene Gesetz 293 geändert und ver-

vollständigt. Veröffentlicht wurde sie im Monitorul 
Oficial al României, Nr. 800 vom 28. November 2008, S. 
1-4. Obwohl der neue rechtliche Rahmen zu Verände-
rungen der Tätigkeit des CNSAS führten, veränderte 
er nicht dessen Auftrag und Existenzbegründung.

Solange der CNSAS seine Tätigkeit gemäß Gesetz 
187/1999 ausführte, d.h. bis zum Jahr 2008, hatte das 
Amt die Berechtigung, Entscheidungen hinsichtlich 
des Status von Personen als Agent oder inoffizieller 
Mitarbeiter der Securitate zu erlassen, die einem 
Überprüfungsverfahren unterzogen wurden. Diese 
Entscheidungen wurden von den elf Mitgliedern des 
CNSAS-Kollegiums per Abstimmung getroffen; sie 
basierten auf den Beweisen, die in den Securitate-
Akten gefunden wurden, und dem geltenden Recht 
(Gesetz 187/1999). Das Verfahren beinhaltete eine An-
hörung der betreffenden Person und die Vorlage der 
in den Securitate-Akten gefundenen Beweise, bevor 
die Abstimmung des Kollegiums erfolgte. Die Person 
hatte das Recht, die Entscheidung des Kollegiums 
anzufechten; in einem solchen Fall hatte die Person 
das Recht auf eine erneute Anhörung, gefolgt von 
der erneuten Abstimmung des Kollegiums. Die vom 
Kollegium erlassene Entscheidung wurde der betref-
fenden Person schriftlich mitgeteilt. Die Personen 
hatten das Recht, die Entscheidungen des CNSAS-
Kollegiums anzufechten und den Fall vor ein Beru-
fungsgericht zu bringen. Das Berufungsgericht ver-
handelte den Fall in einer geheimen Verhandlung 
im Beisein dreier Richter, deren Entscheidung dann 
endgültig und unwiderruflich war. Für den Fall, dass 
die Entscheidung des Berufungsgerichtes den Status 
als Agent oder inoffizieller Mitarbeiter der Securita-
te bestätigte, war der CNSAS dafür verantwortlich, 
dass der vollständige Name der Person im offiziellen 
Amtsblatt Rumäniens, Teil III, veröffentlicht wurde.

Die neuen rechtlichen Rahmenbedingungen, d.h. 
das Gesetz 293 vom 14. November 2008, führten zu ei-
ner Änderung des Rechtsstatus des CNSAS. Damit ist 
das CNSAS-Kollegium nicht länger berechtigt, über 
die Bewertung des Status eines Agenten oder inof-
fiziellen Mitarbeiters der Securitate für Personen zu 
entscheiden, die einem Überprüfungsverfahren un-
terzogen werden. Gegenwärtig sammelt der CNSAS  
in einem aufwändigen Bestätigungsverfahren die 
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in den Securitate-Akten gefundenen Beweise in den 
Fällen der Personen, die einem Überprüfungsver-
fahren unterzogen wurden. Wenn die Dokumenta-
tion vollständig ist, bewertet das CNSAS-Kollegium 
die Beweise gemäß dem geltenden Recht (Gesetz 
293/2008) und entscheidet, ob der Fall vor die Kam-
mer für Verwaltungsangelegenheiten des Bukares-
ter Berufungsgerichtes gebracht wird, das dann über 
den Status der betreffenden Person als Securitate-
Agent oder inoffizieller Mitarbeiter entscheidet. Der 
CNSAS seinerseits ist dafür verantwortlich, dass die 
endgültigen Urteile im rumänischen Amtsblatt, Teil 
III, veröffentlicht werden.

Das aufwändige Verfahren zur Beweissammlung aus 
den Akten der ehemaligen Securitate wird von der 
Untersuchungsabteilung durchgeführt. Diese Abtei-
lung ist für Auffinden, Bewertung und Bestätigung 
von Dokumenten und Informationen verantwortlich, 
um die wahre Identität der inoffiziellen Mitarbeiter 
und die genauen Aktivitäten und von den Securitate-
Agenten ausgeführten Aufgaben zu ermitteln. Die 
inoffiziellen Mitarbeiter der Securitate werden in 
den Dokumenten unter ihren Decknamen genannt, 
und folglich wird die Identifikation ihrer Klarna-
men durch eine Reihe bestimmter Untersuchungs-
verfahren erreicht, die Verbindungen zwischen 
verschiedenen Akten mit einbeziehen. Die Agenten 
der Securitate erscheinen in den Akten unter ihren 
Klarnamen, mit Ausnahme der Agenten, die für die 
Abteilungen des Auslandsgeheimdienstes der Secu-
ritate tätig waren. In diesen Fällen, um ihren Status 
als Funktionäre der Securitate festzustellen, muss die 
Untersuchungsbehörde des CNSAS eng mit den der-
zeitigen Nachrichtendiensten zusammenarbeiten, 
die über Angaben zu ihrer Identität und beruflichen 
Laufbahn verfügen, und sie muss Dokumente iden-
tifizieren, die von diesen erstellt und unterzeichnet 
wurden.

Gemäß dem geltenden anzuwendenden Recht hat 
der CNSAS die folgenden Hauptziele:

	 Einzelpersonen das Recht auf Zugang zu seinen 
persönlichen, von der Securitate erstellten Akten 
zu gewährleisten. Dies beinhaltet: Einsicht in die 
Originalakte, die Erstellung von Kopien der in der 

Akte enthaltenen Dokumente und anderer Auf-
zeichnungen, die sich auf ihre Person beziehen.

	 rumänischen Bürgern mit Wohnsitz im In- oder 
Ausland, den Medien, den politischen Parteien, 
Nichtregierungsorganisationen und öffentli-
chen Einrichtungen und Behörden das Recht 
auf Zugang zu Informationen von öffentlichem 
Interesse zu gewährleisten, die den Status einer 
Person, die ein öffentliches Amt anstrebt oder es 
innehat, als inoffizieller Mitarbeiter oder Agent 
der Securitate betrifft. Um den Zugang zu diesen 
Informationen zu gewähren, stellt der CNSAS auf 
Anfrage die Information über den Status der Per-
sonen als inoffizieller Mitarbeiter oder Agent der 
Securitate zur Verfügung, die für ein öffentliches 
Amt kandidieren: Präsident, Parlament, lokale 
Verwaltungsbehörden und Europaparlament.

 
	 Personen von Amts wegen zu überprüfen, die 

für ein öffentliches Amt kandidieren oder in ein 
öffentliches Amt gewählt oder dafür ernannt 
wurden, wie z.B. Präsident Rumäniens, Premier
minister, Kabinettsmitglied, Abgeordneter des 
rumänischen Parlaments oder des Europapar-
laments, Beamte zentraler oder lokaler Ver-
waltungsbehörden etc. Personen, die für eines 
dieser öffentlichen Ämter kandidieren oder in 
ein solches öffentliches Amt gewählt oder dafür 
ernannt wurden, werden aufgefordert, ein amt-
liches Formblatt zu ihrer möglichen Verbindung 
mit der Organisation der Securitate als Agent 
oder inoffizieller Mitarbeiter auszufüllen. Da-
von ausgenommen sind Personen, die bis zum 
22. Dezember 1989 jünger als 16 Jahre alt waren. 
In Übereinstimmung mit den gesetzlichen Be-
stimmungen hat der CNSAS seit seiner Gründung 
52.546 Personen überprüft.

	 die dazu berechtigte Person auf ihre Anfrage hin 
über die Identität der Securitate-Angestellten 
und inoffiziellen Mitarbeiter zu informieren, die 
Informationen zur der Akte der betreffenden 
Person beigetragen haben. Die Namen von 495 
Personen, die Teil der Securitate waren oder mit 
ihnen zusammenarbeiteten, wurden bisher im 
rumänischen Amtsblatt, Teil III, veröffentlicht.

	 Bildungsprogramme und pädagogische Maß-
nahmen zu entwickeln; Konferenzen, Seminare, 
Vorlesungen sowie Ausstellungen und Vorfüh-
rungen von Dokumentarfilmen über die kommu-
nistische Diktatur in Rumänien und die Rolle der 
Securitate als Stütze der Diktatur zu organisieren; 
Ergebnisse wissenschaftlicher Forschung, die der 
CNSAS betreibt, in Monographien, Sammelbän-
den zu Forschungen, Dokumentensammlungen 
sowie der Zeitschrift des CNSAS (Caietele CNSAS) 
zu veröffentlichen, hauptsächlich durch den Ver-
lag des CNSAS (Editura CNSAS), aber auch gemein-
sam mit anderen bedeutenden rumänischen Ver-
lagen.

	 akkreditierten Forschern aus Rumänien und dem 
Ausland Dokumente und Informationen zu ihren 
jeweiligen Forschungsgebieten zur Verfügung 
zu stellen.

	 zu gewährleisten, dass relevante Archivdokumen-
te der ehemaligen Securitate gemäß geltendem 
Recht von den bisherigen Verwaltern solcher Do-
kumente kontinuierlich an das Archiv des CNSAS 
übergeben werden, wie z.B. dem Rumänischen 
Geheimdienst SRI, dem Rumänischen Auslands-
nachrichtendienst (Serviciul de Informaţii Externe 

– SIE), dem Justizministerium, dem Ministerium 
für Nationale Verteidigung, dem Ministerium für 
Inneres und Verwaltung, den rumänischen Nati-
onalarchiven etc.

Rechtliche Entschädigung und Rehabilitierung 
der Opfer des kommunistischen Regimes

Der CNSAS beteiligt sich am Verfahren zur rechtli-
chen Entschädigung und Rehabilitierung der Opfer 
der kommunistischen Diktatur in Rumänien. Dafür 
stellt der CNSAS der Kommission des Justizministe-
riums zur Feststellung des Status eines Kämpfers im 
Antikommunistischen Widerstand beglaubigte Kopi-
en der Dokumente zur Verfügung. Diese Dokumen-
te beziehen sich auf Personen, die aus politischen 
Gründen verurteilt wurden, die missbräuchlichen 
Verwaltungsmaßnahmen ausgesetzt waren oder 
die an kämpferischen oder gewalttätigen Aktionen 
gegen das kommunistische Regime beteiligt waren. 

Dieses Verfahren führt zur offiziellen Verleihung des 
Titels Kämpfer im Antikommunistischen Widerstand, 
und auf Grundlage der Archivdokumente haben die 
Personen, die gegen die kommunistische Diktatur 
kämpften, Anspruch auf die Verleihung des Gedenk-
kreuzes für den Antikommunistischen Widerstand. 

Forschung und Rekonstruktion der Vergangen­
heit, Erinnerung an die Opfer

Das Kollegium des CNSAS unterstützt aktiv die For-
schung der eigenen Forscher sowie die von exter-
nen rumänischen und ausländischen Forschern. Bis 
heute hat das Kollegium mehr als 1.000 externe For-
scher akkreditiert, die an wissenschaftlichen Arti-
keln, Arbeiten, Monographien, Dokumentensamm-
lungen sowie an ihren Abschlussarbeiten für den 
Titel eines BA, MA oder PhD arbeiteten. Darüber hi-
naus setzt das Kollegium einen besonderen Schwer-
punkt auf die Forschungstätigkeit der Fachabtei-
lung des CNSAS.

Die Abteilung für Forschung, Ausstellungen und 
Veröffentlichungen wurde mit dem Ziel gegründet, 
wissenschaftliche Forschung über die kommunis-
tische Diktatur in Rumänien und die Schlüsselrolle 
der Securitate bei deren Sicherung während der Zeit 
vom März 1945 bis Dezember 1989 zu betreiben. Die 
Abteilung veröffentlicht ihre Ergebnisse in Monogra-
phien, Sammelbänden zu Forschungen, Dokumen-
tensammlungen, durch die Publikation bedeuten-
der Memoiren, Tagebücher und Zeitzeugenberichte 
und organisiert Konferenzen, Seminare und Vorle-
sungen. Der Schwerpunkt dieser wissenschaftlichen 
Aktivitäten ist die eingehende Analyse der Unterdrü-
ckungspolitik des kommunistischen Regimes in Ru-
mänien und die wichtigen Arten von Dissens und of-
fener Opposition gegen das Regime. Darüber hinaus 
legt die Abteilung einen besonderen Schwerpunkt 
auf das Erinnern an die Opfer des kommunistischen 
Regimes und an deren Gedenken.

Gleichzeitig hat die Abteilung eine Reihe von Bil-
dungsprogrammen entwickelt, um die Forschungs-
ergebnisse des CNSAS zu verbreiten und zum demo-
kratischen Konsolidierungsprozess im Rumänien 
durch Bildungsprojekte beizutragen, die speziell 
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für die jüngeren Generationen und Geschichtsleh-
rer entworfen wurden. Demokratie kann auch ver-
mittelt werden, indem von nicht-demokratischen 
Regimen begangene Menschenrechtsverletzungen 
aufgedeckt sowie an den Mut und Einsatz der Frei-
heitskämpfer gedacht wird. In dieser Hinsicht ent-
hält das Archiv des CNSAS sehr viele Dokumente, die 
sich mit dem Widerstand gegen den Kommunismus 
beschäftigen, und so ist es ein Hauptanliegen der 
Einrichtung, die heldenhaften Taten von Personen 
oder Gruppen in ihrem Kampf gegen die Diktatur zu 
veröffentlichen.

Um seine Aufgabe zu erfüllen, engagiert sich der 
CNSAS auch in gemeinsamen Bildungsprojekten für 
die breite Öffentlichkeit. 2008 initiierte der CNSAS 
deshalb eine Partnerschaft mit der Gesellschaft für 
Geschichtsforschung, einer Vereinigung Bukarester 
Geschichtslehrer, um Lehre und Forschung über die 
jüngste Vergangenheit zu fördern. Ein weiterer As-
pekt der Strategie des CNSAS zur Förderung von Stu-
dien in Rumänien zum Kommunismus im größeren, 
europäischen Kontext ist die Mitarbeit an EU-finan-
zierten Projekten.

In dieser Hinsicht entwickelt der CNSAS gegenwärtig 
ein Projekt mit dem Titel Geschichte durch Erfahrung 
der Vergangenheit verstehen: Die Überwachung norma-
ler Bürger durch die Securitate während der 1970er und 
1980er Jahre, das von der Europäischen Kommission 
finanziert wird. Das Projekt beinhaltet die Produktion 
eines Dokumentarfilms mit dem Titel Überwachung 
durch die Securitate, der sich mit den Tätigkeiten der 
Securitate beschäftigt, denen normale Bürger in den 
70er und 80er Jahren ausgesetzt waren. Auch die 
Erstellung eines Readers wird Teil des Projektes sein, 
und eine Reihe von inländischen und internationa-
len Workshops wird organisiert werden. 

Die Organisation von Ausstellungen gemeinsam mit 
rumänischen und ausländischen Institutionen stellt 
einen weiteren Schwerpunkt für den CNSAS dar, um 
das Bewusstsein der Öffentlichkeit für die repres-
siven Maßnahmen des kommunistischen Regimes 
gegen unschuldige Zivilisten zu schärfen. Ausstel-
lungen werden gewöhnlich als Wanderausstellun-
gen konzipiert. Bis jetzt wurden solche Ausstellun-

gen in verschiedenen rumänischen Städten wie z.B. 
in Bukarest, Iaşi, Făgăraş, Arad, Timişoara, Giurgiu, 
Braşov, Sighetul Marmaţiei und Constanţa gezeigt. 
Die Ausstellung Die nicht-offene Gesellschaft zum 
Beispiel, die gemeinsam mit dem Rumänischen Kul-
turinstitut (Institutul Cultural Român – ICR) erarbeitet 
wurde, ist in der Central European University (CEU) 
in Budapest (5.–15. Dezember 2007) und in der Stadt 
Szeged präsentiert worden (21. – 26. Februar 2008); 
sie wurde von der Öffentlichkeit in Ungarn gut ange-
nommen. Die Ausstellung basierte auf mehr als 300 
ins Englische übersetzten Dokumenten, die wichtige 
Informationen über die repressiven Maßnahmen der 
Securitate enthielten.

2007 und 2008 war der CNSAS an der Organisation 
der Ausstellung Zwischen den Fronten beteiligt, die 
den Rumänen gewidmet war, die ihre Unterstützung 
für den Ungarischen Volksaufstand 1956 demons
trierten. An dieser Stelle soll erwähnt werden, dass 
von denen, die ihre Solidarität mit dem Volksauf-
stand 1956 in Ungarn bekundeten, 24 zum Tode ver-
urteilt und hingerichtet wurden. Ziel dieser Ausstel-
lung war unter anderem, eine öffentliche Debatte 
über die Notwendigkeit eines Gesetzes anzufachen, 
das das Annullieren von politischen Urteilen der 
kommunistischen Ära beinhaltet.

Es existiert bereits ein umfangreicher Bestand wis-
senschaftlicher Arbeiten, die von Forschern und 
Mitarbeitern des CNSAS veröffentlicht wurden: 
Monographien, Wörterbücher, Sammelbände zu 
Forschungen, Dokumentensammlungen, Zeitzeu-
genberichte und Tagebücher (ausführliche Infor-
mationen zu den zahlreichen Veröffentlichungen 
des CNSAS auf der offiziellen Internetseite des  
CNSAS). Zusätzlich können auf der Internetseite des 
CNSAS bedeutende offizielle Dokumente der Rumä-
nischen Kommunistischen Partei kostenlos herun-
tergeladen werden, z.B. das Programm der Rumä-
nischen Kommunistischen Partei (1974), die April-
Erklärung (1964), die Juli-Thesen (1971) etc. Außer
dem veröffentlicht der CNSAS zweimal jährlich die 
Fachzeitschrift Caietele CNSAS, die kostenlos auf der 
Internetseite des CNSAS zugänglich ist; sobald eine 
Ausgabe erscheint, wird die vorhergehende auf der 
Internetseite des CNSAS eingestellt.

3. 	�Rechtsform und Aufbau der Institution

Der Aufbau des CNSAS

Der CNSAS ist eine unabhängige Behörde, die dem 
rumänischen Parlament untersteht und die Archive 
der ehemaligen kommunistischen Geheimpolizei 
in Rumänien, der Securitate, verwaltet. Der CNSAS 
stellt jährlich oder nach parlamentarischer Anfrage 
Tätigkeitsberichte vor, die anschließend auf der In-
ternetseite des CNSAS (www.cnsas.ro) veröffentlicht 
werden. Die Institution ist auf nationaler Ebene orga-
nisiert und wird vollständig aus dem Staatshaushalt 
finanziert. Seit der Gründung des CNSAS wurde das 
zugewiesene Budget regelmäßig überprüft und ent-
sprechend der Entwicklung der Institution und ihrer 
vielfältigen Aufgaben kontinuierlich erhöht. In den 
vergangenen vier Jahren belief sich der Gesamtbetrag 
des Budgets auf zwischen 3 und 4 Mio. Euro, ausge-
nommen 2007, als eine außerordentliche Summe für 
Kapital (das Gebäude des CNSAS) investiert wurde. 

Der Hauptsitz des CNSAS befindet sich in Bukarest 
und die Institution verfügt über keine regionalen 
Außenstellen. Der CNSAS ist in folgende Abteilun-
gen gegliedert: Archiv (ein derzeitiges Archiv im 
Hauptgebäude im Stadtzentrum von Bukarest und 
ein Zentralarchiv außerhalb von Bukarest), Unter-
suchung, Forschung, Ausstellungen und Veröffent-
lichungen, Öffentlichkeitsarbeit, Rechtsabteilung, 
Informationsmanagement, betriebswirtschaftliche 
Verwaltung und Personalabteilung. Die Anzahl der 
CNSAS-Angestellten beläuft sich auf etwa 257 Perso-
nen. Die Angestellten des CNSAS sind hauptsächlich 
junge Menschen, die keinerlei Verbindungen zu den 
Strukturen der ehemaligen Securitate haben. Was 
die Ausbildung betrifft, so verfügen alle Angestell-
ten des CNSAS über einen Universitätsabschluss – in 
Rechtswissenschaften, Geschichte, Politikwissen-
schaft, Soziologie, Psychologie, Öffentlichkeitsarbeit, 
Archivwesen etc., unter ihnen viele mit dem Ab-
schluss eines MA oder PhD.

Die Tätigkeit des CNSAS wird von einem Vorstand 
geleitet (dem Kollegium), der aus elf Mitgliedern 
besteht, die vom rumänischen Parlament für eine 
Amtszeit von sechs Jahren wie folgt ernannt werden: 

Neun Mitglieder werden von den parlamentarischen 
Gruppen entsprechend der politischen Zusammen-
setzung des Parlamentes gewählt, und zwei Mitglie-
der, als Vertreter der Zivilgesellschaft, werden vom 
rumänischen Präsidenten und dem Premierminister 
auf der Grundlage von Beratungen mit zivilgesell-
schaftlichen Initiativen ernannt. Den Mitgliedern 
des Kollegiums ist es nicht erlaubt, während ihrer 
Amtszeit Mitglied einer politischen Partei zu sein. 
Ehemalige Angestellte oder inoffizieller Mitarbeiter 
der Securitate sowie straffällig gewordene Personen 
sind von der Arbeit für den CNSAS ausgeschlossen.

4. 	Die Überlieferung der Akten

Der CNSAS verfügt über eines der größten Archive im 
heutigen Rumänien. In seinem Besitz befinden sich 
klassische Papierakten, Mikrofiche-Träger, Audio- 
und Videomaterialien sowie Mikrofilmmaterial. Der 
Hauptdokumentenkorpus umfasst über 1.800.000 
Akten (2.300.000 Bände), die von der ehemaligen Se-
curitate erstellt wurden; diese wurden folgenderma-
ßen gegliedert:
1)	 Überwachungsakten bezüglich der von der Secu-

ritate überwachten Personen;
2)	 Mitarbeiterakten bezüglich der Personen, die als 

inoffizielle Mitarbeiter der Securitate registriert 
waren;

3)	 Dokumentationsakten bezüglich besonderer 
Themen wie z.B. „bürgerliche“ politische Partei-
en, Religion, Kunst und Kultur, Presse und Zensur 
oder Hörer ausländischer Radiosender;

Dr. Dragoş Petrescu, Präsident des Kollegiums seit 14. Januar 2010
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4)	 Akten, die vom rumänischen Auslandsgeheim-
dienst übernommen wurden, dabei handelt es 
sich hauptsächlich um Dokumente auf Mikro-
film, die Operationen der Securitate im Ausland 
behandeln;

5)	 Akten, die gesammelte Korrespondenz enthalten, 
dabei handelt es sich allgemein um interne Ver-
waltungsdokumente der Securitate; und

6)	 Manuskripte, d.h. Originalmanuskripte, die von 
der Securitate konfisziert wurden.

Die Dokumente im Archiv des CNSAS wurden von 
den Institutionen übergeben, die sie nach 1989 um-
gehend in Verwahrung genommen hatten. Die wich-
tigsten davon sind: Der Rumänische Nachrichten-
dienst SRI, der rumänische Auslandsgeheimdienst 
SIE, das Justizministerium, das Ministerium für Na-
tionale Verteidigung und das Ministerium für In-
neres und Verwaltung. Der Prozess der Feststellung 
und Übergabe der von der Securitate erstellten Do-

kumente war langwierig und schwierig; er dauerte 
über einen langen Zeitraum von 2000 bis 2009 und 
dauert noch an.

Das CNSAS-Archiv teilt sich auf in 70% Schriftgut in 
maschinen- und handschriftlicher Form, 25% Mikro-
filme und 5% Audio- und Videomaterialien. Kürzlich, 
d.h. 2008, übergab der Rumänische Nachrichten-
dienst SRI eine Sammlung von Audio- und Videoma-
terialien, die von der ehemaligen Securitate aufge-
nommen wurden, an den CNSAS: 505 Audiokasset-
ten, 26 Videokassetten, 21 Filmrollen und 57 Magnet-
bänder. Die Bedeutung der Mikrofilme muss noch 
einmal betont werden. Eine beträchtliche Anzahl 
von Akten wurde auf Mikrofilm kopiert. Es besteht 
daher noch die Möglichkeit, weiteres Schriftgut zu 
erhalten, das auf Mikrofilm aufgenommen und des-
halb nicht in Papierform in den Archiven der Securi-
tate gelagert wurde. Laut einer internen Schätzung 
des CNSAS wurde in etwa 50% aller Fälle eine Kopie 
der Papierakte auf Mikrofilm angelegt.

Vorsätzliche oder versehentliche Zerstörung von 
Securitate-Akten gab es auch während der Revolu-
tion 1989 in Rumänien. Eine solche Extremsituation 
ereignete sich in der Stadt Sibiu, wo das Archiv der 
örtlichen Securitate-Abteilung während der Revolu-
tion 1989 niedergebrannt wurde. Ein anderer Vorfall 
wurde in den frühen 1990er Jahren berichtet, als teil-
weise durch Feuer zerstörte Dokumente der Securita-
te im Dorf Berevoieşti entdeckt wurden. Teile dieser 
Dokumente wurden geborgen, dann eingescannt 
und werden derzeit im Archiv des CNSAS verwahrt. 

Die Dokumente im Archiv des CNSAS sind größten-
teils lesbar, geringe Probleme gibt es in den Fällen 
solcher Dokumente, die unsachgemäß gelagert wur-
den oder etwa 50 Jahre alt sind. Die vom Auslands-
geheimdienst SIE übergebenen Dokumente sind auf 
Mikrofilm gespeichert und 60% davon sind lesbar.

2006 begann der CNSAS mit dem Prozess der Digi-
talisierung seiner Archive, die mittlerweile zu einer 
Priorität für die Institution geworden ist. Ziel dieses 
Prozesses ist es, die Papierakten in digitale Form um-
zuwandeln und damit die Bearbeitung von Doku-
menten zu erleichtern und zu beschleunigen, und 
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gleichzeitig zur Erhaltung der Dokumente beizutra-
gen. Der Digitalisierungsprozess läuft bereits und 
wird in Zukunft noch rascher fortgesetzt werden.

5. 	Zugang zu den Akten und gesetzliche 
Bestimmungen für den Umgang mit 
Akten in der Öffentlichkeit

Das Recht auf Zugang zur persönlichen Akte des Ein-
zelnen wie zu Dokumenten und Informationen über 
die betreffende Person erhalten rumänische Bürger 
und Personen anderer Nationalität, die nach 1945 
rumänische Staatsbürger wurden, sowie Bürger der 
EU und Bürger eines NATO-Staates. Es beinhaltet die 
direkte Akteneinsicht und die Erstellung von damit 
verbundenen Kopien. Eine Person, aus deren persön-
licher Akte hervorgeht, dass sie von der Securitate 
überwacht wurde, hat das Recht, nach entsprechen-
der Anfrage die Identität der Securitate-Angestellten 
und inoffiziellen Mitarbeiter zu erfahren, die In-
formationen für die betreffende Akte beigetragen 
haben. Diese Rechte gehen auf den überlebenden 
Ehegatten und bis auf Verwandte vierten Grades des 
Verstorbenen oder deren Rechtsnachfolger über. 

Der CNSAS gibt unabhängig von der Art der Unter-
lagen oder der technischen Unterstützung Kopien 
der Dokumente, die von der ehemaligen Securitate 
erstellt wurden, an die betroffenen Personen heraus, 
wenn der CNSAS von der dazu berechtigten Person 
damit beauftragt wird. Dokumentenkopien, die die 
Privatsphäre Dritter verletzen könnten, werden erst 
herausgegeben, wenn die betreffenden Informatio-
nen vorher vom Fachpersonal des CNSAS geschwärzt 
wurden.

Rumänische und ausländische Forscher haben Zu-
gang zum Archiv des CNSAS, sofern sie vorher vom 
CNSAS-Kollegium akkreditiert werden. Nach der Ak-
kreditierung sind die Forscher zum Erhalt von Doku-
mentenkopien unter der Bedingung berechtigt, dass 
das Recht auf Privatsphäre der in der betreffenden 
Akte genannten Personen gewahrt wird. Die Nicht-
einhaltung dieser Rechtsvorschriften kann zivil- und 
strafrechtliche Verfahren bzw. administrative und 
disziplinarische Maßnahmen zur Folge haben; dies 

gilt für die Angestellten des CNSAS sowie für solche 
Personen, die direkten Kontakt mit den Dokumenten 
hatten.

6. 	Zusammenarbeit und Partnerschaften

Der CNSAS war für Zusammenarbeit, Partnerschaften 
und die Entwicklung von gemeinsamen Projekten 
immer aufgeschlossen, sofern diese auf die Rekon
struktion und die Aufarbeitung der jüngsten trauma-
tischen Vergangenheit abzielen, und keine extremis-
tischen Ideen, Einstellungen oder Verhaltensweisen 
propagieren. Ein besonderer Schwerpunkt wird auf 
Projekte und Programme gelegt, die eine demokrati-
sche Bildung zum Ziel haben. Der CNSAS hat gemein-
sam mit Institutionen ähnlicher Ausrichtung im Aus-
land, mit öffentlichen Einrichtungen, kulturellen 
Organisationen und Nichtregierungsorganisatio-
nen, Museen, Universitäten, Forschungsinstituten in 
Rumänien und im Ausland eine Reihe von Veranstal-
tungen durchgeführt, wie z.B. die Unterzeichnung 
von Partnerschaftsabkommen, Kooperationsverträ-
gen, gemeinsame Forschungsprojekte, Symposien, 
Konferenzen, Vorlesungen, Ausstellungen etc.

7. 	Die Perspektiven der Einrichtung im 
Licht der öffentlichen und politischen 
Debatte

Der CNSAS stand seit seiner Gründung ständig im 
Brennpunkt der öffentlichen Debatte zur Öffnung 
und Verwaltung der Securitate-Akten. Die rumäni-
sche Gesellschaft hatte hohe Erwartungen an die 
nach 1989 zuständigen Behörden, was die Öffnung 
der Securitate-Akten und die Enttarnung der ehe-
maligen Agenten und inoffiziellen Mitarbeiter der 
Geheimpolizei betraf. Solche Erwartungen konnten 
nicht über Nacht erfüllt werden, da die Aufgabe sehr 
komplex ist und viele rechtliche und administrative 
Fragen ordnungsgemäß geklärt werden mussten. Im 
Zeitraum von 2000 bis 2005 fand die Übergabe der 
Securitate-Akten an den CNSAS nur in gemäßigtem 
Tempo statt. Erst nach 2005 entschied sich die Politik 
in Rumänien, die Erwartungen der Zivilgesellschaft 
zu erfüllen. Dies hatte zur Folge, dass ab Ende 2005 

die Übergabe der Securitate-Akten an das Archiv des 
CNSAS beschleunigt wurde. 

Man kann behaupten, dass die Institution erst ab 
Anfang des Jahres 2006 wirklich in der Lage war, an 
der Erfüllung der ihr übertragenen Aufgabe zu ar-
beiten, d.h. die Securitate-Akten für die Bevölkerung 
zu öffnen, Personen den Zugang zu ihren Akten zu 
ermöglichen, die Inhaber öffentlicher Ämter gemäß 
geltendem Recht zu überprüfen sowie Forschung zu 
fördern und sich in Bildungsprojekten zu engagieren. 
Gegenwärtig kann mit Sicherheit behauptet werden, 
dass der CNSAS in seiner Tätigkeit vollständig den Er-
wartungen der Zivilgesellschaft entspricht und zur 
Erfüllung seiner vielfältigen Aufgaben fähig ist.

Man darf jedoch nicht außer Acht lassen, dass hoch-
sensibles Material vom CNSAS bearbeitet wird und 
dass die Tätigkeit der Einrichtung weitreichende 
Auswirkungen auf die rumänische Gesellschaft im 
Allgemeinen hat. Die Securitate hatte einen enor-
men Einfluss auf das Leben der rumänischen Bevöl-
kerung unter kommunistischer Herrschaft und eine 
beträchtliche Anzahl Personen stand mit der kom-
munistischen Geheimpolizei als Agent oder inoffizi-
eller Mitarbeiter in Verbindung. Daraus folgt, dass 
die öffentliche Bekanntgabe der Namen von ehe-
maligen Agenten und inoffiziellen Mitarbeitern im 
Postkommunismus in vielen Fällen das öffentliche 
Ansehen derer beeinflusst hat, die ihre frühere Ver-
bindung mit der kommunistischen Geheimpolizei 
verheimlichten. Als Folge dessen ist der CNSAS stän-
digem Druck und bösartigen Angriffen in den Me-
dien ausgesetzt gewesen, vor allem von denjenigen, 
deren gegenwärtige gesellschaftliche Stellung von 
ihrer Enttarnung als ehemalige Agenten oder inoffi-
zielle Mitarbeiter der Securitate betroffen wäre.

Gleichzeitig muss noch einmal betont werden, dass 
der CNSAS sowohl von dem Teil der politischen Ge-
sellschaft nachdrücklich unterstützt wird, der eine 
völlige Integration in die EU und eine Aussöhnung 
mit der Vergangenheit befürwortet, als auch von der 
Zivilgesellschaft, die schon immer für die Öffnung 
der Securitate-Akten, die Enttarnung ehemaliger 
Agenten und inoffizieller Mitarbeiter, eine demokra-
tische Bildung und das Gedenken an die Opfer des 
rumänischen Gulag gekämpft haben.
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1. 	Gründungsgeschichte

Vorgänger des slowakischen Instituts des Nationa-
len Gedenkens (Ústav Pamäti Národa – ÚPN) war die 
Abteilung zur Dokumentation der Verbrechen des 
Kommunismus, die 2000 unter der Schirmherrschaft 
des Justizministeriums der Slowakischen Republik 
vom damals amtierenden Minister Ján Čarnogurský 
gegründet wurde. Die Abteilung erhielt jedoch nur 
wenige Befugnisse, so dass zu ihren Hauptaufgaben 
Beratertätigkeiten in Entschädigungsverfahren und 
die Anbahnung von Revisionen für sogenannte Rest-

strafen zählten, d.h. für Verfahren, die nach dem 
Abschluss eines Entschädigungsverfahrens noch 
anhängig sind. Außerdem veröffentlichte die Abtei-
lung Pavel Žáček’s Publikation „StB na Slovensku za 
normalizace. Agonie komunisticke moci ve svodkach 
tajne policie“ („Der Staatssicherheitsdienst in der Slo-
wakei während der Zeit der Normalisierung. Agonie der 
kommunistischen Macht in den Berichten der Geheim-
polizei“). 

Der Nationalrat (das Parlament) der Slowakischen Re-
publik verabschiedete 2002 das Gesetz Nr. 553/2002 
Slg, mit dem das Institut des Nationalen Gedenkens 
gegründet wurde. Obwohl Präsident Rudolf Schuster 
von seinem Vetorecht Gebrauch machte, wurde er 
vom Parlament überstimmt und das Gesetz schließ-
lich verabschiedet. Die Gründung des UPN wurde 
faktisch vom Justizministerium gefördert: Ing. Ján 
Langoš, der erste Vorsitzende des Vorstands des Ins-
tituts, war vor seiner Berufung als Berater des Minis-
ters Daniel Lipšic tätig. Das Gesetz selbst stützt sich 
auf die Modelle in Polen und Deutschland.

Das UPN nahm 2003 seine Tätigkeit auf. Zu diesem 
Zeitpunkt befanden sich seine Arbeitsräume im 
Gebäude des Justizministeriums der Slowakischen 
Republik. Das Ministerium sagte dem Institut neue 
Räumlichkeiten am Platz des Slowakischen Natio-
nalaufstandes zu. Es war geplant, das UPN in eigenen 
Räumlichkeiten unterzubringen. Bevor das Ministe-
rium die Räumung der vorgesehenen Gebäude ver-
anlasste, ging das Institut seinen Aufgaben in zwei 
angemieteten Gebäuden nach. Zum Jahreswechsel 
2005/2006 zog das UPN schließlich wie geplant in das 

vorgesehene Gebäude, vorerst jedoch zur Miete. Zum 
Jahreswechsel 2006/2007 beendete das Justizminis-
terium den Mietvertrag. Seit 2008 befinden sich die 
Büros des Instituts wieder in angemieteten Räum-
lichkeiten, diesmal im slowakischen Ministerium für 
Post und Telekommunikation. Die Räumlichkeiten 
für das Archiv des Instituts des Nationalen Geden-
kens wurden gewerblich angemietet.

Während seines Bestehens war das UPN zweimal von 
der Auflösung bedroht. Das erste Mal kamen derar-
tige Spekulationen Ende 2006 auf, als sich das Parla-
ment nach dem tragischen Tod von Ján Langoš sehr 
schwer tat, einen neuen Kandidaten für den Vorsitz 
des Vorstandes zu benennen. Der zweite und ernster 
zu nehmende Versuch einer Auflösung des UPN fand 
2008 statt, als mehrere Abgeordnete einen entspre-
chenden Gesetzentwurf ins Parlament einbrachten. 
Der Gesetzentwurf wurde allerdings schon nach kur-
zer Zeit zurückgezogen. 

Ing. Ján Langoš, der erste Vorsitzende des Vorstandes 
des UPN, verstarb 2006 an den Folgen eines Autoun-
falls. In den folgenden Monaten wurde das Institut 
von Dr. Ján Ondriaš, dem stellvertretenden Vorsitzen-
den des Vorstandes, geleitet. Erst nach langen Dis-
kussionen konnten sich die Abgeordneten des Natio-
nalrates der Slowakischen Republik auf einen neuen 
Vorsitzenden einigen. Im Februar 2007 wurde dann 
Dr. Ivan A. Petranský in das Amt des Vorsitzenden be-
rufen. 

2. 	Gesetzlicher Auftrag und Aufgaben

Die Verantwortlichkeiten des Instituts des Nationa-
len Gedenkens sind in Paragraph 8 Abs.1 des Gesetzes 
zum Nationalen Gedenken festgeschrieben. Damit 

hat der Staat die zehn Hauptaufgaben des Instituts 
wie folgt definiert:
1) 	 eine vollständige und unvoreingenommene Be-

wertung der Zeit der Unterdrückung, vornehm-
lich zur Analyse der Ursachen und Wirkungen des 
Verlustes der Freiheit, der Erscheinungsformen 
des faschistischen und des kommunistischen Re-
gimes und ihrer Ideologien sowie der Mitwirkung 
von eigenen Staatsbürgern und Ausländern; 

2) 	 die Offenlegung von Dokumenten für verfolgte 
Personen über deren Verfolgung; 

3) 	 die Veröffentlichung von Informationen über die 
Verfolger und ihre Aktivitäten; 

4) 	 die Einleitung der strafrechtlichen Verfolgung 
von Verbrechen und kriminellen Handlungen 
gemäß § 1 in Kooperation mit dem Büro des Gene-
ralstaatsanwaltes der Slowakischen Republik; 

5) 	 den Behörden sachdienliche Informationen zur 
Verfügung zu stellen; 

6) 	 Informationen, Aufzeichnungen und Dokumen-
te systematisch zusammenzutragen und fachlich 
zu verwalten, die mit der Zeit der Unterdrückung 
in Verbindung stehen; 

7) 	 Zusammenarbeit mit Institutionen ähnlicher 
Ausrichtung in der Slowakischen Republik und 
im Ausland, besonders mit Archiven, Museen, 
Bibliotheken, Zeitzeugen der Widerstandsbewe-
gung, Überlebenden von Konzentrationslagern 
und Arbeitslagern; ihnen sind Informationen 
und Forschungsmöglichkeiten zur Verfügung 
zu stellen und sie selbst sind bei ihrer Arbeit auch 
durch fachliche Beratung zu unterstützen;

8) 	 die Öffentlichkeit über die Arbeitsergebnisse des 
Instituts zu informieren, vor allem durch die Of-
fenlegung von Informationen und Dokumenten 
bezüglich der Zeit der Unterdrückung zwischen 
1939 und 1989, die Handlungen sowie Lebensge-
schichten von Individuen betreffen; die Veröf-
fentlichung und Verbreitung von Publikationen; 
die Organisation von Ausstellungen, Seminaren, 
Konferenzen und Diskussionsplattformen;

9) 	 die Förderung der Ideen der Freiheit und der Ver-
teidigung der Demokratie gegen Ideologien wie 
Nazismus und Kommunismus; 

10) 	die Entscheidung, welchen Personen der Status 
eines Kämpfers im antikommunistischen Wider-
stand zuerkannt wird.

Institut des Nationalen Gedenkens

Slowakei

Dr. Ivan Petranský, Vorsitzender des Vorstands
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Wesentlich ist auch, dass die nun vom UPN verwal-
teten Unterlagen der Staatssicherheitsdienste durch 
das Gesetz als bedeutsam für die Bewahrung des na-
tionalen Gedächtnisses in der Slowakei erachtet und 
dementsprechend zum nationalen kulturellen Erbe 
erklärt werden.

Aus den oben genannten Aufgaben ergibt sich eine 
bestimmte historische und ethische Rolle für das Ins-
titut, da es hinsichtlich der totalitären Vergangenheit 
des Landes eine bedeutende Funktion innehat. In der 
Slowakei existiert weder ein Lustrationsgesetz noch 
eine andere rechtlich festgeschriebene Möglichkeit, 
die ehemalige Offiziere und inoffizielle Mitarbeiter 
der Staatssicherheitsdienste hindern könnte, nahezu 
jedes öffentliche Amt bekleiden zu können. Die po-
litischen Parteien können ehemalige Offiziere oder 
Mitarbeiter der kommunistischen Sicherheitsdienste 
ungehindert als Kandidaten für die meisten öffentli-
chen Ämter aufstellen. Trotz alledem hat die Arbeit 
des UPN das Bewusstsein der Öffentlichkeit für diese 
Thematik geschärft, so dass diese Personen nach der 
Veröffentlichung ihrer Vergangenheit gewöhnlich 
politisch unhaltbar sind und der Druck der öffentli-
chen Meinung den Rücktritt erzwingt. Es wird als Si-
cherheitsrisiko betrachtet, wenn ehemalige Offiziere 
oder inoffizielle Mitarbeiter des Staatssicherheits-
dienstes in bestimmten Bereichen des öffentlichen 
Lebens in der Slowakei beschäftigt sind. Dies wird 
bei den Sicherheitsüberprüfungen entsprechend be-
rücksichtigt.

Weiterhin ist das UPN dazu ermächtigt, Bürgern den 
Status eines Kämpfers oder Veteranen des antikom-
munistischen Widerstands zu verleihen, wenn diese 
im Zeitraum 1944 bis 1989 in der Opposition gegen 
das totalitäre Regime aktiv waren. Bis Ende 2008 
wurde dieser Status insgesamt 206 Personen verlie-
hen, die damit auch in den Genuss der Privilegien für 
Kriegsveteranen kommen.

3. 	Rechtsform und Organisation  
des Instituts

Das Institut des Nationalen Gedenkens ist eine ei-
genständige öffentliche Institution. Es untersteht 

keinem Ministerium, sondern der Kontrolle des Na-
tionalrates der Slowakischen Republik und des ihm 
unterstellten Komitees für Menschenrechte, Natio-
nalitäten und die Stellung der Frau.

Das UPN hat folgende Organe: Vorstand, Aufsichts-
rat und Komitee. Aufgabe des Vorstandes ist es, das 
Komitee zu ernennen und zu leiten und seine Arbeit 
zu überwachen, die Lohnpolitik des Instituts, die 
Satzung und ihre Änderungen zu genehmigen, die 
Geschäftsordnung des Komitees und des Vorstands 
zu billigen, den Jahresabschluss zu beraten und ihn 
zur Prüfung an die Regierung zu übergeben. Der 
Vorstand des Instituts besteht aus neun Mitgliedern. 
Ihre Amtsdauer beträgt sechs Jahre. Der Vorstands-
vorsitzende, der vom Nationalrat der Slowakischen 
Republik gewählt wird, vertritt das Institut nach 
außen. Weitere vier Mitglieder des Vorstandes wer-
den vom Nationalrat gewählt. Die Regierung und 
der Präsident der Slowakischen Republik ernennen 
jeweils zwei Mitglieder. Die Mitglieder des Vorstan-
des können nur von dem Organ abgesetzt werden, 
das sie ernannt hat, und nur, wenn sie wegen einer 
Straftat rechtskräftig verurteilt wurden oder ihr Amt 
länger als sechs Monate nicht ausüben. Der Vorstand 
wählt seinen stellvertretenden Vorsitzenden aus der 
Reihe der Vorstandsmitglieder. Das Komitee gewähr-
leistet die Grundsätze der Institutsarbeit gemäß den 
Bestimmungen des Gesetzes zum Nationalen Geden-
ken und den vom Vorstand erlassenen Anweisungen. 
Das Komitee hat sieben Mitglieder und sein Vorsit-
zender fungiert als stellvertretender Vorsitzender 
des Vorstands. Die anderen Mitglieder des Komitees 
haben Arbeitsverträge mit dem UPN. Der Aufsichts-
rat fungiert als oberstes Kontrollorgan des UPN. Der 
Rat überwacht die Tätigkeiten und die Verwaltung 
des Instituts. Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mit-
gliedern: zwei werden vom Nationalrat der Slowaki-
schen Republik gewählt und ein Mitglied wird vom 
Justizminister ernannt. 

Die Organisationsstruktur des UPN gewährleistet 
die Erfüllung der Hauptaufgaben des Instituts. Das 
Institut ist in Organisationseinheiten untergliedert, 
sogenannte Abteilungen, Referate und Büros. Die 
Hauptaufgabe der Abteilung Archiv besteht darin, 
die Dokumente der ehemaligen Sicherheitsdienste 

Institut des Nationalen Gedenkens
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zu registrieren, zu sammeln, offen zu legen, zu ver-
öffentlichen, zu verwalten und zu nutzen. Die IT-
Abteilung führt die elektronische Bearbeitung der 
Akten durch. Nach ihrer Bearbeitung werden die 
Dateien auf die Anforderungen der Antragsteller an 
die Daten zugeschnitten. Diese Anpassung wird von 
der Abteilung für die Offenlegung der Dokumen­
te durchgeführt und ist durch das Gesetz über den 
Schutz persönlicher Daten geregelt. Die Abteilung 
Dokumentation führt die Untersuchung, Aufberei-
tung und Bewertung der Dokumente und der diesbe-
züglichen Tätigkeiten der Staatssicherheitsdienste 
von 1939 bis 1989 in strafrechtlicher Hinsicht durch, 
insbesondere bezüglich begangener Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit oder gegen die Grundprinzi-
pien eines demokratischen Staates beziehungsweise 
der Rechtsstaatlichkeit. In Zusammenarbeit mit dem 
Büro des Generalstaatsanwaltes der Slowakischen 
Republik befasst sich das Referat mit der Ausarbei-
tung und Einleitung der strafrechtlichen Verfolgung 
der genannten Straftaten. Die Abteilung Registrie­
rung beschäftigt sich mit der Verarbeitung und Ana-
lyse von Daten und registrierten Aufzeichnungen, 
die von den Sicherheitsdiensten zwischen 1939 und 
1989 erstellt wurden. Eine andere wichtige Aufgabe 
dieser Abteilung ist es, die Erfassungen aus denjeni-
gen Daten zusammenzustellen und zu verarbeiten, 
die in den vom Staatssicherheitsdienst und ande-
ren Sicherheitskräften übernommenen Unterlagen 
enthalten sind. Dies erfordert auch das Ergänzen 
von Aufzeichnungen durch personenbezogene Da-
ten oder Angaben über Ereignisse, die aus anderen 
Informationsquellen stammen, wie z.B. aus den im 
Staatsarchiv verwahrten Gerichtsakten. Die Aufga-
be der Abteilung Wissenschaftliche Forschung ist 
es, systematische historische und wissenschaftliche 
Grundlagenforschung über die Zeit der Unterdrü-
ckung durchzuführen, vor allem hinsichtlich der 
durch staatliche Einrichtungen durchgeführten 
Tätigkeiten und von den Sicherheits- und Unter-
drückungsorganen durchgeführte Operationen. 
Die Arbeit dieser Abteilung behandelt sogar einen 
breiteren historischen Kontext, auf nationaler wie 
internationaler Ebene. Die Abteilung organisiert 
außerdem wissenschaftliche Konferenzen, Semina-
re, Schulungen und Ausstellungen und produziert 
das institutseigene Verlagsprogramm. Weiterhin ist 

es auch eine Aufgabe dieser Abteilung, mit wissen-
schaftlichen Partnerinstitutionen, Universitäten und 
anderen höheren Bildungseinrichtungen in Kontakt 
zu stehen, Präsentationen der aufgearbeiteten In-
formationen durchzuführen, Vorlesungen zu halten 
und berufliche Weiterbildungen zu den vom Institut 
bearbeiteten Themen zu veranstalten. Die Abteilung 
ist für die Veröffentlichung einer Zeitschrift zustän-
dig, bekannt als Pamäť národa (Gedächtnis der Nati-
on). Die Mitarbeiter der Abteilung haben zahlreiche 
Publikationen verfasst, die vom UPN herausgegeben 
wurden. Zum Institut gehört auch das Zeitzeugen-
Büro, das für die Aufzeichnung von Zeugenaussa-
gen über die Zeit der Unterdrückung verantwortlich 
ist. Zusätzlich beteiligen sich die Mitarbeiter dieses 
Büros auch an der Erstellung von Dokumentationen. 
Zum UPN gehören außerdem ein Referat Finanzen 
und ein Sekretariat des Vorstandsvorsitzenden. 
Das Institut des Nationalen Gedenkens befindet sich 
in Bratislava, hat etwa 80 Mitarbeiter und verfügt 
über ein Jahresbudget von circa 1,6 Mio. Euro.

4. 	Die Überlieferung der Akten

Bei seiner Gründung musste sich das Institut des 
Nationalen Gedenkens einigen Herausforderungen 
hinsichtlich der Materialabgrenzung stellen. Ein 
großer Teil der dem ehemaligen Staatssicherheits-
dienst gehörenden Dokumente befand sich im Besitz 
des Slowakischen Informationsdienstes (SIS). Dies ist 
auf einen Regierungsbeschluss zurückzuführen, der 
kurz nach der Teilung der Tschechoslowakischen Fö-
deration 1993 verabschiedet wurde. Der Slowakische 
Informationsdienst verweigerte zunächst die Über-
gabe der Dokumente an das Institut und beanspruch-
te die Dokumente, da er sie in die eigenen Informati-
onsbestände als festen Bestandteil des SIS-Nachrich-
tendienstes eingegliedert habe. Die Übernahme der 
Dokumente wurde erst nach einigen schwierigen 
Diskussionen eingeleitet, die in der Unterzeichnung 
einer Vereinbarung über wechselseitige Koopera-
tion bei der Überführung der Staatssicherheitsun-
terlagen vom Slowakischen Informationsdienst und 
der Offenlegung der zugehörigen Informationen 
für SIS-Zwecke endete. Mit der ordnungsgemäßen 
Aushändigung der Dokumente durch den SIS wurde 

2003 begonnen. Später erhielt das Institut auch Do-
kumente von anderen Regierungsbehörden, wie z.B. 
dem slowakischen Verteidigungsministerium und 
dem Innenministerium der Slowakischen Republik.

Die Übergabe betraf vor allem Datenbestände der 
ehemaligen Bezirksverwaltungen des Staatssicher-
heitsdienstes in der Slowakei, einschließlich der re-
gistrierten Aufzeichnungen und Aufzeichnungen 
ohne ordnungsgemäß verzeichneten Verwendungs- 
und Einreichungsstatus. Das Verteidigungsministe-
rium der Slowakischen Republik übergab dem UPN 
mehrere Bestände aus den Einheiten der Abteilung 
Militärische Spionageabwehr. Das Institut erhielt 
weiterhin verschiedene Bestände vom Innenminis-
terium der Slowakischen Republik (ein Bestand des 
ehemaligen Grenzschutzdienstes). Das Institut des 
Nationalen Gedenkens verwahrt derzeit etwa 1.800 
Meter Dokumente. Wir halten 638 Archivbestände 
und Sammlungen. Die ungefähre Anzahl der Akten, 
die der Staatssicherheitsdienst über Einzelpersonen 
verwahrte, beträgt 64.200. Zusätzlich verfügen wir 
über ca. 3.000 Personalakten und etwa 80.000 Mikro
ficheträger.

Das UPN-Archiv umfasst verschiedene Arten von Ar-
chivmaterial; Papierdokumente überwiegen offen-
sichtlich. Wir verfügen auch über eine große Menge 
von auf Mikrofiche gescannten Dokumenten. Das 
Archiv verwahrt auch Mikrofilme, Filmmaterial und, 
nicht zuletzt, nicht mehr genutzte elektronische Da-
tenbanken. 

Zur gleichen Zeit (im Jahr 2004) machte das Institut 
des Nationalen Gedenkens auf den unprofessionel-
len Umgang bei der Abgrenzung von Dokumen-
ten nach der Teilung der Tschechoslowakei 1993 
aufmerksam. Die Tschechische Republik behält im 
Archiv des Innenministeriums der Tschechischen 
Republik (gegenwärtig das Archiv der Sicherheits-
kräfte) noch immer Datenbestände ein, die entweder 
vollständig oder teilweise – abhängig vom jeweiligen 
Inhalt – unter die Zuständigkeit slowakischer Institu-
tionen fallen sollten. Diese Dokumente enthalten In-
formationen über Bürger der Slowakischen Republik 
oder über Tätigkeiten der auf dem Gebiet der Slowa-
kischen Republik tätigen, gemeinschaftlichen Be-

hörden. Leider sind die Verhandlungen über die Aus-
händigung der fraglichen Originaldokumente und 
einiger Kopien der Originale weiterhin anhängig. 

Das Archiv des Instituts für Nationale Erinnerung 
erhielt außerdem die sehr große Bibliothek des Insti-
tuts für Marxismus und Leninismus in Bratislava und 
andere umfangreiche, aus verschiedenen privaten 
Quellen stammende Sammlungen. 

Leider war ein Teil des Materials, das das Institut 
während seines Bestehens erhalten hat, zunächst in 
schlechtem Zustand (entweder biologisch oder me-
chanisch beschädigt), zumeist verursacht durch un-
sachgemäße Lagerung. Die Mitarbeiter des Instituts 
beseitigten diese Schäden, und nun erfüllt die Ver-
wahrung aller Archivbestände hohe Ansprüche.

Kurz nach der Gründung des Instituts für Nationale Er-
innerung wurde die Transkription von Dokumenten 
in digitales Format eingeführt. Dies ist eine der sehr 
wichtigen Aufgaben, die das Institut erfüllt. Die zur 
Ausführung dieser besonderen Arbeit eingeteilten 
Mitarbeiter der Belegschaft bearbeiten ca. 250.000 
Seiten pro Jahr. Die eingescannten Fassungen der 
Dokumente werden gegenwärtig vor allem genutzt, 
um die Offenlegung von Dokumenten gemäß Absatz 
17 und 18 des Gesetzes Nr. 553/2002 Slg. zu realisieren, 
und dienen zweitens den Zwecken der verschiede-
nen Abteilungen des Instituts. Es ist geplant, den ge-
samten Archivbestand schrittweise zu digitalisieren 
und die elektronischen Kopien werden so für andere 
Zwecke verfügbar bleiben. Es sollte erwähnt werden, 
dass das UPN nicht plant, die besagten Dokumente 
im Internet zu veröffentlichen. Das Institut publiziert 
normalerweise nur einige ausgewählte Dokumente, 
entsprechend der Aktualität des jeweiligen Themas. 
Andererseits wird ein wichtiger Schwerpunkt auf die 
Veröffentlichung von Registern und Aufzeichnun-
gen gelegt. Das Institut des Nationalen Gedenkens 
veröffentlichte eine Liste von jüdischen Geschäften, 
die liquidiert und arisiert wurden, und eine Liste von 
Befehlshabern der Hlinka-Garde. Bezüglich des kom-
munistischen Regimes hat das UPN eine Liste von 
Funktionären der Kommunistischen Partei offen ge-
legt, eine Auflistung von Offizieren des Staatssicher-
heitsdienstes, Aufnahmeunterlagen des Staatssicher-
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heitsdienstes und der Militärischen Spionageabwehr, 
eine Auflistung archivalischer Bücher, eine Liste von 
Gebäudeverzeichnissen, eine Liste von Personen, die 
in Gulags deportiert wurden, und andere.

5. 	Zugang zu den Akten und gesetzliche 
Bestimmungen für den Umgang mit 
den Akten in der Öffentlichkeit

Zu den Hauptaufgaben des Instituts des Nationalen 
Gedenkens gehört, den Zugang zu den Dokumenten 
der ehemaligen Sicherheitsdienste für die Öffent-
lichkeit zu gewährleisten. Das Vorlegen von Doku-
menten geschieht auf zwei Arten: 

1.	 Offenlegung von Dokumenten gemäß  
§ 17 und 18 des Gesetzes zum Nationalen  
Gedenken 

Die Offenlegung von Dokumenten gemäß § 17 und 
18 gehörte zu den wichtigsten Tätigkeiten des Insti-
tuts in seiner Anfangsphase. Das UPN erhielt täglich 
hunderte Anfragen von Bürgern, die wissen wollten, 
welche ihrer personenbezogenen Daten der Staatssi-
cherheitsdienst aufgezeichnet hatte, wer der mit ih-
rem Fall befasste Agent war, und zu anderen Themen. 
Mittels der genannten organisatorischen Strukturen 
stellt das Institut den Antragstellern (hauptsächlich 
Opfern und/oder Betroffenen) eine Kopie der sie be-
treffenden Aufzeichnungen und eine Kopie der Auf-
zeichnungen des betreffenden Agenten und seines 
Führungsoffiziers zur Verfügung, wenn vorhanden 
(§ 17). Das Institut stellt jedem Antragsteller zudem 
Kopien von Akten über Personen zur Verfügung, die 
als inoffizielle Mitarbeiter registriert sind (§ 18). Die-
se gesetzliche Regelung wurde größtenteils von der 
Presse genutzt. Auf diese Weise erfüllt das Institut 
immer noch seine Funktion der Offenlegung, wenn 
auch das Interesse daran kontinuierlich nachlässt 
(z.B. erhielt das Institut 2008 insgesamt 405 Anfragen, 
während die Anzahl vor Jahresende 2004 noch 6.216 
betrug). Wenn Interesse besteht, ist es dem Antrag-
steller erlaubt, in Übereinstimmung mit dem Gesetz 
über den Schutz persönlicher Daten eine Kopie der 
Akte zu bekommen. Die Gebühr beträgt € 0.06 (ehe-
mals SKK 2) pro Seite. Zusätzlich hat das Institut zu 

allen bisher gestellten Anfragen Recherchen durch-
geführt und im Falle neuer Aktenfunde werden die 
Antragsteller entsprechend schriftlich informiert. 

Das Institut des Nationalen Gedenkens verwaltet 
hauptsächlich drei verschiedene Aktenarten. Die 
Akten über verfolgte Personen verweisen auf alle 
Akten außer solche, die über geheime, inoffizielle 
Mitarbeiter, Agenten, geheime IM-Kandidaten, Re-
sidenten, Informanten, Eigentümer von gemiete-
ten Wohneinheiten, Eigentümer von konspirativen 
Wohneinheiten und Kontaktpersonen angelegt 
wurden. Die oben genannten Akten sind gemäß 
der slowakischen Gesetzgebung nur für die in der 
Akte geführte Person oder deren engste Verwandte 
offen zu legen und für jede andere Person, die über 
eine schriftliche Einwilligungserklärung verfügt. 
Eine Akte über geheime, inoffizielle Mitarbeiter 
ist eine über folgende Personengruppen angelegte 
Akte: inoffizielle Mitarbeiter, Agenten, Residenten, 
Informanten, Eigentümer einer gemieteten Wohn-
einheit und Eigentümer einer konspirativen Wohn-
einheit. Diese Aktenart darf für die Person offen ge-
legt werden, zu der sie angelegt wurde, sowie für die 
Person, deren eigene Akte einen Eintrag über den 
betreffenden inoffiziellen Mitarbeiter enthält. Diese 
Aktenart kann auch für jede andere Person verfüg-
bar gemacht werden, wenn sie dies beantragt. Die 
einzige Ausnahme hierzu ist die Akte über Kontakt-
personen, die nur für die Person zugänglich gemacht 
wird, über die die jeweilige Akte geführt wurde, und 
für die Person, deren eigene Akte einen Eintrag über 
die betreffende Vertrauensperson enthält. In diesem 
Fall wird jedoch nicht die gesamte Akte offen gelegt, 
sondern nur die Informationen, die die Vertrauens-
person über die betreffende Person beschafft hat. 
Wie die Akten über geheime, inoffizielle Mitarbeiter 
ist die Akte über einen Offizier der Staatssicher­
heitskräfte in der Abteilung Staatssicherheit für 
eine Person mit einem entsprechenden Eintrag in ih-
ren eigenen Akten offen zu legen und außerdem für 
jede andere Person, die eine Offenlegung beantragt. 
Die Offenlegung wird durch die slowakische Gesetz-
gebung zum Schutz persönlicher Daten definiert. 
Die Veränderung eines Dokumentes wird auf Grund-
lage der Gutachten geregelt, die das UPN vom Büro 
für den Schutz personenbezogener Daten erhalten 

sollte. Die Schwärzung von Daten gilt auf jeden Fall 
für dritte Personen: Bei der Datenaufarbeitung ver-
bleibt der Name der Person evident, aber die persön-
lichen Angaben, wie z.B. Geburtstag und Geburtsort, 
Wohnort, Nationalität, Gesundheitszustand, Fami-
lienstand, Sexualleben, Religion, kriminelle Taten, 
die nicht mit dem betreffenden Fall in Verbindung 
stehen, und andere werden aus der elektronischen 
Fassung gelöscht. Ferner werden in einigen angefor-
derten Akten über inoffizielle Mitarbeiter manche 
Daten geschwärzt: die Namen dritter Personen und 
Informationen über das Privatleben des inoffiziellen 
Mitarbeiters. Ein ähnliches Verfahren wird ange-
wandt, wenn es zur Offenlegung von Akten über die 
Sicherheitsüberprüfung von Polizeibeamten kommt.

2.	 Die Präsentation von Dokumenten im Archiv 
des UPN

Zugang zu den Dokumenten wird auch im For-
schungsraum des Archivs angeboten. Forscher kön-
nen Dokumente vor Ort einsehen, jedoch gibt es eini-
ge damit verbundene Vorschriften: für die Einsicht-
nahme in  Personalakten des Nachrichtendienstes 
und von Akten der Spionageabwehr, die folgender-
maßen klassifiziert wurden: S (Operativer Vorgang), 
PO (Person, bei der eine Sicherheitsüberprüfung vor-
genommen wurde) und NO (feindliche Person) oder 
jede der fraglichen Versionen der Vorgänger sowie 
für personenbezogene Akten des Auslandsnachrich-
tendienstes (Direktorat 1 des Innenministeriums) 
wird die Genehmigung des Vorstandsvorsitzenden 
benötigt. Wie bei anderen staatlichen Archiven ist 
der Zugang zu unbearbeitetem Material nicht ge-
stattet. Nach Abschluss einer juristischen Prüfung 
entschied die Leitung des UPN im Jahr 2007, den 
Zugang zu Archivdokumenten freizugeben und öff-
nete die Dokumente in den Forschungsräumen des 
UPN-Archivs gemäß dem allgemeinen Gesetz über 
Archive (Gesetz Nr. 295/2002 Slg.). Die Entscheidung 
ermöglichte eine umfassendere Nutzung von Doku-
menten durch die Öffentlichkeit, einschließlich der 
Akten der ehemaligen Sicherheitsdienste, aber auch 
der regulären Akten des Staatssicherheitsdienstes. 

Zusätzlich ermöglicht das UPN gemäß geltendem 
Recht allen zuständigen Regierungsbehörden den 

Zugang zu den Dokumenten des Instituts. Die Be-
amten der Behörden können für das Aktenstudium 
den institutseigenen Forschungsraum nutzen oder 
ihnen wird, wenn angemessen, ein separater Raum 
zur Verfügung gestellt.

Die Einsichtnahme in die Dokumente ist gebühren-
frei. Von Forschern oder Antragstellern auf Offenle-
gung von Dokumenten wird jedoch eine Gebühr für 
Dokumentenkopien erhoben. Die Gebühr beträgt € 
0.06 (ehemals SKK 2) pro Seite. Den Forschern ist es 
erlaubt, während ihrer Arbeit im UPN-Archiv ihre 
eigene Digitalkamera zu nutzen. Auf diesem Wege 
erstellte Kopien sind gebührenfrei. 

6. 	Externe Zusammenarbeit

Seit seiner Gründung hat das Institut des Nationalen 
Gedenkens mit verschiedenen Organisationen und 
Verbänden in der Slowakei und im Ausland zusam-
mengearbeitet. Einige dieser Kooperationen erge-
ben sich aus den Aufgaben, die gemäß Gesetz zum 
Nationalen Gedenken in die Zuständigkeit des Insti-
tutes fallen oder sich aus anderen Gesetzen ergeben. 
In erster Linie ist das Institut des Nationalen Geden-
kens gemäß Abschnitt 8 des Gesetzes Nr. 553/2002 
Slg. verpflichtet, Informationen und Dokumente im 
Zusammenhang der Tätigkeiten offenzulegen, die 
von den Sicherheitskräften zur Erfüllung ihrer ge-
setzlich vorgeschriebenen Funktionen ausgeführt 
wurden. Da ehemalige inoffizielle Mitarbeiter des 
kommunistischen Geheimdienstes nach geltenden 
Gesetzen als Sicherheitsrisiko für den Staat und sei-
nen damit einhergehenden Verpflichtungen einge-
stuft werden, arbeitet das Institut hauptsächlich mit 
Institutionen zusammen, die mit dem Staatsschutz 
befasst sind. Dazu gehören das Amt für Nationale 
Sicherheit, der Slowakische Informationsdienst, der 
Militärische Abwehrdienst und das Innenministeri-
um der Slowakischen Republik. Bis Ende 2008 muss-
ten die Mitarbeiter des UPN mehr als 4.000 entspre-
chende Anfragen bearbeiten. 

Ein weiteres Gebiet der Zusammenarbeit zwischen 
UPN und Regierungsbehörden betrifft gemeinsame 
Projekte des UPN mit den Büros des Generalstaats-
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anwaltes der Slowakischen Republik. Die Mitarbei-
ter des Instituts haben mehrmals Strafverfahren zur 
Verfolgung gegen Täter wegen Straftaten eingeleitet, 
die während der Zeit des kommunistischen Regimes 
begangen wurden. 

Wir legen außerordentlichen Wert auf die Zusam-
menarbeit mit Schulen, Stiftungen und Bürgerini-
tiativen. Das UPN erfreut sich einr langjährigen Zu-
sammenarbeit mit verschiedenen Universitäten und 
Gymnasien in der gesamten Slowakei. Die Mitarbei-
ter des Instituts geben ihr Wissen über den repressi-
ven Sicherheitsapparat und die Herrschaft nicht-de-
mokratischer Regime auf dem Gebiet der Slowakei 
im 20. Jahrhundert an Studierende weiter. 

Ebenfalls wichtig ist es, mit wissenschaftlichen Part-
nerinstitutionen in Verbindung zu treten. Das UPN 
veranstaltete gemeinsam mit Universitäten und For-
schungseinrichtungen verschiedene Konferenzen. 
Diese Art der Kooperation wurde auch mit unseren 
Kollegen außerhalb der Slowakei, besonders mit Kol-
legen aus der Tschechischen Republik, Polen und Un-
garn ausgebaut. Wir haben Kooperationsabkommen 
nicht nur mit unseren Partnerorganisationen in der 
Tschechischen Republik, Ungarn und Polen geschlos-
sen, sondern auch mit dem United States Holocaust 
Memorial Museum.

Historisch-politische Bildung in der Slowakei

Bildungsaktivitäten gehören zu den Prioritäten des 
UPN; dies entspricht dem Gesetz zum Nationalen Ge-
denken (553/2002 Slg.). Das Gesetz verpflichtet das 
Institut unter anderem zu den nachfolgenden Auf-
gaben: eine vollständige und unvoreingenommene 
Bewertung der Zeit der Unterdrückung vorzuneh-
men, vor allem die Ursachen sowie die Art und Wei-
se des Freiheitsverlustes und der faschistischen und 
kommunistischen Ideologie zu analysieren und der 
Öffentlichkeit die Ergebnisse seiner Tätigkeit vorzu-
stellen, insbesondere durch Analyse und Aufhebung 
der Geheimeinstufung der Informationen und Doku-
mente über die Zeit der Unterdrückung von 1939 bis 
1989 und über Taten und Schicksale von Einzelper-
sonen, Herausgabe und Verbreitung von Publikati-
onen, Organisation von Ausstellungen, Workshops, 

Konferenzen, Diskussionsforen und nicht zuletzt För-
derung freiheitlicher Ideale und Stärkung des Schutz 
der Demokratie etc.

Um die oben genannten Ziele zu erreichen, erachtet 
es das UPN als wichtig, Verbindungen zu knüpfen 
und mit Gymnasien und Universitäten zusammenzu-
arbeiten. Unsere Experten reisen durch die gesamte 
Slowakei und halten Vorträge zu den Themen, die 
das UPN als wichtig erachtet. Zu diesem Zweck ar-
beitete das Institut des Nationalen Gedenkens früher 
mit der Konrad Adenauer Stiftung und jetzt mit der 
Ständigen Konferenz des Bürgerinstituts zusammen 
(Stála konferencia občianskeho inštitútu). Das Vor-
tragsverzeichnis kann auf der Internetseite des UPN 
(www.upn.gov.sk) eingesehen werden und die Schu-
len können aus den dort genannten Vortragsthemen 
und -terminen auswählen. Die Mitarbeiter des Insti-
tuts hielten 2007 insgesamt 36 Vorträge, im darauf 
folgenden Jahr waren es 43 Vorträge und bis Juni 
2009 hatte die Anzahl der Vorlesungsstunden 60 
erreicht. Unser Personal bietet auch methodologi-
sche Schulungen für Lehrer der gymnasialen Ober-
stufe zur Geschichte der Zeit der Unterdrückung 
(1939 – 1989) an.

Des Weiteren initiierte das Institut kürzlich zwei Bil-
dungsprojekte. Eines ist das sogenannte „Nenápadní 
hrdinovia“ (Heimliche Helden) und hauptsächlich 
auf Gymnasien ausgerichtet. Sein Ziel ist es, Schüler 
zu ermutigen, in ihrer Nachbarschaft Opfer des kom-
munistischen Regimes zu suchen, wie etwa einen 
früheren politischen Häftling, um deren Lebensge-
schichte zu dokumentieren. Die Bemühungen der 
Schüler können zu verschiedenen Ergebnissen füh-
ren, z.B. in Form eines Aufsatzes, aber auch eines 
Films. Alle Ausdrucksformen sind sehr willkommen 
und nur von der Phantasie der Schüler abhängig. 
Überflüssig zu erwähnen, dass die besten Ergebnisse 
prämiert werden. 

Ein anderes Projekt ähnlicher Natur heißt „Po stopách 
slobody“ (Die Spuren der Freiheit). Ziel des Projektes 
ist es, Universitätsstudenten zum Nachdenken über 
die Zeit der Unterdrückung (1939 –1989) anzuregen. 
Die Teilnahme von Studenten aller Fachbereiche ist 
willkommen, da Historiker forschen, Künstler Skulp-

turen, Bilder oder Drehbücher anfertigen, Journa-
listen Interviews durchführen, Berichte verfassen 
könnten etc.

Auch das Publizieren gehört zu den bedeutsamen 
Bildungsaktivitäten des Instituts des Nationalen Ge-
denkens. Das UPN veröffentlicht vierteljährlich sein 
als Pamäť národa (Gedächtnis der Nation) bekann-
tes Magazin. Das Magazin bietet fundierte wissen-
schaftliche Studien zu verschiedenen Teilgebieten. 
Zusätzlich gab das Institut bereits ca. 30 Veröffentli-
chungen heraus. Alle publizierten Arbeiten wurden 
den slowakischen Universitätsbibliotheken zur Ver-
fügung gestellt.

Ein weiterer wichtiger Bestandteil des Bildungsauf-
trages des Instituts ist die Organisation von wissen-
schaftlichen Konferenzen und Ausstellungen. Ab-
schließend sollen die Diskussionsabende erwähnt 
werden, die das Institut des Nationalen Gedenkens 
einmal im Monat veranstaltet. Bisher fanden 15 
solche Veranstaltungen statt und behandelten ein 
Spektrum verschiedenster Fragen, wie z.B. den Krieg 
gegen Polen 1939, die Vorbereitungen für den Slowa-
kischen Nationalaufstand, das Massaker von Katyn, 
den Verband regimetreuer Geistlicher, allgemein 
bekannt als „Pacem in Terris“, und eine Diskussion 
über Gustáv Husák, den letzten kommunistischen 
Präsidenten der Tschechoslowakei.
 

7. 	Die Perspektiven der Institution im 
Licht der öffentlichen und politischen 
Debatte

Auch wenn das Institut des Nationalen Gedenkens 
2002 während der Regierungszeit einer Mitte-Rechts-
Koalition gegründet wurde, strebt diese Institution 
eindeutig danach, eine landesweite, unparteiische 
und unpolitische Organisation zu sein. Die Öffent-
lichkeit zeigt seit langer Zeit ihr positives Interesse 
an den durch das Institut vorgestellten Informati-
onen und Ergebnissen. Es gibt außerdem eine ge-
samtgesellschaftliche Debatte, die Bedeutung dieser 
Institution, die Authentizität der im UPN-Archiv auf-
bewahrten Dokumente des Staatssicherheitsdiens-
tes, die Zulänglichkeit des Schutzes vor dem Miss-

brauch dieser Dokumente sowie die Notwendigkeit 
und das Ausmaß der Versöhnung mit der totalitären 
Vergangenheit zu bewerten. Diese Diskussion, die 
manchmal in eine recht hitzige Debatte umschlägt, 
wird auch auf politischer Ebene wiederholt. Dies ist 
hauptsächlich der Tatsache geschuldet, dass ver-
schiedene der gegenwärtig aktiven Politiker mit der 
Offenlegung ihrer früheren Zusammenarbeit mit 
dem Staatssicherheitsdienst konfrontiert wurden. 
Diese Sachverhalte beeinflussen auch die Beziehun-
gen zwischen den politischen Parteien und dem UPN. 
Verschiedene politische Parteien zeigen ihre Abnei-
gung gegen die Tätigkeiten des Instituts, die sich in 
Spekulationen über die Nutzlosigkeit dieser Art von 
Institution zeigen und auf die Beseitigung seiner 
Autorität oder sogar auf die Auflösung des Instituts 
abzielen. Nichtsdestotrotz wurden bisher keine ent-
scheidenden Schritte zur Ausschaltung des UPN un-
ternommen. Folglich wird die Tätigkeit des Instituts 
auch in den kommenden Jahren voraussichtlich un-
verändert fortgesetzt werden. 
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I.	 Ausgangslage

1.	 In der Europäischen Union sind nach dem Ende 
der kommunistischen Diktaturen in Deutschland 
(ehem. DDR), Polen, Rumänien, Slowakei, Ungarn, 
Tschechien und Bulgarien staatliche Einrichtun-
gen gegründet worden, die für die Überlieferun-
gen der ehemaligen Geheimpolizeien und anderer 
repressiver Organe dieser Diktaturen verantwort-
lich sind und die den Zugang der Öffentlichkeit zu 
diesen Unterlagen gewährleisten sollen. 

2.	 Die wesentlichen Ziele der Arbeit dieser Institutio-
nen bestehen insbesondere darin,
	 den von geheimpolizeilicher Tätigkeit betrof-

fenen Personen den Zugang zu den zu ihrer 
Person vorhandenen Unterlagen zu verschaf-
fen,

	 eine umfassende Aufklärung und Erforschung 
der Tätigkeit der kommunistischen Geheim-
polizeien auf der Basis wissenschaftlicher 
Erkenntnisse zu gewährleisten, 

	 den rechtsstaatlichen Umgang mit den Akten 
sicherzustellen und sie zugänglich zu machen.

3.	 Die Entstehung dieser Behörden und die Ge
schichte der Aktenöffnung ist in unseren Ländern 
unterschiedlich verlaufen: manche bestehen be-
reits seit Anfang der 90er Jahre, einige sind erst 
in den letzten Jahren gegründet worden. Ihnen 
allen liegt der Wille der Parlamente zu Grunde, 
für die Hinterlassenschaft der kommunistischen 
Geheimpolizeien eigene Gesetze zu schaffen, 
die deren Besonderheiten Rechnung tragen und 
einen rechtsstaatlichen Umgang mit den Akten 
sowie den Zugang zu ihnen gewährleisten. Her-
vorzuheben ist, dass all diese Institutionen unab-
hängig und nicht Teil der allgemeinen staatlichen 
Archivverwaltung sind. 

4.	 Zwischen unseren Institutionen hat sich in den ver-
gangenen Jahren eine rege bilaterale und multila-
terale Zusammenarbeit auf verschiedenen Ebe-
nen entwickelt. In diese Kooperation sind andere 
staatliche und nichtstaatliche Institutionen und 
Organisationen wie z.B. zeitgeschichtliche For-
schungsinstitute häufig einbezogen.

II.	� Gründung eines Europäischen Netzwerkes 
der für die Geheimpolizeiakten zuständigen 
Behörden

Wir, die Vertreter dieser Institutionen, haben die Not-
wendigkeit erkannt, unsere Zusammenarbeit zu ver-
tiefen und unserem gemeinsamen Anliegen in einem 
Europäischen Netzwerk der Aufarbeitungsbehörden 
Ausdruck zu verleihen. Wir knüpfen dabei unter ande-
rem an die Resolutionen 1096 (1996) und 1481 (2006) 
der parlamentarischen Versammlung des Europarates 
an, in denen betont wird, wie wichtig es ist, die von den 
kommunistischen Regimen verübten Verbrechen zu 
verfolgen, die Öffentlichkeit darüber aufzuklären und 
die  Geheimpolizeiarchive der Diktaturen zu öffnen. 
Als staatliche Institutionen mit dem gesetzlichen Auf-
trag, den Aktenzugang zu ermöglichen, wollen wir in 
der Europäischen Union zu diesen Fragen gemeinsam 
und abgestimmt die Stimme erheben. Wir wollen ein 
Forum des Austauschs und der gegenseitigen Infor-
mation sein: Dies gilt für die Archive, die rechtlichen 
Regelungen, die historisch-politische Bildungs- und 
Öffentlichkeitsarbeit und die Forschung. Wir wollen 
mit dieser europäischen Vernetzung verdeutlichen, 
dass es sich nicht nur um eine isolierte nationale The-
matik handelt, sondern dass die Aufarbeitung in einen 
europäischen, einen internationalen Kontext einge-
bunden ist. Insbesondere der Bedeutung der Akten-
öffnung, des rechtsstaatlich geregelten Zugangs zu 
den Akten, der unabhängigen wissenschaftlichen For-
schung und einer breiten Aufklärung über die Geheim-
polizeien der Diktatur und deren Repräsentanten wol-
len wir so Nachdruck verleihen. Gemeinsames Ziel ist 
es, uns bei der Wahrung dieser Aufgaben gegenseitig 
zu unterstützen. Wir wollen die Unabhängigkeit der 
Archivforschung gewährleisten. Jegliche Form von 
politischer Instrumentalisierung soll verhindert wer-
den. Dafür wollen wir öffentlich eintreten. 

Dabei erkennen wir an, dass die Nationen – bei allen 
Gemeinsamkeiten in ihrem Anliegen – unterschied-
liche Wege dabei gehen, so bei der Struktur die-
ser Behörden, dem rechtlichen und tatsächlichen 
Zugang zu den Akten, den Zuständigkeiten bei der 
Aufklärung von Straftaten diktatorischer Regime und 
bei Lustrations- und Überprüfungsverfahren in Politik 
und Verwaltung. 

Gründungspapier
„Europäisches Netzwerk der für die Geheimpolizeiakten zuständigen Behörden“

Das Europäische Netzwerk dient dazu, unter Beach-
tung der unterschiedlichen Erfahrungen mit der 
Repression in den beteiligten Ländern in einer viel-
fältigen Landschaft von staatlichen und nichtstaat
lichen Einrichtungen und Initiativen, von Forschungs-
instituten, Stiftungen, Gedenkstätten, Museen und 
Opferverbänden das gemeinsame Ziel der wissen-
schaftlichen, gesellschaftlichen und politischen 
Aufarbeitungsarbeit zu fördern. Die unabhängige 
wissenschaftliche Forschung und die historisch-poli-
tische Bildungsarbeit insbesondere für die europä-
ische Jugend verdient dabei eine herausgehobene 
Bedeutung.

Es ist Anliegen des Netzwerkes, andere Einrichtun-
gen und Initiativen in seine Arbeit einzubeziehen und 
dafür geeignete Formen zu finden.

Wir sind der Überzeugung, dass der Zugang zu den 
Geheimdienstpolizeiakten für Transformationspro-
zesse nach dem Ende von Diktaturen weltweit von 
Bedeutung ist. Das Netzwerk will deshalb Mindest

voraussetzungen für den Zugang zu den Geheim
polizei-Akten von Diktaturen definieren. 

In einem ersten Schritt wird das Netzwerk zur Infor-
mation der Öffentlichkeit vergleichende Übersich-
ten zum Zugang zu den Akten, zu den Rechtsgrund-
lagen, zur Struktur der zuständigen Institutionen 
und zur Inanspruchnahme ihrer Dienstleistungen 
erstellen.

Das Netzwerk wird ein besonderes Augenmerk auf 
die fachlich unabhängige Aufgabenwahrnehmung 
legen, die eine politische Instrumentalisierung aus-
schließen soll.
 

III.	Arbeitsweise des Netzwerks

1.	 Jährliche Konferenzen
Das Netzwerk veranstaltet einmal im Jahr eine Kon-
ferenz, auf der die Leitungen der beteiligten Insti-
tutionen wichtige Fragen ihrer Aufgaben und der 
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Aufarbeitung in ihren Ländern erörtern. Dabei soll die 
gesamteuropäische Dimension dieser Themen eine 
besondere Rolle spielen.

Veranstaltungsorte sind die Sitzländer des Netzwerks 
im Wechsel.

Die jährliche Konferenz wird begleitet von öffent-
lichen Veranstaltungen, mit denen eine öffentli-
che Aufmerksamkeit für Themen der Aufarbeitung 
geweckt werden soll. Wünschenswert ist hierbei die 
Beteiligung weiterer Einrichtungen und Initiativen, 
die der Aufarbeitung verbunden sind. 

Die jährliche Konferenz wird in geeigneter Weise 
dokumentiert und veröffentlicht.

2.	 Koordinierungsgruppe
Das Netzwerk richtet eine Koordinierungsgruppe aus 
Vertretern der zugehörigen Institutionen ein,
	 die eine laufende, direkte Kommunikation unter-

einander sicherstellen,
	 der die Vorbereitung der jährlichen Konferenz (in 

Ergänzung zur jeweils federführenden Behörde) 
obliegt,

	 die für die Entwicklung eines Systems der Basis-
information über die Behörden und deren Fort-
schreibung die Verantwortung trägt.

3.	 Federführung
Die Federführung für das Netzwerk obliegt für jeweils 
ein Jahr der Institution, in deren Land die nächste jähr-
liche Konferenz stattfindet.

Marianne Birthler
Deutschland, BStU

Evtim Kostadinov Kostadinov
Bulgarien, COMDOS

Franciszek Gryciuk
Polen, IPN

Dr. Ladislau Csendes
Rumänien, CNSAS

Dr. Ivan Petranský
Slowakei, UPN

Miroslav Lehký
Tschechische Republik, USTR

Gergö Bendegúz Cseh
Ungarn, ABTL

Berlin, 16.12.2008
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Adressen der Institutionen 
im „Europäischen Netzwerk der für die Geheimpolizeiakten zuständigen Behörden“

Bulgarien

Committee on Disclosure of Documents and 
Announcing Affiliation of Bulgarian Citizens to 
the State Security and the Intelligence Services 
of the Bulgarian National Army (COMDOS)
1, Vrabcha Str., fl. 2
1000 Sofia
Tel. +359 (2) 800 45 06
Fax +359 (2) 800 45 00
info@comdos.bg
www.comdos.bg

Tschechische Republik

Ústav pro studium totalitních režimů (USTR)
Institut zur Erforschung totalitärer Regime 
und Archiv der Sicherheitsdienste
Siwiecova 2
130 00 Praha 3
Postadresse: P.O.BOX 17, 110 06 Praha 1
Tel. +420 (221) 008 211, +420 (221) 008 212
info@ustrcr.cz
www.ustrcr.cz

Deutschland

Die Bundesbeauftragte für die Unterlagen  
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik (BStU)
Karl-Liebknecht-Straße 31/33
10178 Berlin
Postadresse: BStU, 10106 Berlin
Tel. +49 (30) 2324-50
Fax + 49 (30) 2324-7799
post@bstu.bund.de
www.bstu.bund.de

Ungarn

Állambiztonsági Szolgálatok Történeti Levéltára 
(ÁBTL)
Historisches Archiv der Staatssicherheitsdienste 
Ungarns
1067 Budapest, Eötvös u. 7
Postadresse: 1369 Budapest, PF. 367
Tel.  +36 (1) 478-6020 
Fax + 36 (1) 478-6036
info@abtl.hu
www.abtl.hu

Polen

Instytutu Pamięci Narodowej (IPN)
Das Institut für Nationales Gedenken
Kommission zur Strafverfolgung von Verbrechen 
gegen das Polnische Volk
ul. Towarowa 28
00-839 Warszawa
Tel. +48 (22) 581 85 22, 581 85 23
sekretariat.ipn@ipn.gov.pl
www.ipn.gov.pl

Rumänien

Consiliul Naţional Pentru Studierea Arhivelor 
Securităţii (CNSAS)
Der Nationale Rat zur Aufarbeitung der  
Securitate-Akten 
Strada Matei Basarab nr. 55-57, sector 3
030671, Bucureşti
Tel. +40 374 189 167
office@cnsas.ro
www.cnsas.ro

Slowakei

Ústav pamäti národa (UPN)
Institut des Nationalen Gedenkens
Námestie slobody 6, 817 83 Bratislava 15
Tel.: +421 (2) 593 00 311
Fax: +421 (2) 593 00 391
info@upn.gov.sk
www.upn.gov.sk



Deutschland

Die Bundesbeauftragte für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik

Außenstelle Chemnitz
Jagdschänkenstraße 52  |  09117 Chemnitz
Tel. + 49 (371) 8082-0  |  Fax + 49 (371) 8082-3719

Außenstelle Dresden
Riesaer Straße 7  |  01129 Dresden
Tel. + 49 (351) 2508-0  |  Fax + 49 (351) 2508-3419

Außenstelle Erfurt
Petersberg Haus 19  |  99084 Erfurt
Tel. + 49 (361) 5519-0  |  Fax + 49 (361) 5519-4719

Außenstelle Frankfurt (Oder)
Fürstenwalder Poststraße 87  |  15234 Frankfurt
Tel. + 49 (335) 6068-0  |  Fax + 49 (335) 6068-2419

Außenstelle Gera
Hermann-Drechsler-Straße 1, Haus 3  |  07548 Gera
Tel. + 49 (365) 5518-0  |  Fax + 49 (365) 5518-4219

Außenstelle Halle
Blücherstraße 2  |  06122 Halle (Saale)
Tel. +49 (345) 6141-0  |  Fax +49 (345) 6141-2719

Außenstelle Leipzig
Dittrichring 24  |  04109 Leipzig
Tel. +49 (341) 2247-0  |  Fax +49 (341) 2247-3219

Außenstelle Magdeburg
Georg-Kaiser-Straße 4  |  39116 Magdeburg
Tel. +49 (391) 6271-0  |  Fax +49 (391) 6271-2219

Außenstelle Neubrandenburg
Neustrelitzer Straße 120  |  17033 Neubrandenburg
Tel. +49 (395) 7774-0  |  Fax +49 (395) 7774-1619

Außenstelle Rostock
Hohen Tannen 11  |  18196 Waldeck-Dummerstorf
Tel. +49 (38208) 826-0  |  Fax +49 (38208) 826-1219

Außenstelle Schwerin
19065 Görslow
Tel. +49 (3860) 503-0  |  Fax +49 (3860) 503-1419

Außenstelle Suhl
Weidbergstraße 34  |  98527 Suhl
Tel. +49 (3681) 456-0  |  Fax +49 (3681) 456-4519

Polen

Institut des Nationalen Gedenkens

Außenstelle Białystok
Warsztatowa 1a  |  15-637 Białystok
Tel. +48 (85) 6645701  |  Fax +48 (85) 6645700

Außenstelle Gdańsk
ul. Witomińska 19  |  81-311 Gdynia
Tel. +48 (58) 6606700  |  Fax +48 (58) 6606701

Außenstelle Katowice
ul. Kilińskiego 9  |  40-061 Katowice
Tel. +48 (32) 6099841, 6099843
Fax +48 (32) 6099842

Außenstelle Kraków
ul. Reformacka 3  |  31-012 Kraków
Tel. +48 (12) 4211961, 4262135  |  Fax +48 (12) 4211100

Außenstelle Lublin
ul. Szewska 2  |  20-086 Lublin
Tel. +48 (81) 5363401  |  Fax +48 (81) 5363402

Außenstelle Łódź
ul. Orzeszkowej 31/35  |  91-479 Łódź
Tel. +48 (42) 6162745  |  Fax +48 (42) 6162748

Außenstelle Poznań
ul. Rolna 45a  |  61-487 Poznań
Tel. +48 (61) 8356900  |  Fax +48 (61) 8356903

Außenstelle Rzeszów
ul. Słowackiego 18  |  35-060 Rzeszów
Tel. +48 (17) 8606018  |  Fax +48 (17) 8606039

Außenstelle Szczecin
ul. K. Janickiego 30  |  71-270 Szczecin
Tel. +48 (91) 4849800

Außenstelle Warszawa
Pl. Krasińskich 2/4/6/  |  00-207 Warszawa
Tel. +48 (22) 5261910, 5261911  |  Fax +48 (22) 5261913

Außenstelle Wrocław
ul. Sołtysowicka 21a  |  51-168 Wrocław
Tel. +48 (71) 3267600  |  Fax +48 (71) 3267603

Adressen der Außenstellen
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